
*1Bundesnetzagenrur 

Beschlusskammer 5 

BK Sb-11/018 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren 

gegenüber 

1. First Mail Düsseldorf GmbH, vertreten d urch die Geschaftsführung, 


Lierenfelder Str . 51, 40231 Düsseldorf 


• Betroffene zu 1. 

2. Deutsche Post AG, vertreten durch den Vorstand, 


Charles-de-Gaulle-Sir. 20, 53113 Bonn 


- Betroffene zu 2. 

Verfahrensbevo11machti91e zu 1. und 2.: Redeker, Sellner, Dahs, 


Leipziger Platz 3, 10117 Berlin 


•Negen 

nachträglicher Überprtifung niCht genehmigungsbedürftiger Entgelte 

der Beschwerdegegnerin zu 1. fOr die Postdienstleistungen C6. CS. C4 

Beigeladene: 

1. TNT Post Regioservice GmbH. vertreten durch dJe Geschäftsführung, 

Stadionring 32, 4CIB78 Ratingen 

- Beigeladene zu 1. 

­

­

­
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Verfahrensbevollmachtigte: Heuking Kühn Lüer Wojtek. 


Bleichenbrüci<e 9. 20354 Hamburg 


2. Frankotyp Postalia Holding AG, vertreten durch den Vorstand, 

Trittweg 21 • 26, 16547 Bickenv~erder 

. Beigeladene zu 2. 

3. PIN f\1ail AG, vertreten durch den Vorstand, 
Alt-Moabit 91, 10559 Bertin 

- Beigeladene zu 3 -

Verfahrensbevollmächtigte: Ulmenstein 1Rechtsan\välte. 

Ellerstraße 26 - 28, 30175 Hannover 

hat die Beschlusskammer 5 der Bundesnetzagenlur fOr Etektrizi!ät, Gas. Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen in der Besetzung 

der Vorsittenoen Ute Oreger. 

des Beisil%ers Jens Meyerding und 

des Beisitzers fvlartin Bali.er 

aufgrund der öffentlichen mündlichen Verhandlung vom 11.05.2011 

am 14.06.201 1 entschieden· 

1. 	 Die zum Entscheidungszeitpunkt gOlligen Entgelte der Betroffenen zu 1 für die Post

dienstleistungen C6, CS und C4 entsprechen nicht den Maßstäben des § 20 Abs. 2 Nr. 2 

und 3 PostG. 

2. 	 Der Betroffenen zu 1. wird aufgegeben, die Entgelte unverzüglich, spätestens zum 

31.08.2011 , den Maßstäben des § 20 Abs. 2 Nr. 2 und 3 PostG anzupassen. 

3. 	 Die Entgelte entsprechen den Maßstaben des § 20 Abs. 2 PostG bei Einhaltung folgen

der Voraussetzungen: 

­

­

­
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a. 	 soweit die Betroffene zu 1. im Rahmen der Anpassung der Entgelte die gegen

\värt19e Angebotsstruktur der Betroffenen zu 2 nach l+Aaßen und Ge1Nichten Ober~ 

nimmt. entsprechen d•e Entgelte den Maßst~ben des § 20 Abs. 2 PostG dann, 

•veno die Teilleistungsentgette BZE der Betroffenen zu 2. nicht unterschritten 

\Verden. Oie Teilleistungsentgelte belaufen sich 9egenv1ärtig auf: 

a) Standardbrief (bis 20 g) 0,341 € 

b) Kompaktbrief (bis 50 g) 0.558€ 

c) Großbrief (bis 500 g) 0.899 € 

d) Maxibrief (bis 1.000 g) 1,364 € 

b. 	 Sov.1eit die Betroffene zu 1 nach Maßen und Gev.•ichten an ihrer bisherigen An· 

gebotsstruktur festhalten \'lill, dOrten bei der Entgeltanpassung folgende EntgeltM 

höhen nicht unterschritten \'/erden: 

a) C6 (vergleichbar Standard- und Kompaktbrief): 0,361 € 

b) CS (vergleichbar Großbrief): 0.899 € 

c) C4 (vergleichbar Maxibrief) 1,364 E 

4. 	 Sofern die Betroffene zu 1. gegenOber ihren Kunden selbst postvorbereitende Tätigkei­

ten bzv1. Abholtätigkeiten erbringt. sind d:ese mit den entsprechenden Kosten den unter 

3. genannten Entgelthöhen zu beaufschlagen. 

5. 	 Entgelte der Betroffene zu 1. für tv1assensendungen. die nicht mit den Infopostbedingun­

gen der Betroffenen zu 2, übereinstimmen, entsprechen nicht dem lvlaßslab des§ 20 

Abs. 2 Nr 3 PostG. 

6. 	 Oie Betroffene zu 1. wird aufgefordert, die zu 5. festgestellte Diskriminierung unverzüg

lich, spätestens ms 31 .08.2011, abzustellen, z. B. durch Einführung von Vertragsbedin

gungen, die den Infopostbedingungen der Betroffenen zu 2. entsprechen. 

7. 	 Die Betroffene zu 2. verstößt gegen den Maßstab des§ 20 Abs. 2 Nr 3 PostG, indem 

sie über die Betroffene zu 1. gleichartigen Abnehmern günstigete Entgelle fOr vergleich­

bare Leistungen gewährt. 

8. 	 Oie Betroffene zu 2. v1i fd aufgefordert, die zu 7. festgestellte Diskriminierung unverzüg

lich, spätestens bis 31.08.2011, abzustellen. 

­

­

­

­
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9. 	 Die zu 2., 3., 6. und 8. erfolgten Anpassur.gen sind der Regulierungsbehorde bis zum 

07.09.2011 nachzu\veisen. 

Gründe: 

1. 

Oie Beschlusskammer hat nach Abschluss von VorermrtUungen mit Beschluss vom 11.04.2011 

ein Verfahren der nachträglichen Entgeltkontrolle gern. §§ 25 Abs. 1, 20 Abs. 2 PostG eingelei­

tet. Die Eröffnung von Amts wegen wurde den Betroffenen am selben Tage bekannt geget>en. 

Zum Sachverhalt. lag zugleich eine Beschwerde der Beigeladenen zu 1. vor. 

Das Verfahren bezieht sich auf den Voiv1urf, die Entgelte der Betroffenen zu 1 . seien kostenun~ 

terdeckend, sie diskriminiere ihre Kunden untereinander, indem sie für vergleichbare Leistungen 

unterschiedliche Entgelte anbiete. Die Betroffene zu 2. diskriminiere ihre Kunden durch Preis­

spaltung. 

Oie Betroffene zu 2. ist marklstärkster Anbieter von Postdienstleistungen im Gebiel der Bundes­

republik Deutschland. Sie bietet neben E.nd-to-End-Zustellleistungen auch sog. Teilleistungen 

an, die dadurch gekennzeichnet sind, dass der Eintieferer teilleistungsrelevante Eigenle1stungen 

wie z.B. Sortierung auf Leitregion und Einlieferung in die Briefzentren selbst erbringt oder durch 

sog. Konsolid1erer erbringen lässt. 

Die Entgelte fOr Tellleis1ungen liegen unter den Entgelten liir End-to-End-Zustellleistungen und 

betragen gegenwartig für die Einlieferung in das zustellnahe Briefzentf\Jm Eingang (BZE) 

e) Standardbrief (bis 20 g) 0,341 € 

f} Kompak,brief (bis 50 g) 0,558 € 

g) Großbrief (bis 500 g) 0,899 € 

h) Maxibrief (bis 1.000 g) 1,364 € 

Die Py1indesteinlieferungsmenge für BZE-E1nlieferungen beträgt 250 Sendungen. 

Die Beteiligten zu 1 und 3. als detZeil starl<sle Wettbewerber der Betroffenen zu 2. auf dem 

Btieflnarkt haben ihre Tatigkeitsschwerpunkte in. den Gebieten Rhein/Ruhr und Berlin. Sie ver· 

fügen jedenfalls in diesen Gebieten über ein eigenes Zustellnetz. 

Oie Betroffene zu 1. ist eine 100 °Ai...ige Tochtergesellschaft der Deutsche Post Beteiligungen 

Holding GmbH. Diese wiederum ist eine 100 o/o·ige Tochtergesellschaft der Betroffenen zu 2. 

Zwischen der Betroffenen zu 1 und der Deutsche Post Bete1hgungen Holding GmbH besteht 
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seit dem Jahr 2008 ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag. Danach unterstellt die 

Betroffene zu 1. die Leitung ihrer Gesellschaft der Deutsche Post Beteiligungen Holding GmbH, 

die demgemäß bere<:htigt ist, der Geschäftsführung der Betroffenen zu 1. Weisungen zu ertei­

len. Die Betroffene zu 1 ist verpflichtet. ihren Gewinn an die Deutsche Post Beteiligungen Hol­

ding GmbH abzuführen. Die Deutsche Post Beteiligungen Holding GmbH ist ihrerseits verpflich· 

tet, entstehende Jahresfehlbeträge auszugleichen. 

Die Betroffene zu 1. verfügt Ober eine Lizenz zur gev1erbsmä~gen Beförderung von Snefsen­

dungen bis 1.000 g, Lizenzurkunde 01 11390 vom 10.01.2002. Oas Unternehmen v1urde im Jahr 

2004 in den Konzern Oeutsche Post OHL eingeglfedert. 

Die Betroffene :zu 1. erbringl Pos1dienstleislungerl derzeit ausschließlich in den Gebieten, die 

auch von den Beigeladenen zu 1. und 3. mit eigenem Zustellnetz bedient „verden. Die Betreffe~ 

ne zu 1. ist in folgenden Gebieten tätig: Düsseldorf, Ruhrgebiet und ausgewählte Postlertzahlen 

in bestimmten Leitregionen Berlins. 

Zusätzlich ist in diesen Gebieten auch die Betroffene zu 2. tätig. 

Die Betroffene zu 1. bietet ihre Postdienslleistungen zu Entgelten an, die von denen der Betraf· 

fenen zu 2. ab•Neichen 

Ihre Leistungen werden unter den Sendungsformaten entnommenen Beze1chnungen C6, C5 

und C4 in drei unterschiedlichen Varianten an_geboten. Die Zustellung erfolgt 1n allen V'arianten 

nur an 5 \!Verktagen. Oie Einliefen1ngsbedingungen der Betroffenen zu 1. sehen in allen Va(ian­

ten eine Mindesteinheferungsmenge von 50 Sendungen und eine kostenlose Abholung der 

Sendungen beim Kunden vor. 

In Variante 1 \'/erden gegenüber den Unternehmen 

die nachfolgend 

dargestellten Entgelte erhoben: 

• CS (bis 50 g): 

• CS (bis 500 g): 

• C4 (bis 1.000 g): 

Diese Angaben resultie(en aus der von der Betroffenen zu 2. mit Fax vom 13.07.2010 einge­

reichten Preisliste zum sog . • Letter of lntenl" zwiuhen der Betroffenen zu 1. und ­
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. Oie Entgelte können sich bei steigendem Sendungsvolurnen ggf. vec

ringern. Dieselben Entgelte wurden der mit Schrei

ben der Betroffenen zu 1. vom 24.08.2010 angeboten. Außerdem stellen die Entgelte lt. Aus­

kunftsschreiben der Betroffenen zu 2. vom 17.01.2011 die internen Verrechnungspreise für die 

Inanspruchnahme der Zustelldienste der Betroffenen zu 1. durch das Konzerntochterunterneh­

men dar. 

Oie Einlieferungsbedingungen in diesem Zusammenhang sehen vor, dass die Sendungen der 

Betroffenen zu 1. auf Zustellbezirke vorsortiert übergeben \•/erden. 

In der Z\veiten Entgeltvariante bietet die Betroffene zu 1. Postdienstleistungen (z.8. im Rah

men ihres Internetauftritts) auch noch zu folgenden Konditionen an: 

• CS (bis 1.000 g) o,44 e 
• CS (bis 1.000 g) 1,15 € 

• C4 (bis 1.000 g) 1,15 € 

Dieses sog. End·to-End·Angebot wird nur Absendern aus der Leitregion 40 offeriert fOr die Zu­


stellung in der Leitregion Düsseldorf oder 1m Zustellgebiet „Ruhrgebiet•. Sendungen. die außer· 


halb dieser Zustellgebiete liegen. v1erden an 


- übergeben und durch diese im Rahmen eines bestehenden Teilleistungsvertrages bei 


der Betroffenen zu 2. eingeliefert. Den Kunden \'!erden in diesem Fall die Teil1eislungsentgelte 


der Betroffenen zu 2. in Rechnung gestellt. Im Zustellgebiet Berlin •.'irird kein End-to-End­


Angebot unterbreitet Oie Betroffene zu 1. tritt hier nach eigenen Angaben nur als Subunter­


nehmer für andere Postdienstleistungsunternehmen auf. 


Das Angebot inkludiert die kostenlose Abholung der Sendungen beim Versender sowie die 


nachträgliche Rechnungsstellung zum rvtonatsende. 


In einer d ritten Entgeltvariante ge\v.tihrt die Betroffene zu 1. fur „tv1assensendungen" folgende 


Entgelte: 


• CS (bis 50 g): 

• CS (bis 500 g): 

• C4 (bis 1.000 g): 

Die Geschäftstätigkeit der Betroffenen zu 1. hat jedenfalls bis 2010 Vertuste er.virtschaftet. 

­

­

­
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Für das Geschäftsjahr 2010 war die Muttergesellschaft der Betroffenen zu 1. ausweislich des 

Schreibens der Betroffenen zu 2. vom 17.01.201 1 gehalten . 

. Für die kommenden GescMftsjahre erwarten die Betroffenen ein 

zumindest ausgeglichenes Ergebnis. 

Oie Bekanntgabe der Verfahrenseröffnung und des Termins der öffentlichen mündlichen Ver­

handlung erfolgte zudem 1m Amtsblatt der Bundesnetzagentur 81 2011 vom 20.04.2011 unter 

Mitteilungs-Nr. 201. 

Am 11.05.201 1 \VUrde in den Räumlichkeiten der Bundesnetzagentur eine öffentliche mündliche 

Verhandlung durchgeführt. 

Mit dem Bundeskartellamt ist unter dem 09 06 2011 Einvernehmen Ober die vorliegend getrof­

fene Abgrenz1.1n9 des televanten tv1atktes in räumlicher und sachlicher Hinsicht sov;ie die Fest· 

stellung der r..Aarktbeherrschung hergestellt worden. Das Bundeskartellamt hat Gelegenhert zur 

Stellung nahme in der Sache erhalten. 

Vortrag der Betroffenen 

Die Betroffenen sind der Ansicht. die Tätigkeit der Betroffenen zu 1. !Ohre nicht zu einem 

postregulatolischen Verstoß. Es fehle bereits an den Voraussetzungen des§ 25 PostG. Die 

Betroffene zu 1. sei nicht marktbeherrschend. Zwar \•/erde dle grds. Anv1endbarkeit des funktio· 

nalen Unternehmensbegri ffs nicht in Zv1eifel gezogen. allerdings sei die Betroffene zu 1. mit 

ihren Postdienstleistungen auf anderen Märkten als die Betroffene zu 2. tätig . Es seien Märkte 

für Vollprodukte und für Teilleistungen zu unterscheiden. Während die Betroffene zu 2. (markt· 

beherrschend) auf beiden Märkten tätig sei. agiere die Betroffene zu 1. auf dem Markt für Voll­

produkte. Der tiAarkt für Vollprodukte sei zu trennen in einen tv1arkt für Universaldienstleistungen 

einerseits und einen Markt für qualitativ höherwe1tige Dienstleistungen im Sinne der frOhecen 0 ­

Lizenzen Oie End-10-End-Leistungen der Betroffenen zu 1. seien dem (Sub)Markt für qualitativ 

höherv1ertige Voll1eis1ungsprodukte zuzuordnen. insbesondere erfotge eine schnellere Zustel· 

lung und die Rechnungsslellung erfolge ecst zum Monatsende. Sie sei auf diesem l\t1arkt nicht 

marktbeherrschend. Die Betroffene zu 2. werde auf diesem Markt nicht tätig. 

Neben der fehlenden Marktbeherrschung liege auch keine missbräuchliche Verhaltensv•eise der 

Betroffenen vor. Insbesondere seien die Entgelte der Betroffenen zu 1. nicht kostenunterde· 

ckend. Allein anwendbarer Prürungsmaßstab bei der Prüfung des Abschlagverbots seien die 

Kosten der Bettoffenen zu 1 .. v„obei neutrale Aufv1endungen. die in andeten Konzernuntemeh4 

men enlstünden, nichl zu berücksichtigen seien. Die Kosten der Betroffenen zu 1. seien ge· 
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deckt, 'Nie sich aus den mit Schreiben vom 27.04.2011 eingereichten Kostenunterlagen ergebe. 

Die Anlaufverluste, die für die Vorjahre einschließlich des Geschäftsjahrs 2010 in einem negab­

ven Ergebnis resultierten, \Vürden durch Sendungsmengenzuv1ächse ab dem Geschäftsjahr 

201 1 ausgeglichen, so dass es zukünfbg keine defizitären Ergebnisse gebe. 

Das mit eigenem Zustellnetz erbrachte Dienstleistungsangebot der Betroffenen zu 1. sei nicht 

mit dem bundesweiten Teilleistungsangebot BZE <Jer Betroffenen zu 2. vergleichbar. Deshalb 

verbiete es sich, die kartellrechtliche Konzernklausel, die lediglich der Feststellung der Marktbe­

herrschung diene, auf den anzw„endenden Kostenmaßstab auszudehnen. 

Soweit bei der Konzernmutter Lasten anfielen, dürften diese bei der Betroffenen zu 1. nicht be­

rücksichtigt werden, •Neil sie ansonsten zum Angebot nicht mehr wettbewerbsrähiger Preise 

gezv1ungen würde. 

Auch der Vor.vurf der Diskriminierung gehe fehl. Das End-to-End-Produkt der Betroffenen zu 1. 

sei mi~ dem Teilleistungsangebot BZE der Betroffenen zu 2. aufgrund unterschiedlicher Einliefe­

rungsbedingungen und Kosten nicht vergleichbar. 

eine interne D1skßminierung bei den Massenpostsendungenllnfopostsencungen findenicht 

statt. Oie durch die Betroflene zu 1. angebotenen Entgelte für Infopost-Sendungen (Entgettvari­

ante 3) seien nicht vergleichbar mit den Entgelten für in großen Mengen eingelieferte Briefsen­

dungen (Entgeltvarianten 1 und 2). Oer verwendete Begrifi „Massensendungen" beinhalte viel· 

mehr, dass die eingelieferten Sendungen dem Infopost-Kriterium der Inhaltsgleichheit genügen 

müssten. Die Einlieierungsbedingungen, die die Betroffene zu 1. für Infopost·, respektrve Mas­

sensendungen vorsähe . entsprächen denen, die auch die Betroffene zu 2. an ihre Infopostsen­

dungen knüpfe. Insbesondere müsse der Kunde ein Belegstück einl;efern, anhand dessen kon­

trolliert \verde. ob die Inhalte potentiell den Anforderungen an die lnhaltsglelchhert genügten. 

Oie konkreten Einlieferungen würden sodann stichprobenartig geprüft, ob sie den Einlieferungs4 

bedingungen genügten. 

Auch durch die dem Schriftsatz vom 20.05.2011 beigefOgte Anl. 2 werde belegt, dass die Be­

troffene zu 1. zvJischen den Begriffen „C\llassenpost'' und „Brief' dahingehend unterscheide, dass 

mit „Massenpost" Infopostsendungen gemein1 seien. 

Da in den seitens der Betroffenen zu 1. bedienten (Ballungs-)Geb,eten sich Wettbe·.verb schon 

etabliert habe, sei eine Preisspaltung hinsichtlich der von den Betroffenen angebotenen Post­

dienstleistungen angemessen, um auf unterschiedliche Marktbedin9ungen differenziert reagie­

ren zu können. Aus dem Verbot einer sachlich nicht gerechtfertigten Preisspallung könne zu~ 
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dem nicht abgeleitet werden, dass das marktbeherrschende Unternehmen allen Kunden im Sin· 

ne einer Meistbegünstig.ungsktausel gfeich günstige Konditionen einräumen müsse. 

Vortrag der Beigeladenen 


Oie Beigeladene zu 1. ist der Ansicht, dass ein Unterschreiten der Teilleistungsentgelte der Be­


troffenen zu 2. durch die Betroffene zu 1. per se einen missbräuchlichen wettbewerbsbeeiträch· 


tigenden Preisabschlag beinhalte. Ggf. seien weitere Kosten für Abholung, erforderliche post· 


vorbereitende Dienstleistungen und Sortierleistungen dutch die Betroffene zu 1. zu addieren. 


Von den (durch die Beschlusskammer OberpriJften) Teilleistungsentgellen dürfe die Betroffene 


zu 2. nicht einzelnen Nachfragern gegenüber abweichen. Individualisierte bzv1. regionalfsierte 


Entgelte seien unzulässig, auch da sie aus Kundensicht zu einer ungleichen Lastenverteilung 


führten. Das marktbeherrschende Unternehmen treffe eine Pfhcht zur Gleichbehandlung seiner 


Kunden, unabhängig davon, v1ie es seinen Vertrieb organisiert habe. 


In diesem Zusammenhang seien die Angebote der Betroffenen vergleichbar und austauschbar. 


Dies ergebe sich schon daraus, dass sie die gleichen Produktnamen hätten, nämlich ~Stan· 


dard ·. Kompakt,· Groß· und Ma.xibrier. Insbesondere habe d:e Betroffene zu 1. nicht substanti­


iert vorgetragen, inwiev1eit ihre Leistung qualitativ höherv1erti,g se1. Der Umstand, dass die Zah­


lung möglicherweisenachträglich erfolgen könne (was durch die AGB der Betroffenen zu 1. In 


Zweifel zu ziehen sei}, reiche altein nicht, da es sich led:glich um eine Abwicklungsmodalität 


handele. die sich nur preislich und nicht auf den lnhall der Leistung auswirke. Auch die seitens 


der Betroffenen zu 2. erbrachte 6-Tagezustellung spreche nicht gegen die Austauschbarkett der 


Oienslleistungen der Betroffenen, u. a. da sie im Business-to-Business-Geschäft (828) bedeu­


tungslos sei. 


Hinzu komme, dass sich die unterschiedliche Preisgestaltung gerade gegen \!\lettbewerber nch­


te, indem die Betroffenen dte Entgelte für Teilleistungen gerade dort unterschritten. wo der 


Wettbev1erb am stärksten sei. Oie Betroffene zu 1. \verde durch die Betroffene zu 2. gezielt als 


Instrument zur Ge\•1innung von Aufträgen der öffentlichen Auftraggeber eingesetzt. 


Durch Auslagerung von postvorbereitenden Dienstleistungen auf andere Tochterunternehmen 


der Betroffenen zu 2. erhalte die eine postalische Vollleis· 


tung unter dem Teilleistungsentgelt der Betroffenen zu 2. Auch die offerierte End-to-End­


OiensUeistung sei nichts anderes als eine Teilleistung, ergänzt um den Leistungsanteil eines 


Konsolidierers. 


Unterschiede in der Kostenstruktur der Betroffene1l zu 1. (z.B. keine sog. „Altlasten", oder andea 


re neutrale Aufv1endungen; niedrigere Vcf\valtungs- und andere Overheadkosten; niedrigeres 
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Lohnniveau) seien kein geeigneter Rechtfertigungsgrund, da die Betroffenen \virtschaftlich Iden· 

tisch und wettbewert:>stechtlich als einheilliches Unternehmen zu betrachten seien. Im Übrigen 

nehme die Betroffene zu 1 in erheblichem Umfang Leistungen der Konzernunternehmen in 

Anspruch. 

Der Umstand. dass die Betroffene zu 1. einen Vertust erwirtschafte, belege, dass sie ihre Leis· 

tungen nicht aufgrund besonders effizienter Leistungsbereitstellung. sondern nur durch die lei-S· 

tungsfremde Subventionierung durch die rviuttergesellschaft anbieten könne. Dies belege zu. 

dem, dass die Angebote gezielt zur Beeinträchtigung des Wettbev1e(bS eingesetzt \Vürden. 

Anlaufverluste kOnn1en nichl ats sachliche Rechtfertigung geltend gemacht \verden. Zum einen, 

da nach 10-jähriger Tätigkeit als Postdienstleister nicht mehr von tvlarkteintnttsbepreisung gere­

det \verden könne. zum anderen müsse der Konzern als Einheit betrachtet v1erden. so dass 

aufgrund der Tätigkeit der Betroffenen zu 2. auf dem ~llarkt kein neuer ~Aark1eintti tt durch die 

Betroffene zu 1 erfolge. Laut der Rechtsprechung des BGH sei dem marktbeherrschenden Un· 

ternehmen eine Preisspaltung durch Einschaltung eines Tochteruntemehmens nur dann mögli­

cherv.•eise erlaubt, wenn diese auf einem tvlarkt aktiv sei, auf dem 1. ihre Mutter nicht tätig sei 

und der 2. von einem dritten (nichtverbundenen) Unternehmen beherrscht v1erde. 

Eine Diskriminierung durch die Betroffenen liege auch darin, dass sie anderen 'Nettbev1erbern 

\'lie der Beigeladenen zu l . keinen entsprechenden Zugang zu ihren Leistungen ge\•1ähre wie 

der 

Wegen der \veiteren Einzelheiten \'lird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen. 

Öffentliche Fassung - Enthä lt keine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 



- 11 ­

II. 


Oie Entscheidung findet ihre Rechtsgrundlage in §§ 46, 25 Abs. 2, 20 Abs. 2, 32, 44 S. 2 PostG, 

§§ 74 ff TKG-1996 (bzw. §§ 134 ff. TKG-2004), § 5 PEntgV. 

Oie Entgelte der Betroffenen zu 1. entsprechen nicht den Maßstäben des § 20 Abs. 2 Nrn. 2 

und 3 PostG. Sie verstoßen gegen das Abschlags· und Oiskriminierungsverbot ond sind daher 

diesen tv1aßstäben unverzüglich anzupassen. 

Oie Betroffene zu 2. verstößt gegen den Maßstab des § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG, indem sie über 

die Betroffene zu 1. gleichartigen Abnehmern günstigere Entgelte für vergleichbare Leistungen 

gewährt. In diesem Verhalten liegt zugleich ein Verstoß gegen § 32 PostG. Die festgestellte 

missbräuchliche Diskriminierung ist ebenfalls unverzüglich abzustellen. 

A . Zuständigkei t und Verfahren 


Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus §§ 46 Abs. 1. 25 PostG. 


Die Vertahrensvorschriften sind gewahrt \•1orden. Insbesondere ist die Einleitung der Überprü­

fung den Betroffenen mit Schreibenvom 11.04.2011 sctuiftlich milgeleill worden, vgl. § 25 Abs. 

1 Satz 2 PostG. 

Oie Verlahrensbeteiligten hatten in der am 11.05.2011 durchgeführten öffentlichen mündlichen 

Verhandlung Gelegenheit zur Stellungnahme. 

~.~ jt dem Bundeskartellamt ist unter dem 09.06.2011 Einvernehmen über die vorliegend getrof

fene Abgrenzung des relevanten Marktes in räumlicher und sachlicher Hinsieht SO\vie die Fest

stellung der lv1arktbeherrschung hergestellt v1orden. Das Bundeskartellamt hat Gelegenheit zur 

Stellungnahme in der Sache erhalten. 

B. Frist 


Die Verfahrensfrist ist gewahrt. Gemäß §§ 25 Abs. 1 Satz 3 i. V. m 24 Abs. 2 PostG entschei ­


det die Reguherungsbehörde über den Verstoß gegen die Maßstäbe des § 20 Abs. 2 PostG 


innerhalb von 2 Monaten nach Einleitung der Überprüfung. 


Oie 2-m onatige Entscheidungsfrist endet im vorliegenden Fall gern. § 31 Abs. 1 VwVfG i. V. m. 

§ 188 Abs 2, 1 Alternative BGB mtt Ablauf des 14.06.2011 , wobei das für den Anfang der Frist 

maßgebende Ereignis i. S. v. § 187 Abs. 1 BGB in der Verfahrenseröffnung durch Eröffnungs

beschluss der Beschlusskammer am 11.04.201 1 zu sehen ist. 

­

­

­
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C. Verstoß der Betroffenen zu 1. gegen §§ 25 Abs. 2 i. V. m. 20 Abs. 2 PostG 

(Abschlags- und Diskrimi nierungsverbot} 

Die von der Betroffenen zu 1. zum Entscheidungszeitpunkt vertangten Entgelte für die Leistun

gen C6, CS und C4 in den verschiedenen vertraglichen Ausgestaltungen verstoßen gegen die 

Maßstäbe der §§ 25 Abs. 2 i. V .m. 20 Abs. 2 PostG. Folglich wird die Betroffene zu 1. gern. 

§ 25 Abs. 2 PostG aufgefordert, Ihre Entgelte unverzüglich den Entgeltmaßstaben des§ 20 

Abs. 2 PostG anzupassen. 

Die Entgelte enthalten Abschläge. die die Wettbe\verbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf 

einen1 Markt fOr Postdienstleistungen in missbräuchlfcher W eise beeinträchtigen. Einzelnen 

Nachfragern \Verden Vorteile gegenüber anderen Nachfragern gleichartiger Postdienstleistun

gen eingeräumt. Die Verstöße sind •Neder durch eine rechtllche Verpfl ichtung der Betroffenen zu 

1 noch durch sonstige sachliche Gründe gerechtfe~igt. 

Die verfahrer.sgegenstandlichen Entgelte unterliegen der nachlräg1ichen Entgeltkontrolle i, S. d 

§ 25 PostG, da es sich um nicht genehmigungsbedürftige Entgelte handelt . die ein marktbe­

herrschender A nbieter auf einem Markt für Postdienstleistungen verlangt. 

1. Vorliegen nicht genehmigungsbedürftiger entgelte 


Oie vetfahrensgegenst~ndl ichen Entgelte sind nicht genehmigungsbedürftig i. S. d. § 25 PostG. 


Oer Prt.'Jfung unterliegen Postdienstleistungen der Betroffenen zu 1. in verschiedenen Formaten 


(C6, e s. C4) jeweils bis max . 1000 g. Diese sind gern. § 19 Salz 1 PostG grds. ex·ante­


entgeltgenehmigungspflichtig, da es sich um lizenzpflichtige Postdienstleistungen i. S. v. § 5 


Abs. 1 PostG handelt, die von der Betroffenen zu 1. gewerbsmäßig (ür andere befördert vter­


den. Die dafür erhobenen Entgelte sind jedoch nicht genehmigungsbedOrftig i S. d. § 19 Satz 2 


PostG, da nach Vortrag der Betroffenen zu 1. soW'le aus\veislich ihrer AGB eine Mindesteinliefe­


rungsmenge von 50 Stück vertraglich vorausgesetzt wird Aufgl\lnd der Regelung in § 19 Satz 2 


PostG greift daher die nachtragliche Entgeltoberprüfung gern. § 25 PostG. 


2. Ver langen der Entgelte 


Oie Entgelte werden auf einem Markt für Postdienstleistungen verlangt. 


Oie Betroffene zu 1. verlangt die Entgelte nach Maßgabe des jeweils zugrunde liegenden Ver· 


trags von ihren Kundert Kunden sind entv.1eder solche aus der Leitregion 40. die eine End·to­


End-Beförderung in die Leitregion 40 oder in das Zu-stellgebie1 .Ruhrgebiet• beauftragen oder 


• die ihrerseits eigenen Kunden Leistungen bis 

­

­
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hin zur Zustellung anbieten und sich zur Erbringung eines Teils der postalischen Vi/elischöp­

fungskette der Betroffenen zu 1. bedienen. 

Ole Entgelte sind dementsprechend beteits in den Markt eingefOhn und \Verden in der je\veiligen 

vertraglichen Ausgestaltung von den Kunden flir die erbrachte Postdienstleistung erhoben. 

3. Marktbeherrschung der Betroffenen 


Der sactilich und raumlich relevante Markl ist der bundesweite Markt fOr Standard­


Briefdienstleistungen bis 1.000 g . 


Auf diesem r>Aarkt verfOgt die Betroffane zu 2. über eine n1arktbeherrschende Stellung L S. d . 


§ 4 Nr. 6 PostG i. V. m. § 19 Abs. 2 Nr. 2 GWB. Diese Feststellung ergibt sich aufgrund der 


Konzernverbundenheit gemäß§ 36 Abs. 2 GWB gleichermaßen auch für dre Betroffene zu 1. 


a} Marktabgrenzung 

Oie Abgrenzung des relevanten Marktes erfolgt nach dem Bedarfsmarktkonzept, d.h. solche 

Dienstleistungen v1erden zu einem fi.1arkt zusammengefasst. d te sich hinsichtlich ihrer Eigen

schaften, Ver.vendungszv1eck und Preislage so nahe stehen (Vergleichbarkeit), dass sie aus 

Sicht eines verständigen Nachfragers für die Deckung seines bestimmten Bedarfs gleicherma­

ßen geeignet (Subslituierbart<eit) sind (vgl. statt vieler Langen/Bunte, KommBntar zum deut• 

sehen und europ~ischen Kartellrecht. 11 Auflage 12010). § 19 GWB Zfff. 20 rt. m. w. N.). Zu· 

dem kann auch die t'liöglichkeit des Anbieters, kurzfristig auf andere Produktions· und Absatz

mittel auszuvJeichen (Angebotsu1nstellungsflexibilität), tOr die Abgrenzung des relevanten Mark

tes von Bedeutung sein. 

(11 Sachlich relevanter Markt 

Oie von der Betroffenen zu 1. angebotenen Postdienstleistungen C6, CS und C4 sind dem sach

lich relevanten Markt für Standard-Briefdienstleistungen bis 1000 g zuzurechnen. 

Bei den für die Abgrenzung des Marktes relevanten Produkten bzv1. DiensUeistungen handelt es 

sich um Briefdienst!eis1ungen, die sich aufgrund der zugrunde gelegten Mindesteinheferungs

mengen von 50 bzw. 250 Stück überv1iegend an Vielversender bzv1. Geschäftskunden richten, 

Im postrechtlichen Sinne sind diese Dienstleistungen unter den Begriff der gewetblichen Beför

derung adressierter schriftlicher Mitteilungen für Dritte zu fassen, § 5 PostG. t.i!aßgeblich sind 

hier allein Bnefdlenstleist1.1ngen aus dem Stantlardbereich ohne Zusage einer garantierten Lauf„ 

zeit Kunden der Dienstleistungen sind an einer schlichten Beförderungsleistung interes.siert, die 

um einzelne Qualitätselemente erv1eiten v.•erden kann. 

­

­

­

­

­

­
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Die Postdienstleistungen der Betroffenen sind demselben sachlich relevanten tv1arkt zuzuord 4 

nen, da sie sich hinsichtlich ihrer Eigenschaften, Verv;endungszv,•eck und Preislage so nahe 

stehen, dass sie aus Sicht eines verständigen Nachfragers für die Deckung seines bestimmten 

Bedarfs austauschbar sind. 

Ob zwischen einem Markt f ür UniversaldienstJeistungen und für qualitativ höherwertige 

Postdienstleistungen zu untetscheiden ist, kann dahinstehen. da die Betroffene zu 1. jeden· 

falls keine qualitativ höhenvertigen 0 1enstle1stungen, die nicht mit dem A ngebot der Bet,offenen 

zu 2. vergleichbar \•1ären, anbietet. 

Soweit die Betroffenen der Ansichl sind, die 1100 der Betroffenen zu 1. angebotenen Oienstleis· 

tungen C6, CS und C4 seien einenl anderen sachlichen Markt als demjenigen für Postdienstleis· 

tungen für Standard ·Briefdienstleistungen zuzurechnen, hält dies einer Prüfung nicht stand. Sie 

begründen ihre Ansicht damit. die Betroffene zu 1. biete eine von der seitens der Betroffenen 

zu 2. angebotenen Universaldienstleistung abgrenzbare, qualita1iv höhel\vertige Oienslleislung 

1. S. d. Tatbestandes des inzwischen aufgehobenen § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG an. 

Oie Höherv1ertigkeit folge aus dem Umstand, dass 1} spätere Einlieferungszeiten ermöglicht 

würden und 2) eine nachträgliche monatliche Abrechnung und 3) eine Abholung der Sendungen 

beim Kunden stattfände. Hierdurch würde sich das Leistungsangebot von dem Angebot der 

Betroffenen zu 2 . erbrachten Universaldienstleistung abgrenzen und sei daher aus Sicht des 

verständigen Verbrauchers nicht als austauschbar anzusehen 

Dem kann nicht gefolgt werden' 


Oie Postdienstleistungen C6, CS, C4 der Betroffenen zu 1. sind den von der Betroffenen zu 2. 


angebotenen Dienstleistungen vergleichbar. Die Betcofiene zu 1. erbringt keine gegenüber dem 


Angebot der Betroffenen zu 2. qualitativ höherwertige Dienstleistung. Das Angebot der Be­


troffenen zu 1. erfüllt insbesondere nicht die se1nerzert von§ 5 1 Abs 1 Satz 2 Nr. 4 PostG 


(0-Lizenz) gestellten Anforderungen an eine qualitallve Höherwertigkeit. Dessen ungeachte1 


wäre auch bei Höherwertigkeit i. S d § 51 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 PostG Austauschbarkeit aus 


Verbrauchersichl anzunehmen. 


Voraussetzung för die bis zum 31 .12.2007 erforderliche O~Lizenz als Ausnahme von der der 

Betroffenen zu 2. gewährten exklusiven Sendungszu\veisung war das kumulatJVe Vorliegen der 

von der Regulierungsbehörde festgelegten nachfolgend aufgezählten Bedingungen: 

a) Abholung der Briefsendungen beim Kunden zu festgele91en Zeiten oder auf Abruf, 

b) Zustellung der Briefsendungen beim Empfänger 
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-7 am Tag der Abholung (Einlieferung) und/oder 

-7 bei Abholung nach 17.00 Uhr: bis spätestens 12.00 Uhr des folgenden 

Werktages und/oder 

7 termingenau (zu einem vom Auftraggeber im Einzelfall festgelegten Termin) 

c) nachträgliche periodische Abrechnung 

d) Umlenkbarkeil der Sendungen zwischen Abholung und Zustellung 

e) vertraglich zugesicherte Nichtberechnung des Sendungsentgel1s bei Verfehlen des Zeit­

ziels der Zustellung 

Von diesen Bedingungen bietet die Betroffene zu 1. jedoch nur die Abholung beim Kunden so­

v1ie die nachträgliche periodische Abrechnung an. Für die vertragliche Garantie der übrigen Vor­

aussetzungen fehlt substantiierter Vortrag der Betroffenen. A uch ergeben sich dafür keine An­

haltspunkte aus den vorliegenden Vertragsformularen. Im Gegenteil: 

Der z~vischen der Betroffenen zu 1. und bestehende Let­

ter of lntent vom 08.12.2009 sieht lediglich eine ~Zustellung innerhalb der für Briersendungen 

üblichen Regellaufzeit „e+1"· vor. Von den v1eitergehenden Bedingungen 1, $ , v. b), d) und e) ist 

dort keine Rede. Im Internetauftritt der Betroffenen zu 1. wird ebenfalls lediglich mrt einer „Zu­

stellgeschwindigkeit (i. d. R. einenTag nach Einlieferung)" geworben. Dies entspricht genau 

der von der Betroffenen zu 2. angebotenen Regellaufzeit. 

Eine beso11dere Bedeutung im Rahmen der „qualitativen Höherwertigkeitwka1n der „garantierten 

taggleichen Zustellung" zu. vgl VG Köln, Urt. v. 06.07.1999, 22 K 5502198. •Denn die garantier· 

te taggleiche Zostellung präg(e) nachhaltig den Mehrwert dieses Beförderungsvorganges ge­

genOber dem Basispostdienst. Nicht die bloße Schnelligkeit der Beförderung, sondern die ga­

rantiene Zustellung am selben Tag bestlmm(e} maßgebend den A bstand zum Universaldienst." 

Gerade dieses Abgrenzungsmerkmal bietet die Betroffene zu 1 . j edoch nicht an. 

Auch die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Betroffenen zu 1. (Stand 01.04.2010) beinhal­

ten keinen Hin\veis auf dte vorgenannten Bedingungen, insbesondere nicht auf besondere und 

schnellere (taggleiche) Zustellgeschwindigkeiten 

Entgegen ihrem Vortrag bietet die Betroffene zu 1. gern. Punk! 5 (2) ihrer AGB vom Absender 

keine nachträgliche Rechnungss tellung an. sondern verlangt die Vorauszahlung. spätestens 

bei Einlieferung der Sendung, soweit nicht einzelvertraglich besondere Zahtungsmodal it~len 

vereinbart sind. 
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Ob die Betroffene zu 1. eine nachträgliche Rechnungsstellung 9ev1ährt, kann jedoch dahinste­

hen. Denn aus Abnehmersicht ist dies ohnehin kein Kriterium fOr Nicht-Austauschbarkeit der 

Leistungen. Es mag sich z:warpreislich aus\virken, da ein gev1isser Zinseffekt bei nachträglicher 

Zahlung eintritt und die Nicht-Notv1endi9keit der Freimachung mag auch eine Albeitsersparnis 

auf Seiten des Kunden darstellen Dies sind jedoch Kostenargumente. die bei der Abwägung, 

weteher Beförderer tetz1tich gewählt wird, nicht ausschlaggebend sind. Wäre das Te1tlelstungs· 

angebot der Betroffenen zu 2. inkJ. des eigenen Aufwandes für die Freimachung preislich güns­

tiger als das Angebot der Betroffenen zu 1., v1ürde der verständige Kunde dieses Angebot v1äh­

len. 

Auch im Rahmen der öffentlichen mündlichen A nhörung wurden auf Nachfrage der Beschluss­

kammer keine AusfOhl\lngen zur Einhaltung der seinerzeitigen Bedingungen einer 0 -Lizenz im 

Hinblick auf Zustellzeiten, Umlenkbarkeit der Sendungen und die vertraghch zugesicherte Nicht­

berechnung des Sendungsentgel1s bei Verfehten des Zeitziels der Zustellung getätigt 

Die seitens der Betroffenen zu 1. in ihr Leistungsangebot inkludierte Abholung führt aus Kun­

densicht ebenfalls nicht zu einer Trennbarkeit der Dienstleistungen. Zum einen „vird die Abho­

lung von Briefsendungen auch von der Betroffenen zu 2. z .B. im Rahmen der sog. „H in- und 

Wgg.Leistung• angeboten. Auch durch Einschaltung eines Tochterunternehmens der Betroffe­

nen zu 2 .• der ..,,erden Abholleistungen an­

geboten. Dies verdeutlicht, dass die Abholung aus Kundensicht eine Zusatzleistung ist, die fOr 

die Nicht-Austauschbarkeit der Leistungen keine Rolle spielt, da sie SO\'/ohl bei den Postdienst­

leistungen der Betroffenen zu 1. als auch bei den Leistungen der Betroffene zu 2. problemlos zu 

erhalten ist. 

Auch der Umstand, dass die Betroffene zu 1. keine 6-tägige Zustellung anbietet. führt nicht zu 

einer Trennbarkeit des sachlich relevanten Marktes Dies ro1gt aus folgenden Er.vägungen: 

Für die Kunden der Betroffenen zu 1. ist es unerheblich, ob eine Zustellung an sechs Zustellta­

gen erfolgt. Oa die Dienstleistungen i. d. R. von Geschäftskunden oder Behörden in Anspruch 

genommen '"erden. kann eine Abholung dort ohnehin nur an fünf W erktagen ertolgen, so dass 

der sechste Zustelllag nicht bedient v1erden v1ürde. Es gibt auch {nahezu} keine poten1iellen 

Kunden, die das Angebot der Betroffenen zu 1. deswegen ablehnen \'/Orden, 1.veil eine samstäg· 

liehe Zustellung nicht erfolgt. Den vergleichbaren Kunden der Betroffenen zu 2. kommt es je· 

doch i. d. R. ebenfalls nicht auf eine Zustellung am sechsten Zustel!lag an, so dass für diese 

kein Grund besteht zur Betroffenen zu 1. zu •vechseln 

Eine Untersuchung des Forschungsinstituts WIK~Consult im Auftrag der Bundesnetzagentur ­
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Nachfrage nach Postdienslleistungen von G eschäf1skunden - vom Marz 2009, welche Leis· 

tungsangebote ve,schiedener Anbiete' von Postdienstleistungen analysierte. belegt, dass die 

lv1ehrheit der befragten Anbieter an fOnf Tagen in der 'Noche zustellt, da bei Geschäftskunden 

nahezu keine Nachfrage nach einer sechstägigen Zustellung bestehe (Seite 19). A us diesem 

Untersuchungsergebnis kann gefolgert \verden. dass Zustellhäufigkeit an 5 oder 6 Tagen für 

Geschäftskunden kein relevantes Auswahlkriterium darstellt. 

Oa die l\ilindesteinlleferungsmenge für eine Inanspruchnahme der Dienstleistungen der Betrof­

fenen zu 1. bei 50 Sendungen pro Einlieferungsvorgang liegt, scheide• eine Belrachlung von 

Privatkunden hier aus. Zu prüfen war demnach, ob es Versendern mit g rößerem Briefaufkom· 

men auf eine Zustellung am 6. Tag ankommt Für die Sendungsrelation B2B - also den Verkehr 

Z\Vischen Gev1erbetreibenden kann es darauf nicht ankommen, da eine Bearbeitung der einge­

henden Sendungen am W ochenende dort (üblicheM•eise) nicht erfolgt. 

Auch für die Sendungsrelation Business-1o·Customer (B2C) - also den Verkehr zwi schen Ge· 

VJetbetreibenden und privaten Kunden - ist es >veder vorgetragen noch ersichtlich, dass es dem 

Einlieferer gerade auf die 6-tägige Zustellung ankon1mt und er deshalb eine Beauftragung der 

Betroffenen zu 1. ausschließt und inso>veit seine Geschäftspost nach Adressatengruppen 

trnnnt 

Auch aus dem Umstand, dass die Betroffene zu 1. größtenteils mittels eines eigenen Netzes 

die Briefsendungen ihrer Kunden zustellt, ergibt sich ein.e Trennbarkei1 nicht. Sonst \•täre jeder 

~1arkttei lnehiner mil eigenem Zustellnetz innertlalb dieses Netzes marktbeherrschend. Aus 

Kundensicht ist unbedeutend, welcher Zusteller den Brief letztlich auslieiert. Somit ist die Zu­

stelllei-stung austauschbar. 

Die Betrachtung des von den Betroffenen in Bezug genommenen Urteils des Landgerichts 

Düsseldorf vom 11.05.2005, 34 O (Kart.) 242104, führt zu keinem anderen Ergebnis. Das LG 

Düsseldorf vertrat seineaeit die Ansicht, das-s z~vischen einem ri.1arkt für qualtt~tiv höhen•1ertige 

Dienstleistungen und einem f\11arkt für Universaldienstleistungen zu unterscheiden set Schon 

mangels Einhaltung der ehemals von der Bundesnetzagentur geforderten Bedingungen i S. d . 

§ 51 Abs. 1Satz2 Nr. 4 PostG für die Erbringung von Postdienstleistungen im Exklusivbereich 

der Betroffenen zu 2. verfängt der Hinweis auf dieses Uneit aber nicht, zumal die seinerzeit er­

fordertichen Beförderungsbedingungen heute von der Betroffenen zu 1. nich1 mehr erfüll! wer· 

den. 

Da die betrachteten Postdienslleistungen der Betroffenen aus Sicht der Nachfra_ger austausch· 

bar sind, müssen sie einem einheitlichen sachlichen Markt zugerechnet v~erden. 
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FOr die Austauschbarkeit der Leistungen der Betroffenen sprechen auch folgende Grtinde: 

Sendungen, die die Betroffene zu 1. nicht selbst zustellen kann, da die Empfängeradresse au­

ßerhalb des Zusteltgebietes liegt, übergibt die Betroffene zu 1. an Kon.ternunlernehmen zur 

\•teiteren Bearbeitung und anschließenden Zustellung. Nach eigenem Vorbringen der Betroffe· 

nen geschieht dies. wenn der Absender die überregionalen Sendungen aus dem Gesamtsen· 

dungsvolumen nicht selbst aussortieren möchte. Der Absender wünscht daher ersichtlich keine 

qualitaliv abweichende-Behandlung dieser außerhalb der von der Betroffenen zu 1. hegenden 

Zustellgebiete. Oie Leistungen sind daher für den Kunden austauschbar. 

Es k ann auch dahinstehen, ob zv1ischen Märkten für Privatkunden und Geschäftskunden 

unterschieden v1erden könnte. 

Gegen eine solche Marktabgrenzung sprechen Gründe. di.e die für Telekommunikation zu-stän­

dige Beschlusskammer 2 bereits im Jahr 2002 mit Beschluss BK2c-00/021 vom16.01 .2002 

thematisiert hat Dem Fall lag die Frage zugrunde. ob es einen geschc:i ftskundenbezogenen 

(Regional-}Markt Bertin gebe. Die seinerzeil getroffenen A usführungen sind auf den vortiegen­

den Fall Obertragbar. 

„Da11ach ist festzustellen, dass ein in sachlicher Hinsicht gesonderter Markt fOr Gescl>äfl.s­

ku11dan nicht besteht. 

Ein besonderer Geschäflsk.t1ridenma1/<.t •,vürde eine1t speziel!er1 Bedarf ftJr „GeschDftskun~ 

den" voraussetzen. der sielt vo11 dertl der„Privatkunder1" abgrer1zer1 ließe, so dass keine 

Austausct1barkeit der von Geschäftskc111clen eilterseits 11nd Privatkunde11 a11dererseits 

nachgefragten Pro<l11kle besieht. 

Zwischen den Beteiligte11 ist il1so~veif tu1streitig, dass es für die technische und funktionelle 

Renlisiero11g der hier in Betracht kommenden Leistungen unerheblich ist. ob sfe von eil1e1J1 

Pn·vark11nden odor einem Geschäftskunden nachgefragl werden 

( .. .) 

Auch die Antragstellerin als grOßter Anbieter von Spracl>falefondienstleislungen verfüg! 

Ober kefr)e eil>deutigen Zuord11u11gskn·1erien fOr die Kundengruppe „Geschäfls/<.ur1den;>. 111­

soweit hat die A11trogstellerin selbst in der an1 12.02.2001 im Rahmen des Verlahrer1s ztir 

Feststellu11g eil1sr n1arkfbcherrschenden Stallung für Verbindungen von Oet1tschlar1d 11ach 

Dänemark (BK2c..C0/019) durchgelührlen ö/fentlict1en mündlichen Ve11iandlung ausge-

Öffenlliche Fassung - Enthält keine Betriobs- und Geschäftsgeheimnisse 



- 19 ­

führt. dass ihre Angebote prinzipiell allen Kunden offen sttlnden. so dass auch Privetk11n· 

den mft einem entsprecf1enden Nachfrageprofil eir1 Gesct1äftskundenangebot in Anspn1ch 

nehmen kör;nten. Berel/s t1leran \vird deutlicl>. dass es fiir die Q(1afität der LeisttJng ohne 

Belang ist, ob der Ku11de die Sprachtelefor1dienslleistc111ge11 fürgev1erbliche oder für prWa4 

te Zwecke benötigt. 

Dass Geschäftskuncfen a11fgrund ihrer unterschicdlichc11 Bedürfnisse (andere Volurnfna. 

a11dere Tan„zeite11) n1öglichcr Weise i11 den Genuss günstigerer Tarife kor11rr1e1> kö11r1e11, 

vcm1ng einen eigenstä11digen Markt für Geschäftskunden nicht zu begrü11den. 

z~var können at1cl1 be; tect1nisch lunk.tionell tiberelnstim1ne11<fe11 Leist1.111gen Preisunlcr­

sc/1/ede für die Frage der AostallSChbar'keit von Bedeutung sein (Ruppelt in Langen/Bunte 

§ 19 Rz. 18). Jedocl> liegen 1H1r dan11 (J11terschiedliche 1\1iirkte vor. \1.tenn der Preis At1s­

dn1ck einer in dem besonderen Ver.vendungsnveck der Leistung begründeten Qualität ist. 

Hingegen liegen keil1c unterschiedlichen Märkte vor, \venn die ttnlerschiedlichen Preise 

ledigfich Leistungsbündel und dementsprecfJerJd Kostenc111terscl1lede widerspiegelt1. In 

diesem Fall handelt es sich närnlic/1utrJ1natl<tgteichgev1ichrige Aogebote, welcl1e lediglich 

alternative Absatzstrategien clarstellen (BGH, 11.03. 1986 . Metro/Kaufhof" WuWIE BGH 

2231. 22351„ Ruppell a. a. 0.). 

lnso~·1eit ist vorliegend zu beachten, dass ein Kunde nicht deshalb in den Ger1uss gi1rlStl­

geror Tan'fe kommt, \Veil er ein Gel11erbe ausübt. sondern 1.t'le# er at1fgtund selr1erge1111erb­

lichen Tät;gkeit gegebenenfalls über eine so hohe Nachfrage verfc'igl, die entspreche11de 

Preisnachlässe rechtfertigt. Folgerichtig bietel auch die Antragstellerin il1re sogenan11ten 

„BusinessCa11·-Tarife nicht nurGe\1.1erbetrefber1det1 arl, so11detn auch Verbä1>de1l, Verei­

nen oder andeten Orgenisetlonen, die aufgrund il1rer Mitgliederzahl fJber ein ausreichcn4 

des Gespräcf1saufkornrr1en ver1iigen, Der U1}1sta11d, dass bestimn1ten K(Jnde1lgruppen 

U111satz- bz~v tllfengenrabatte eil1geriJumt v·1erde11, kann jedoch ollcin keine Aufspaltung in 

denkbare Märli1e fOr Privat- 11nd Geschäftskunden bcgründc11." 

Insofern bestünden auch im vorliegenden Fall Zv.-eifel an der Sachgerecht1gkert einer Unter­

scheidung Z'.vischen Privatkunden- und Geschäftskundenmarkt. Oie technische und funktionelle 

Realisierung der Leistungen unterscheiden sich nurunwesentlich. sieht man einmal davon ab, 

dass die Einlieferung an einem späteren Punkt der Wertschöpfungskette möglich, aber nicht 

notv1end19 ist. Auch können sov1ohl die Dienstleistungen der Betroffenen zu 1. SO\Vie die BZE· 

Teilleistungen der Betroffenen zu 2. von Privatkunden mit entsprechendem Sendungsaufkom­

men in Anspruch genommen werden. Genauso v1ie Geschäftskunden, die über geringes Sen­

dungsaufkommen verfügen, den Standard· Briefdienst der Betroffenen zu 2. nutzen ~verden. 
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Allein der Umstand, dass bestimmten Kundengruppen \vegen der Einlieferung höherer Sen­

dungsmengen Rabatte eingeräumt •.verden, kann eine Aufspaltung in Märkte für Privat- und Ge· 

schäftskunden nicht begründen. 

Ob eine Unterscheidung des sachlich relevanten Marktes nach Produktion$schrlt1en (in oinon 

Vollleistungs· und Teilleist ungsmarkt) vorgenommen \'terden könnte, kann jedoch letztlich 

dahinstehen, da die Betroffene zu 2. auf beiden Märkten über eine marktbeherrschende Stel· 

lung verfügt. 

Zv1ar könnte bei den betrachteten Dienstleistungen grundsätzlich von Bedeutun_g sein, in•Niefern 

sie Angebote zur Abdeckung der gesamten Beförderungskette darstellen. So gehl bspw. auch 

die Europäische Kommission davon aus, dass die Beförderungsleistung für Briefsendungen 

9rundsä1zlich in die einzelnen Teile Abholung, Sortierung und Zl1Stellung separiert •verden kann, 

vgl. Bekanntmachung 98/C 39/02 der Kommission über die Anv1endung der Wettbewerbsregeln 

auf den Postsektor, Zif f. 2.5). Daher könnte in sachlicher Hinsicht einerseits zwischen Vollpro­

dukten unterschieden v1erden, die die 9esa1nte Beförderungskette vom Absender zum Empfän­

ger umfassen (sog. End-to-End-Beforderung). Andererseits könnte die gewerbliche Beförderung 

von Briefsendungen relevant sein, bei denen lediglich Teile der W ertschöpfungskette von 

Postdienstleistern erbracht werden (sog. Teilleistungen). Sofern bspw. Brtefsendungen erst am 

Briefzenlrum zur Weiterbeförderung eingeliefert \Verden. übernimmt der Vefsender - entv1eder 

selbst oder durch andere Anbieter - die entsprechenden vorgelagerten Bearbeitungsschritte. 

Diese Dienstleistung wäre 1n diesem Fall hinsichthch der Wertschöpfungskette um die Eigenleis~ 

tung des Absenders reduziert. 

Oie von der Betroffenen zu 1. angebotene Dienstleistung entspricht jedoch v1ie oben festgestellt 

den Oienstleistungsmerkmalen des Teilleistungszugangs BZE der Betroffenen zu 2. Daher ist 

es nichl ausschlaggebend, ob man sie als Vollleistung oder Teilleistung ansieh t. Oie Sendungen 

müssen - wie beim Teilleistungszugang - vorsortiert eingehefert \Verden. Als einzig zusätzliches 

Dienstleistungsmerkmal ~vird die Abhotun_g angeboten. Oie Abholung begründet aber - v1ie zu­

vor ausgeführt - keine Trennbarkert aus Nachfragers1cht. 

Der sachlich retevante Markt umfasst somit dle gewerbsmäßige Beförderung von Standard­

Briersendungen bis 1000 g für Dritte. 

FOr die Beurteilung der Wettbewerbsverhältnisse und der fvlarntstärke der Betroffenen kann 

eine \•1eitergehende Beschränkung hinsichtlich der W ertschöpfungstiefe {Tellfeistung- / Vollleis­

tung) sov1ie des A bnehmerkreises {Privatkunden/ Geschäftskunden rnit l1öherem Sendungs· 

aufkommen) letztlich dahinstehen, da sich für die Betroffene zu 2 in sämtlichen Fallen eine 
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marktbeherrschende Stellung ergibt (s. a. sog. Konsolidiererbesehluss des BKarlA, 8 9-55/03, 

S. 31 ff) und die zur Überprüfung stehenden Postdienstleistungen der Betroffenen zu 1. i. S. d. 

Bedarfsmarktkonzepts mit ihnen austauschbar sind. 

{2} Räumlich relevanter Markt 

Räumlich relevanter Mark1 ist das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. Daraus ergibt sich, 

dass eine Abgrenzun_g •Neder zu den von der Betroffenen zu 1. bedienten Gebieten Rhein/Ruhr 

und Berlin erfolgt, noch eine Abgrenzung zwischen Ballungsgebieten und la11dlichen Regionen 

stattfindet. 

Der räumlich relevante ttAarkt umfasst jenes Gebiet, in dem die relevanten Produkte oder 

Dienstleistungen ats gegeneinander austauschbar angesehen v1erden. Zusätzhch ist zu berück

sichtigen, dass die Wettbev.•erbsbedingungen hinreichend homogen sind und sich von denen in 

benachbarten Gebieten nicht spürbar unterscheiden (vgl. Bechtold: Kommentar zum GWB, 6. 

Aufl. 2010, § 19 Ziff. 21 m. w. N.). 

liegen diese Bedingungen \IOr, ist die Bildung räumlicher Teilmärkte nicht angezeigt. Daraus 

folgl zugleich, dass Dienstleistungsangebote bei hinreichender Homogenität ungeachtet even

tuQlim önlicher oder regionaler Bezüge zu einem bundesweit einheitlichen räumlich relevanton 

Markt zusammengefasst \verden können. 

z~var könnte für eine räumlich enge Marktabgrenzung die an den del"Zeitjgen Angebotsgebieten 

der Betroffenen zu 1. orientierte Produktkonzeption einschließlich der gegenüber der Betroffe

nen zu 2. abweichenden Beförderungsentgelte fOr Briefsendungen sprechen. H ierbei v1äre dar­

auf abz.ttstellen, dass sie als Komptemenlärleistungen zu Briefdienstleistungen lediglich lokale 

oder regionale BerördettJngsrelationen beschreiben, die in räumlicher H insicht nur in dem je

\•Jeils betrerfenden Einlieferungs- bzv1. Zustellgebiet gegeneinander austauschbar sind. Auch die 

6rtliche Gebundenheit der Nachfrager k6nnte nahelegen. auf räumlich beschränkte Gebiete 

abzustellen, die kleiner sind als das Bundesgebiet. 

Allerdings überwiegen in der summarischen Bewertung die Aspek1e, die für eine Zusammenfas· 

sung potenziell abgrenzbarer regionaler ~Aä,kte zu einem einheitlichen bun-des~veiten Markt für 

die betreffenden Olenstleistungen sprechen. 

Zum einen weisen sie als logistische Transportleistung keine größere Komplexität auf Es geht 

im Wesentfichen um die Verbringun_g von Standard-Briefsendungen v6m Absender zur nachst­

gelegenen Einliefereinrichtung des Anbieters und die Zustellung an den Adressaten. Wesentli· 

­

­

­

­
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ehe Vafian.zen sind bei den Dienstleistungen der Betroffenen zu 1. gegenüber anderen Anbie~ 

tern - auch der Betroffenen zu 2. - nicht etkennbar. 

Auch die Pteisgestattung der Dienstleistung lässt die Transportleistung überregional einheitlich 

erscheinen. Unterschiedliche Wettbev ...etbsbedingungen wären allenfalls dann gegeben. \venn 

sich die Anbieter zu einer gegenüber benachbarten Regionen deutlich verschiedenen Strategie 

(Produkt·, Preis~ und Rabattdifferenzierung} veranlasst sehen (vgl. Langen/Bunte, a. a. 0 ., 

Zif f. 27). Es gibt keine überzeugenden Gründe dafür, dass für die betreffenden Dienstleistungen 

grundsätzlich eine regional unterschiedliche Markt- und Pteissirategie betrieben v1erden könnte. 

Oie sehr schlichte Gestaltung der Dienstleistung bietet kaum Spielraum für derartige Differen­

zierungen. Zum anderen bewirkt die Gestaltung der Dienstleistung der Betroffenen zu 2 . die als 

einziger Anbieter die Dienstleistung bundes\veit mit einheitlichen Leistungsbedingungen anbie­

tet, eine Angleichun_g an deren Bedin_gungen. Dies gilt für sämtliche 'Nettbev„erber auf allen 

potenziell abgrenzbaren räumhchen Mä~ten. 

Für die Wettbe\'lerber der Betrortenen gill dies auch \Vegen der Ausrichtung an dem bestehen­

den Konkutrenzangebot der Betroffenen ZtJ 2. Für die verschiedenen Zustellgebiete der Betrof­

fenen zu 1. sind keine signifikanten Preisunterschiede festzustellen. Mögliche Abweichungen 

liegen allein in der Sphäre des Anbieters begründet bzw. sind singulären Ausschreibungswen­

bev1erben geschuldet. Sie stellen kein objektives Kriterium im Sinne einer Dernarkationsgrenze 

aufgrund rechtlicher Regelungen oder technischer Gründe dar. die eine Regionalisierung der 

Dienstleistung bedingen \vürden. Zudem be•Negen sich die Preise noch in einem Bereich, der 

dem beim Bedarfsmarktkonzept tendenzjell eher v1eniger bedeutenden Kriterium (s. Immen· 

ga/Mestmacker: GWB-Kommentar zum Kanellgesetz, 4. Aufl. 2007, § 19 Tz. 29) der gleichen 

Preistage gerecht w1)rde. 

Darüber hinaus sind aus Nachfragersicht einzelne Beförderungsrelationen für Briefsendungen 

nicht maßgeblich. 

Der Nachfrager ist vielmehr daran interessiert, seine versandfertige Tagesposl insgesamt an 

einen entsprechenden Postdienstleister zur Weiterbeförderung zu übergeben. Oie Tatsache, 

dass die Betroffene zu 1. alle Sendungen entgegen nimmt - auch diejenigen außerhalb des ei· 

genen Zustellgebietes (die sie an Konzernunternehmen zur v1eiteren Bearbeitung übergibt) • 

führt zu dem Schluss, dass eine Begrenzung des räumlich relevanten Marktes auf die momen­

tanen Angebotsräume dieses einen Unternehmens aus Sicht des Nachfragers für eine Markt­

abgrenzung nicht herangezogen werden kann. 
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Oie raumliche Marktabgrenzung w'Orde ansonsten in dte Beliebigkei1der zu regulierenden Un­

ternehn1en gestellt, in deren Fotge situative Anpassungen der betrieblichen Planungen stets zu 

anderen räumlichen Abgrenzungen führen \•/Ürden. fn der Folge Vläre eine Zersplitterung in eine 

Vielzahl lokater bzi.v. regionaler Einzelmärkte unvermeidbar mit der Gefahr verbunden, dass der 

einzetne Markt nicht mehr aussagekräftig wäre hinsichtlich der insgesamt bestehenden Wett­

bev1erbsbedingungen (Bagatellmärkte mit äußerst geringen ('v1arktvotumina). 

Zusatzllch spricht die mangelnde Trennscharfe gegen eine raumliche Begrenzung auf das 

Ruhrgebiet und die Ballungsraume Berlin und oosseldorf. Dem Vortrag der Wettbewerber zu

folge stellt die Betroffene zu 1 bereits auch im Bundesland Brandenburg zu und hat ihr Zustell· 

gebiet damit sukzessive ausgedehnt. Dies ergibt sich auch aus Stellenanzeigen der Betroffenen 

zu 1. b Z\V. der Betroffenen zu 2. für die Betroffene zu 1., \•tonach eine A usdehnung ihrer Ge­

schäftsaktivitäten in verschiedene v1ertere Regionen geplant ist. 

Hinzu kommt. dass die ~AQglichkeit der betroffenen Konzernunternehmen, ihr Angebot der ge· 

\Verbsmäßigen Beforderung von Briefsendungen räun1lich auszudehnen, einer regionalen 

Marktabgrenzung eher \Viderspricht. So könnte die Betroffene zu 1. als integriertes Tochterun­

ternehmen - unter Nutzung der finanziellen wie organisatorischen Infrastruktur des Konzerns 

Deutsche Post DHLe kurzfnstig in neue Angebotsräume vorstoßen. Umgekehrt könnte <lie Be­

troffene zu 2. z.B. bei einem Ausfall der Betroffenen zu 1. kurzfristig einspringen und deren 

Sendungen zur weiteren Bearbeitung und Zustellung übernehmen, da sie ohnehin bundesweit 

tatig ist. 

Oie Betroffene zu 2. verfOgt als größter und einziger Anbieter Ober ein flächendeckendes Netz 

mit einer bundesweiten Organisationsstruklur, die auf jeglichen potenziell räumlich abgrenzba· 

ren Märkten aufgrund ihrer Uotemehmensgröße ein paralleles Wettbe~·erbsverhalten ermöglicht 

und den Zugang zu vor· und nachgefagerten Marktstufen erheblich erleichtert. Sie tritt auf allen 

diesen Märkten mit einer einheitlichen, abgestimmten Unternehmenspohtik auf und kann diese 

weiträumiger durchsetzen aJs regional tätige W ettbe•Nerber. Dieser aufgrund der Additionswir­

kung lokal marktbeherrschender Stellungen entstehende erheblich erweiterte Verhaltensspiel­

raum würde bei einer engen räumlichen tvtarktabgrenzung z„vangsläufig außer Betracht bleiben. 

Im übrigen Wllrde durch eine raumlich zu enge Mark1abgrenzung einem Untertaufen der Regu­

lierung Vorschub geleistet (vgl auch BK2c-001021 vom 16.01.2002). 

Die von den Vl/ett.bewerbem im Wege des Teilleis1ungszu.gangs zu bedienenden Einlieferungs­

stellen unterliegen der Organisations· und Verlügungsmacht der Betroffenen zu 2. Sie kann 

diese Schnittstellen aus betrieblichen Überlegungen \veitgehend selbst festlegen, Dies fOhli 

dazu. dass sie maßgeblichen Einfluss a1.1f die Transport\vege ihrer 'Nettbev1erber ausübt. Bei 

­
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Bettachtung einzelner Beförderungsrelationen auf der Ebene regionaler Märkte wäre die räumli· 

ehe liAarktabgrenzung damit von den unternehmenseigenen Entscheidungen der Betroffenen zu 

2. abhängig, während die maßgebliche Nachfrageseite hingegen bedeutungslos würde. 

Insgesamt ist es nicht angezeigt, den relevanten Markt regional zu begrenzen. Die Bedingungen 

für die Erbringung der Dienstleistung VJeisen aufgrund der Schlichtheit der angebotenen Dienst­

leistung und nicht zuletzt aufgrund des bundesv,•eit verfügbaren Angebots eine Gleichv1ertigkeit 

auf. die den Ansatz für eine objektiv begründbare Differenzierung räumlicher Teilmärkte nicht 

rechtferugen. Unter Berücksichtigung derAngebotsbed~ngungen, insbesondere der unlerneh­

merlschen Verflec4'tung der Betroffenen und der kurzfristigen Erweiterbarkeit der Zustellgebiete 

der Betrofrenen zu 1 .• ist die Annahme eines bundesweit einheitlichen raumlich te!evanten 

Markts im Ergebnis zutreffend. 

b) Marktbohorrschung 

Auf dem retevan1en gesamten bundes\•1eiten tvla,kt fOr Standard-Briefdienstleistungen bis 

1.000 g verfügt die Betroffene zu 2. - \vie in zahlreichen Fällen bereits festgestellt - über eine 

marktbeherrschende Stellung i. S. d . § 4 Nr. 6 PostG i. V. m. § 19 Abs. 2 Nr. 2 GWB. Diese 

Feststel!ung ergibt sich aufgrund der Konzemverbundenhert gemäß § 36 Abs. 2 G'NB gleicher­

maßen auch für die Betroffene zu 1. 

Marktbeherrschend Ist ein Unternehmen i. S, d. § 4 Nr. 6 PostG i, V. m. § 19 Abs. 2 GWB, wenn 

es ats Anbieter von Dienstleistungen ohne VVetlbe\verber oder keinem v1esentlichen 'Nettbe­

werb ausgesetzt ist(§ 19 Abs. 2 Nr, 1 GWB) oder eine im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern 

Oberragende Marl<tstellung hat (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 GWB). 

Die Betroffene zu 2. verfügt wie v1iederholt - bsp\V. im Rahmen des Beschlusses zur Price·Cap­

Entgeltgenehmigung 2011 (Gz.: BK5b·10/061 ) im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt 

festgestellt - auf dem Markt für Standard-Briefdienstleistungen über eine ma~tbeherrschende 

Stellung 1. S. d. § 4 Nr. 6 PostG 1. V. m. § 19 Abs. 2 GWB. 

Für die Prf1fung einer marktbeherrschenden Stellung des relevanten Marktes fOr Briefdie11stleis· 

tungen ist als ein •vesentriches Krilerium auf die absoluten und relativen Mafktanteile abzustel· 

len. Zur Abbildung der Wettbe\verbsverhältnisse auf diesem Markt kann die alljährliche Untersu· 

chung des tv1arktes durch die Bundesnetzagentur herangezogen v1erden. 

Oie Betroffene zu 1. ist als eine einhundertprozentige Tochtergesellschaft der Deutsche Post 

Beteiligungen Holding GmbH In den Konzern Deutsche Post OHL eingegliedert. Oie Geschafts· 

beziehung der Betroffenen zu 1. ist Ober einen Beherrschungs· und Ergebnisabführungsvertrag 
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nachhaltig abgesichert. Oie Vertragsgestaltung beinhaltet einersetts Weisungsbefugnisse des 

Konzerns gegenüber der Betroffenen zu 1., \Vodurch ein wettbev1erblich unabhängiges bzw. 

unabgestim1ntes Verhalten in der GeschäftsausObong der beiden Betroffenen auszuschließen 

ist. Andererseits findet ein Ausgleich negativer Betriebsergebnisse der Betroffenen zu 1. durch 

den Konzern Oeutsche Post DHL statt In der Summe liegt damit eine Konzernverbundenheit 

beider Betroffenen i. S. d. § 36 Abs. 2 GWB vor. 

Daran anknüpfend sind beide Unternehmen v1ettbewerbsrechtlich als eine v1irtschaftltche Einheit 

zu betrachten, infolgedessen die Marktbeherrschung der Betroffenen zu 2. im selben relevanten 

Markt auch dem verbundenen Tochterunternehmen. der Betroffenen zu 1. zuzurechnen ist. Oie 

Beutteilvng der Marktstellung der Betroffenen zu 2. auf dem ~1arkt für Briefdienstleistungen gilt 

daher im Folgenden gleichermaßen für die Betroifene zu 1. 

Danach verfügte die Betroffene zu 2 . im Jahr 2009 1m gesamten lizenzpflichtigen Bereich von 

Briefbeförderungsdiens tleistungen über einen umsatzbezogenen ~1arktanteil von 90, 7 11..ti. Für 

das Jahr 2010 v1ird nichl mit v1esentlichen Verschiebungen gerechnet. Das restliche Marktvolu· 

men von knapp 1 O% enlfäll! auf ca. 650 andere Wettbewerber, das aufgrund der geringen 

Marktanteile allenfalls einen Randvieltbewerb darstellt. Sie verfügen nicht über das Potenzial, 

die Verhallcnsspielräume der Betroffenen zu 2. entscheidend einzuschränken. Der Marktan­

teilsvorsprung der Betroffenen zu 2. im relevanten Markt ist gegenüber ihren Wettbewerbern 

v1eiterhin signifikant groß. 

Mit dem hohen tv1arklanteil der Betroffenen zu 2. geht eine her-ausragende Stellung dieses Un· 

temehmens hinsichtlich seiner Finanzkraft einher. f\1it einem Ergebnis \IOr Steuern (EBIT) des 

Unternehmensbereiches Brief im Konzern Deutsche Post DHL in Höhe \Ion ca. 1, 1 Mrd. € ste­

hen der Betroffenen zu 2. finanzielle Ressourcen zur Verfügung, die sich im relevanten Markt 

potenziell v1et1bev1erbsbeeinnussend aus•Mrken können. 

Die Betroffene zu 2. verfügt darüber hinaus bei der Zustellung über erhebliche Wettbewerbsvor4 

teile gegenüber den anderen liAarktteilnehmern. Hierbei sind ihre ftächendeckende Präsenz mit 

eigenen Betriebsstätten (Sortier- und Verteilzentren), die sich über alle Briefdienstleistungen 

erstreckenden Verbundvorteile. die lückenlose Abdeckung alter Haushalte sowie der historisch 

bedingte Wettbewerbsvorspl\lng der Betroffenen zu 2. aufgl\lnd ihres bestehenden Briefzustell· 

netzes hervorzuheben. Diese können durch die Tätigkeit der Weltbev1erber insgesamt bisher 

nicht entscheidend abgesch\vächt vrerden. Marktmacht verstärkend \Virkt auch der Umstand, 

dass die Betroffene zu 2 flächendeckend auf allen ~1arktstufen tätig ist und andere Wettbev•er­

ber bei der Nutzung des Teilleistungszugangs grundsätzlich auf ihre Zustellleistung angewiesen 

sind (Sogwirkung). 
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Oie Bet(Offene zu 1, v1äre aufgrund ihres konzernbedingten Leistungspotentials in überschauba­

rer Zeit in der Lage. bei entsprechender Nachirage ihr Angebot auf bislang unbediente Gebiete 

auszudehnen. So hat seit Obernahme des Unternehmens durch die Deutsche Post Beteiligun­

gen Holding GmbH bereits eine punktuelle Ausdehnung derGeschäftstätigkeit in die Großräu­

me Berlin und das Ruhrgebiet stattgefunden. Eine \'/eitere Ausdehnung ist offenbar geplant 

(s. o.). bzv1. findet in Brandenburg bereits statt. Die Wirkung der ~Aarktbeherrschung der Betrof­

fenen zu 2. schließt daher andere potentJelle Angebotsräume des Tochterunteroeh1nens mit ein. 

Bei der Gesamtbetrachtung kommt dem außerordentlich hohen Marktanteil der Betroffenen 

tu 2. in dem relevanten f•l1arkt die entscheidende Bedeutung zu. Bezogen auf den Umsatz ver­

fügt die Betroffene-zu 2. bereits über eine herausragende Marktposition. Alle •.veiteren. nach 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2 GWB zu beachtenden Kriterien vermögen nicht, die marktbeherrschende Stel­

lung der Betroffenen zu 2. in dem relevanten Markt auch nur annähernd abzuschv1ächen. Im 

Gegenteil deuten diese eher auf eine Verstärkung der marktbeherrschenden Stellung hin. 

Oie Betroffene zu 1. vertogt somit - in funktionaler Unternehmenseinheit mit der Betroffenen 

zu 2. - auf dem lnlandsmal'kt für Standard-Briefdienstleistungen über eine marktbeherrschende 

Stellung i. s. d. § 4 Nr. 6 PostG i. V. m. § 19 Abs. 2 GWB. Die Feststellung der MarKtbeherr­

schung der Betroffenen zu 2. ergibt sich bei jeder denkbaren Abgrenzung des Bfiefmarktes. 

4. Verstoß gegen Abschlagsverbot, § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG 

Die Entgelte enthalten Abschläge. die die Wettbe~verbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf 

einem Markt für Postdienstleistungen in missbräuchlicher Weise beeinträchtigen. 

Ein Abschlag i. S. d . § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG liegt immer dann vor, wenn die Erlöse die langi ris­

tigen Kosten nicht decken. 

a) Abschlag 

Da es sich um Entgelte im Rahmen eines Konzernverbundes handelt, sind der Abschlagsbe­

trachtung die Kosten des herrschenden Unternehmens (nämllch der Betroffenen zv 2.) zugn,in­

de zu legen. 

aal Konzernentgelte 

Der Rückgriff auf die Kosten und Entgelte der Betroffenen zu 2. als Referenz ergibt sich be­

reits aufgrund derGeltung des funktionalen Untemehmensbegfiffs. Danach ist ein missbrauch-
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licher Abschlag inso\veil zu bejahen, als die Entgelte eines Konzernunternehmens die Refe. 


renzentgelte der fiAuttergesellschaft unterschreden. 


Oie Referenzentgelte der Betroffenen :w 2. sind die Teilleistungsentgelte BZE als die den 


Dienstleistungen der Betroffenen zu 1. entsprechenden Entgelte, vgl. II. C. 3. a) (1 ). 


Enlgegen der Ansicht der Betroffenen ist der funktionale Unternehmensbegriff nicht nur auf die 


ftAarktabgrenzung mit dem Ziel der Feststellung der f'l1arktbeherrschung beschränkt. Dieses im 


Kartellrecht entvJickelte Konzept ist auch auf die Entgeltbestimmung an•Nendbar. Es erstreckt 


sich auch auf die verschiedenen Formen des Ausbeutungs· und Behinderungsmissbrauehs, 


vgl. EuGH vom 02.04.2009 Rs. C 202107 .France Telecom· Vordem H'ntergrur.d, dass die 


allgemeinen kartellrechtllchen Normen und die dort ent„vickelte Terminologie Eingang gefun· 


den haben in die postregulatorische Entgeltregulierung, ist auch davon auszugehen, dass der 


Begriff des „Untemeh1nens • im l ichte dieser funktionalen Betrachtungsweise auszulegen ist. 


Für dieses Auslegungsergebnis spricht auch die Tatsache, dass der Begriff des marktbeherr­


schenden Unternehmens als wesentliches Tatbestandsmerkmal innerhalb der Entgeltregulie-­


rung benannt wird und eine Eingri ffsvoraussetzung darstellt. 


Eine Beställgung dieser Sichtweise zur Verbundklausel findet sich auch in der Entscheidung 


des BGH im Verfahren Entega 1(Urteil vom 23.06.2009 KZR 21108, Rn. 16). Dort stellte der 


BGH unmissverständlich klar, dass die Verbundklausel im deutschen Missbrauchsrecht um­


fassend Anv1endung findet. Im Weiteren wird dort unter Bezugnahme auf verbundene Unter­


nehmen i. S. d. §§ 17,18 AktG ausgeführt, dass regelmäßig von einem einheitlichen Unter

nehmen auszugehen ist, unabhängig davon, wie dieses Unternehmen gesellschaftsrechllich 

stn.tkturiert ist. Einer tiAuttergesellschaft sind nicht nur dann Ressourcen oder Betriebsteile zu­

zurechnen, '+'lenn es um die Feststellung der tv1arktbeherrschung geht, sonde<n auch im Rah

men der Missbrauchskontrolle. 

For die An\'lendung des funktionalen Unternehmensbegriffs auch und insbesondere im Zu

sammenhang mit dem vorliegenden Fall sprechen auch die Regelungen PostG und der 

PEntgV. Dies kommt insbesondere auch durch§§ 25 Abs. 2 PostG, 6 Abs. 1 PEntgV zum Aus

druck; sofern aufdas betroffene Unternehmen Bezug genommen v.•ird, kann es nur das 

marktbeherrschende, funktional zu betrachtende Unternehmen sein Ein unselbständiges Un

ternehmen bz\v. eine Abteilung wären nicht als betroffenes Unternehmen i. $ . d . Norm anzu­

sehen. 

Als Anhaltspunkt für die A.nv1endun9 des funktionalen Unternehn1ensb~riffs ist daneben der 

tJn1stand zu sehen, dass§ 3 Abs. 2 PEnt9V auf das allgemeine unternehmerische Risiko ab

stellt. Dieses Risiko v1ird maßgebllch bestimmt durch das Gesamtportfolio des Konzems. Mil-

­

­

­

­

­

­
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hin v1ürde eine Fokussierung auf die Risikosituation eines abhängigen Unternehmens nicht das 

tatsächliche Risiko des Konzerns darstellen, denn dieses wil'd bestimm! durch die Aktivitäten, 

insbesondere aber auch durch den Grad der Verffechlung in leistungsmaßiger SO\vie in finan­

zieller Hinsicht im Konzemverbund. Gerade die Verllechtungen innerhalb eines Konzerns. aber 

auch die damit verbundene Diversifikation beeinflussen maßgeblich das Risikoprofil des zu be­

trachtenden Unternehmens. Afs Tochterunternehmen innerhalb eines Konzerns ist es nicht nur 

seinen originären untemehmerischen Risiken ausgesetzt, sondern zugleich auch den Risiken 

des Konzerns. Entscheidungen des Konzerns von strategischer Bedeutung, v1elche et\Va das 

Gesamtportfolio betreffen. v1irken sich mitunter auch aufdas von dem Tochterunternehmen zu 

tragende Risiko aus. H ieraus folgt, dass diese beiden Risikokomponenten unlrennbar mitein­

ander verknüpft sind und das gesamt1.1nternehmerische Risiko sinnvonerv~eise nur auf den 

Konzernverbund angev~endel ·Herden kann. 

FUr eine Anwendung des funklionalen Unternehmensbegriffs spricht auch, dass die Betroffene 

zu 1. hinsichtlich ihrer Geschäftspolitik nicht autaO<, sondern durch den Mvtterkonzern gesteu­

ert und finanziert •Mrd . Dass die Betroffene zu 1. gegenüber der Betroffenen zu 2. weisungs­

gebunden ist. lässt sich bereits dem Umstand entnehmen. dass sie im Rahmen eines Beherr­

schungsvertrages ag:ert und Ge\vinne an den r+11utterkonzern abführt ur.d im Gegenzug der 

Mutterkonzern Verluste des Toch1erun1ernehmens ausglaicht. 

OarOber hinaus bestehen umiassende Zustimmungsvorbehalte gern. § 9 der Geschäftsord­

nung für die Geschäftsführung der Betroffenen zu 1„ die die Betroffenen mit Sc.hriftsa1z vom 

24.05.2011 als Anl. 4 einreichten. Als v1eitere Indikation für das faktische A.bhängigkeitsver­

hältnis kann man auch die Tatsache \\1erten. dass die Betroffene zu 2. Schlüsselkunden für die 

Betroffene zu 1. akquiriert und die Betroffene zu 2 . bei der Betfoffenen zu 1. 50 <1fo ihrer Aus­

zubildenden für den Nl utterkonzem quahfiz1eren lässt. Die A nwendung des funktionalen Un­

ternehmensbegriffs ist also angesichts def engen Leistungsbeziehungen zwischen der Toch· 

tef- und der Muttergesenschaf1 auch und insbesondere im vorliegenden Fall gerechtfertigt. 

Eine Einengung des funktionalen Unternehmensbegriffs auf Marktabgrenzungs- und f'vlarktbe­

herrschungsaspekte hätte zudem zur Folge, dass die f\<1issbrauchskontrolle unterlaufen oder 

sogar ausgehöhlt werden könnte. Das marktbeherrschende Unternehmen könnte sich durch 

A uslagerung von Betrieb-steilen oder einzelnen Untemehmensbereichen der ~lissbrauchskon­

trolle entziehen. Entsprechend \VUrde auch im Rahmen der Entscheidung des EuGH vom 

02.04.2009 Rs. C 202107 „France Telecom• das Preisgebaren der Tochtergesellschatt {Wana­

doo) als ein Fehlverhalten der Mutter i. S. d. Verbundklausel gewertet 

Aufgrund der ArwJendung des funktionalen Unternehmensbegriffs sind als Abschlagsschwelle 
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die für vergleichbare Dienstleistungen vertangten Entgelte der Betroffenen zu 2. zugrunde zu 

legen. Wie ausgefohn, ist die vergleichbare Leistung der Teilleisiungszugang BZE. Da die 

E1~tgelte der Betroffenen zu 1. für die von ihr angebote11en Dienst!eistur~gen C6, CS und C4 

diese Entgelte unterschreiten, liegt ein Abschlag i. S. d. § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG vor. 

bb) Kostenbetrachtung der Betroffenen zu 1_ 


Selbst wenn man der Herleitung der Abschla_gssch\velle aus dem funktionalen Unternehmens­


begriff nicht folgen wollte. enthalten die von der Betroffenen zu 1. verlangten Entgelte dennoch 


einen missbräuchlichen Abschlag. 


Das ergibt sich daraus, dass die Entgelte die Kosten der Betroffenen zu 1. nicht decken. Oie 

mit den Zustelldlenst!eistungen der Betroffenen zu 1. erv~irtschafteten Erlöse reichen n:cht aus, 

einen positiven Deckungsbeitrag zu er.virtschatten. Oie von der Betroffenen zu 1. angebotenen 

Leistungen tragen lediglich zur Deckung der variablen Kosten bei. Dagegen köfinen millelba(e 

Kosten. insbesondere Verv1altungskosten. Ober Erlöse bei den Zustellleistungen nich1 finan. 

ziert werden. Dies widerspricht dem nach § 3 Abs. 2 PEntgV anzulegenden Maßstab der KEL 

{einschließlieh angemessenen1 Gemeinkostenzuschlag und angemessenen Gev1innzuschlag). 

!1 l Bewertung der Kostennachweise und Unterlagen 

Die vorgelegten Kostenunterlagen genügen den in § 4 PEntgV genannten Anfordetungen. 

Die Beschlusskammer konnte auf dieser Grundlage die Kosten der effizienten Leistungsbe· 

reitstellung bestimmen. Sie v1ar somit in der Lage, durch geeignete rvtodifizierungen die sich 

nach dem Effizienzmaßstab ergebenden Kosten zu ermitteln, Somit stellen die von der Be­

troffenen zu 2. für die Betroffene zu 1. zur Verfügung gestellter\ Kostenunterlagen eine Basis 

dar. um särnttiche televanten Kosten im Zusarnmenhang mit der Briefbeförderung abzubil· 

den. 

Zur Überprüfung der Kostenorientierung und der Vereinbarkeit der Beförderungsentgelte der 

Betroffenen zu 1. mit den postrechttichen Entgeltvorschritten haben die Betroffenen mit 

Schreiben vom 27.04.2011 die mit Eröffnungsbeschluss vom 11.04.2011 ve~anglen Informa­

tionen und Auswertungen zur Verfügung gestellt und im Nachgang zu de( öffentlichen münd­

lichen Anhörung die ergänzenden Fragen der Beschlusskammer zu den produklspezifischen 

Erlösen und zur organisatorischen Eigenständigkeit der Betroffenen zu 1. beantv1ortet. Mit 

v1eitere1n Schreiben vom 25.05.2011 haben die Betroffenen die mit Schreiben vom 

27 .04.2011 eingereichten Kostenunterlagen korrigiert. 

Basierend auf Übertertungsre·chnungen für die Jahre 2009 bis 2011 \•1urden die GesamtkOS· 

ten für die Betroffene zu 1. hergeleitet und sodann die Kosten für die Bereiche „Oosseldorf', 
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~Ruhrgebiet~ und „Bertin~ beziffert und nachge•.viesen. Darüber hinaus wurde eine Übersicht 

der von der Betroffenen zu 1 insgesamt zugestellten Sendungsmengen. gegliedert nach den 

Zustelfmengen als End-to-End-Anbieter sov1ie die Sendungsmengen, \Velche die Betroffene 

zu 1. 1m Auftrag der 

zustellt bz;w zustellen v.•ird, vorgelegt. Oie Angaben beziehen sich ebenso 

wie die kostenrelevanten Daten auf die Jahre 2009 ois 2011. Zum Nachweis der Ermitt· 

lungsmethode $0\Vie zur Erläuterung des fOr die Ermittlung der Produktkosten ver.veodeten 

Kalkulationstools wurde eine umfassende Dokumentation vorgelegt. Darin \VUrde die Struktur 

der internen Kostenrec-.hnung der Betroffenen zv 1. erläutert. Daneben wurde auch das V'er­

iahren der Kostenzuordnung und Schlüsselung bestimmter Kostenpositionen dargestellt. rv1it 

Schreiben vom 23.05.20 11 wurden ergänzend Fragen der Beschlusskammer zu den produkt· 

spezifischen Erlösen sowie zum Umfang der Verv1a1tur.9skosten der Betroffenen zu 2. beant· 

\vortet. 

Die Betroffenen haben zudenl eine Gesamtkalkulation für die Betroffene zu 1. SO\'lie für die 

einzelnen Segmente vorgelegt Sov.•ohl für die Gesamtdarstellung a1s auch für die segment· 

bezogenen Kostenberechnungen vJurden zum e~nen nach Kostenarten, zum anderen nach 

den Wertschöpfungsstufen gegliederte KostenauS\'lertungen beigebracht. In den nach Kos· 

tenarten geglie-Oerten Darstellungen wurde differenziert nach Personal'. Sadl• und Kapital• 

kosten. Dagegen wurden in de1'I wertschöpfungsbezogenen Darstellungen die jevJeiligen Kos· 

ten fOr Abholung/ Transport, für Sortierung und Ausli0ferung genannt. 

Die Beschlusskan1mer hat daraufhin die von den Betroffenen eingereichten Kostennach,•1eise 

und Unterlagen überpröft und diese mit in vergangenen Verfahren vorgelegten Berechnungen 

und Dokumentationen abgeglichen, insbesondere auch mit vorliegenden Daten zum Teilleis­

tungsentgelt BZE. Diese Untertagen stnd geeignet. v1esentliche Aspekte der Kostenermittlung 

und Kostenzurechnung zu untersuchen. Sie erlauben insbesondere eine Analyse der Kosten· 

berechnungen unter dem Gesichtspunkt der Kostenverursachungsgerechtigkei1. Zudem 

konnte die Beschlusskammer auf Oaten und Entgeltkalkulationen zurückgreifen, \Velche von 

alternativen Wettbewerbern im Rahmen des Teilleistungsverfahrens zur Verfügung gestellt 

\'/Orden sind. 

Nach Aus\vertung der vorgelegten Kostenunterlagen decken die Erlöse die Kosten der Betrof­

fenen zu 1. nicht. 

(2} Kostenunterschreitung 

Oie Beföcderungsentgelte enthalten Abschläge, v.ieil die Kosten der effizienten Leistungsbe~ 

reitstellung (KEL) der Betroffenen zu 1. unterschritten VJerden. 
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KEL beinhalten nach § 3 Abs. 2 PEntgV die langfristigen zusätzlichen Kosten der Leis­

tungsbereitstellung und einen angemessenen Zuschlag für lelstungsmongcnncutrale Ge­

meinkosten. jev;eils einschtießlich eines dem unlernehmerischen Risiko angemessenen Ge­

v1innzuschlags. KEL verlangt die Berücksichtigung sämtlicher in der PEntgV genannten Kos­

ten sowie die Einhaltung der allgemeinen be1riebs„..nrtschaf11ich anerkannten Grundsätze. 

Oie Entgelte der Betroffenen zu 1. genügen diesem ~·1aßstab nicht, weil weder die langfristi­

gen zusätzlichen Kosten noch die leistungsmengenneutra!en Gemeinkosten gedeckt 1A•erden. 

Der Europäische Gerichtshof hat mit den Urteilen vom 3. Juli 1991 , AKZO/Kommission 

(C·62186, Slg. 1991, 1·3359), und vom 14. November 1996, Telra PaklKommission 

(C-333194 P. Slg. 1996. 1-5951) festgestellt. .dass wm einen bei Preisen. die unterden 

durCf)SCl1rlitlliclle1) variable11 Koster1 liegen, vennutet werden kann. dass es sic/1 u1n Verdrän­

go11gspteise 11andelt, 1.1nd dass zu1n anderc11 Preise. die unter den durchsch11illlichen G&­

san1tkoste11, aber Ober de11 durchschnittlichen variablen Koster1 liege11. als n1issbri1uchlich an· 

zuseho11 sind, 1venn sie im Rahmen eines Plans festgelegt ~vutden, cfer die Ausschaltung ei­

nes Mifbel11erbers bezweckt." 

i) Unterschreitung der langfristigen 2.usätzlichen Kosten 

Oie Entgelte unterschreiten die langfristigen zusätzlichen Kosten. Oem m § 3 Abs. 2 PEntgV 

genannten Kriteriurn der Langfristigkeit liegt keine absolute Zeitverstellung zugrunde. Durch 

die Bezugnah1ne auf Langfristigkeit von Kosten wird gewährleistet. dass nicht nur d1e kurz· 

ffistigen variablen Kosten für die Dienstbereitstellung, sondern auch die langfristigen, fixen 

Kostenbestandteife bei der Kostenkalkutation und Entgeltbestimmung einzubeziehen sind. 

Letztere Kostenkategorie ist relevant für die unternehmerische Entscheidung, welcher 

Dienst beteitgestellt werden soll oder nicht. Oie Erv1irtschaftung der langfristigen Kosten ist 

nach diesem Verständnis Voraussetzung dafür. dass der Dienst angeboten wird. Oement· 

sprechend sind die langfristigen Zusatzkosten der bereitgestellten Dienste v1esenlhcher Prü­

fungsmaßstab. 

Mit den von der Betroffenen zu 1. erhobenen Entgelten \'/erden nicht die mit den Beförde­

rungsleistungen an den Standorten Düsseldorf, Ruhrgeb~t und Berhn originären Wert­

schöpfungskosten als VJesenUicher Kostenbestandte1~ der KEL abgegolten. Bei den origi· 

nären Wertschöpfungskoslen handelt es sich um die langfristigen zusätzlichen Kosten 

i. S. d. Postgesetzes. Denn die in der Kalkulation angesetzten Personal-, Material und Kapi· 

talkosten sind Kosten, welche unmittelbar für die Bereitstellung der Beförderungsleistung 
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anfallen. 

Mindestens seit dem Jahr 2006 el\virtschaftete die Betroffene zu 1. regelmäßig Jahresfehl­

beträge. Die vorgel09ten HGB-Jahresabschlüsse für die Geschäftsjahre 2007 bis 2009 be­

legen, dass zu allen Bilanzstichtagen eine bilanzielte Überschuldung bestand. Aus den 

Ubersichten der Anlagen FM 1- 4 zum Schriftsatz der Betroffenen vom 27.04.11 geh1 her­

vor, dass auch in 2010 ein Jahresfehlbetrag i. H. v. 2.5 Mio. € generien wurde (vgl. Deut­

sche Post DHL Geschäftsbericht 2010, Seite 212). Für die Folgejahre ist entgegen des Vor­

trags der Betroffenen ein negatives operatives Ergebnis zu ervJarten. Daraus ergibt sich, 

dass die originären Wertschöpfungskosten nicht gedeckt v1erden. 

Es lässt sich jedenfalls festhalten, dass die vom Unternehmen generierten Umsatzertöse 1m 

Bereich ~Briefbeförderung· bislang stets hinter den auf diesen Bereich entfallenden originä­

ren Wer1schöpfungskosten (~11aterial·, Personal· und Kaprtalkosten) zurückbleiben. 

Sofern die Betroffenen für die Folgejahre ein positives Ergebnis prognostizieren. beruht dies 

auf nicht belastbaren Annahmen zur Sendungsmengenentwicklung und zu Wertschöp· 

fungSZU\'läChsen aurg(t.lnd des Einsatzes von Ausbildung-skräften. 

ii) Sendungsmeng9n 

Die langfristigen, zusätzlichen Kosten der Briefbeförderung \!/erden auch in den Folgejahren 

in Anbetracht der generellen Sendungsmengenenhvicklung im Briefbereich in Deutschlai'ld 

unter Berücksichtigung des Trends in den Regionen Ruhrgebiet und Berlin. nicht gedeckt. 

Im Gegenteil. vor dem Hintergrund des 1n den nächsten Jahren 2u1nlndest stagnierenden 

Sendungsvolurnens v1ird die bestehende Deckungslücke nicht geschlossen, sondern ten· 

denzieU zunehmen. 

Oie Betroffenen haben die Sendungsmengen für die relevanten Segmen1e ,,Düsseldorf· • 

•Ruhr· und ,Berlin" für die Zeitraume 2009. 201 O und als Projektion fUr 20 11 vorgelegt. Des 

Weiteren haben sie für 2009 und 201 O die jeweiligen taisachlichen monatlichen Sendungs· 

mengen angegeben. 

Die fOr das Segment „Ruhrgebiet" für das Jahr 2011 in Ansatz gebrachten Sendungsmen­

gen können nicht als Datengrundlage für die Produktkalkulation zvgn..inde gelegt \Verden. 

Auch der Ansatz für den Standort ~Berlin" kann nicht für Kalkulationsz\vecke herangezogen 

werden. 
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Für das Jahr 2011 \VUrde von den Betroffenen angenommen, dass im Ruhrgebiet insgesamt 

Sendungen zugestellt v.•erden. Dies entspräche einer Steigerung von 

gegenüber dem Voqahresniveau, in dem ausweislich Anlage FM 2(1) zum 

Schrif1satz der Betroffenen vom 25.05.11 lediglich 

stelll VJUrden. Für den Standort „Berli n~ wird sogar eine des 

Sendungsvolumens unterstell! (Sendungsmenge 2010: rd. , Sendungsmen­

ge 2011: rd. 

Eine tv1engensteigenJng von Ober , wie den Kostenberechnungen zugrunde 

gelegt wurde, widerspricht der generell zu erwattenden SendungsmengenentwlckJung irn 

traditionellen Snefgeschäfl. Es Ist bestenfalls mit einer Konstanz hinsichtlich der Verkehrsvo­

lumina zu rechnen. Bel realislischer Betrachtung der Sendungsmengen ist tenden:c:iell lang­

fristig eher ein ROck9an9 , allenfalls ein Verharren der zugestellten Sendungsvolumina auf 

dem Votjahresniveau zu erv1arten. Indikationen. v1elche für einen Anstieg der bef6rderten 

Briefsendungen sprechen, sind indes nicht erkennbar. 

Die anzunehmende Enh•1icklun9 lässt sicJl auch für d:e Ballungsräume Düsseldori. Ruhrge­

biet und Berlin, in denen d:e Beschv.•erdegegnerin ihre Zustellungen ausführt. konstatieren. 

Auch die von der Betroffenen zu 2. vorgelegten Auswertungen zu den BZE-Sendu1>gs­

mengen ihrer Briefzenlren mit Einzugsgebiet in den Regionen Rhein/Ruhr und Berlin v1ider­

legen die getroffene Kalkulationsannahme der Betroffenen zu 1. hinsichtlich der Sendungs· 

mengenent„vicktung. SO\vohl für das Ruhrgebiet als auch für Berlin ist ein genereller Sen· 

dungsmengenrockgang von mehr als - zu verzeichnen. 

Vor dem Hintergrund des bunde·S\'leiten Tcends. aber insbesondere im l ichte der Sen­

dungsmengenentwicklung beim Briefzentrum Berlin ist die Annahme für den Standort „Ber­

lin' nicht haltbar. Eine des Sendungsvolumens lässt sich je­

denfalls anhand der verfügbaren VeM<ehrsdaten nicht rechtfertigen. Die kalkulatorisch ange­

setzte Mengensteigerung mag vNar dem Umstand geschuldet sein, dass die Betroffene zu 

1. sich in Berlin in einer Anlaufphase befindet. decen Zustellorganisation erst im Aufbau beg ­

ri ffen ist. Dennoch ist eine Steigerung von gegenüber dem Niveau von 

2010 mil Blick auf dle allgemeine Entwicklung nicht nachvollziehbar. 

letztlich kann jedoch dahin stehen, ob die angesetzte Sendungsmengenentv1icklun_g auf­

grund der r+Aarktsituation eintritt. Denn selbst bei Zugtundelegung der Sendungsmengen. wie 

sie von den Betroffenen veranschlagt werden und bei ausschließlicher Berücksichtigung de< 
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kalkulierten Wertschöpfungskosten für den Standort Berlin belau fen sich die durchschnillli

chen StOckkosten je nach Fallkonstellation aui pro zugestellter Sendung. 

In anderem Zusammenhang •Nie auch in der Presse vertritt die Betroffene zu 2. auch selbst 

die Einschatzung, dass Sendungsmengen zukünftig zurückgehen v.•erden. Als Ursachen die

ses Trends v1ird v on ihr \Viederholt die verstär1<te Nutzung von Tetefax, E-Mail, SMS und so

zialen Netz'l>'erken, aber auch d ie Nutzung von alternativen Kommunikationsmedien wie DE

MAIL. E·Postbnef genannt. Was die Sendungsmengen anbetrifft, sei nach Angaben der Be­

troffenen zu 2. in den vergangenen Jahren ein Rückgang von zu verzeich

nen. In den nächsten Jahren sei insgesamt von einem Mengenrockgang von 

- bezogen auf da-s Niveau von 2011 auszugehen. Dies entspräche einem jähr1ichen 

Rückgang von 

iii) 'Nertschöpfunqszu'>vächse aufgrund des Einsatzes von Ausbi!dungskräften 


Die von den Betroffenen für das Jahr 2011 e1V1artete Ergebnisverbesserung fOr das relevan· 


te Segment .Bnefbeförderung• resultiert daraus. dass sich die originären Wertschöpfungs­


kosten nur unterproportional, verglichen mit der prognostizierten Sendungsmengensteige­


rung, erhohen sollen. Der geringe A nstieg bei den originären Wertschöpfungskosten 


bei einern gleichzeitig prognostizierten Mengenanstieg für das Jahr 2011 

ist darauf zurückzuführen, dass ein Großteil des zusätzlichen Sen

dungsvolurnens auch durch Ausbildungskräfte zugestellt v1ird. Obgleich Ausbildungskräfte 

im operativen Geschäfte eingesetzt werden, „verden die äquivalenten Kosten für deren er

brachte Arbeit kalkulatorisch nicht berucksichtigt. Ein solches Vorgehen, Kosten für die 

Wenschöpfung für die Auszubildenden, sofern sie Brie fsendungen zustellen, n ich t im Rah

men der Produktkalkulation einzubeziehen, VJiderspricht aber dem Grundsatz verursa

chungsgerechter Zuordnung. Danach sind den betreffenden Produkten diejenigen Kosten 

zuz urechnen, die 1m Zusammenhang mit der Leistungserstellung angefallen sind. Denn 

§ 2 Abs. 2 Nr. 4 PEntgV rekurriert aufdie Inanspruchnahme von Teilen der Beförderungs· 

kette und im weiteren auf „die Kosten der Nutzong dieser Teile: Bei Anv1endung des Kos

ten"Jerursachungsprinzips sind daher anteilige Kosten für die erbrachte Wertschöpfung der 

Ausbildungskräfte, sofern sie operativ im Zusammenhang mit der Zustellung von Briefsen

dungen fOr die Betroffene zu 1. eingesetzt werden, in Ansatz zu bnngen. 

iv) Gemeinkosten 

Die Betroffene zu l . hat entgegen allgemein ane(kannter betriebs„virtschaftlicher G rundsät

ze und in W iderspruch zum Kostenven.irsachungs-. aber auch zum Tragfähigkeitsprinzip 

­

­

­

­
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keine Gemeinkosten in ihrer Kalkulation berOcksichtigt. Dies \Viderspricht dem nach § 3 Abs 

2 PEntgV anzuwendenden KEL-Maßstab. 

Oie Nichtbel'Ocksichtigung von Gemeinkosten für den allgemeinen Verwaltungsauf\'1and der 

Betroffenen kann deshalb nicht akzeptiert v1erden. Kosten für Marketing und Vertrieb. Per­

sonal-, Finanzbuchhaltung, Recht und IT sind bei Zugrundelegung der in §§ 2 Abs. 2 Nr. 4. 

3 Abs. 3 Satzl PEntgV verankerten Vorgaben angemessen zu berücksichtigen. 

In ihrer Kostenkalkulation hat die Betroffene zu 1. lediglich die unmiUetbaren, im Zusan1­

menhang mjt der Leistungsberedstellung angefallenen und künftig entstehenden Personal·, 

Sach- und Kapitalkosten als Wertschöpfungskosten berucksichtigt. Gen1einkostenbereiche 

für Verwaltung/ Overhead so„vohl der Betroffenen zu 1. als auch der Betroffenen zu 2., \Vel­

che der HOhe nach sogar \vesentliche Kostenpositionen in der Gesamtkostenaufstellung der 

Betroffenen zu 1. darstellen, ~\l'Urden indes nicht einbezogen. Aus•.ve1slieh der Kostendoku­

mentationen belaufen sich die gesamten Gemeinkosten der Betroffenen zu 1. in 2010 im· 

mel'hin auf bezogen auf die Wertschöpfungskosten. 

Im Rahmen der Produktkalkulation sind grundsätzlich neben den netzgebundenen Kosten 

anteilig> auch nicht netzspezifische Gemeinkosten anzusetzen. Bezogen auf die Gesamtheit 

der von einem Unternehmen produzierten und angebotenen Leistungen muss gewährleistet 

sein, dass sämtliche mittelbare Kosten, zu denen auch die Gemeinkosten zählen, abgedeckt 

werden. Diese Kostenkategorie umfasst insbesondere Kosten fOr die Veiv1altung, für Ver· 

trieb und Kundenakquisition. Deren Nichlberocksichtigung hat zur Folge, dass mrttelbare 

Kosten. v1elche erfahrungsgemäß immethin nahezu 20 o/o bezogen auf die Wertschöpfungs­

kosten ausmachen, im Zusammenhang mit der Briefbeförderungsleistung über die zu ver­

marktenden Produkte nicht ertöst werden. 

Leistungsmengenneutrale Gemeinkosten sind diejenigen Kosten. die im Betrieb anfallen. 

aber den televanten Produkten nicht direkt zugeordnet >A1erden können bzw aus Wirtschaft­

lichkeitsgründen den Produkten nicht zugerechnet \Verden. Ge1neinkosten beinhalten damit 

Kosten für mittelbare administrative produktübergreifende Tätigkeiten. Sie beziehen sich auf 

Ressourcen. die für mehrere P(odukte bt\V. D ienste eingese1zt v1erden. Zu unterscheiden 

sind hierbei Gemeinkosten, die anteilig einem Dienst bzv1. einer Dienstgruppe zugeordnet 

werden können. Dazu gehören OOi-spielsweise Kosten ffir Vertrieb und Lizenzen und Admi­

nistratio1) , aber auch Kosten für Gebäude, Energie und Büromaterial. Zusätzlich fallen auch 

unternehmensspezifische Gemeinkosten an. Diese betreffen die Venvaltung, Vorstandsge­

hälter und Versicherungen. Ebenso gehören zu den Gemeinkosten die Kosten der Energie­

versorgung, \Venn diese nicht dem Produkt direkt zugeordnet •Nerden können (z.B. für 
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Raumheizung und Beleuchtung), Beiträge zu Verbänden oder geWinnunabh~ngige Steuern 

{z.B. Grundsteuer). Löhne, Bezüge und Gehälter werden als Gemeinkosten betrachtet, so· 

fern diese nicht dem Produkt direkt zugev1iesen werden können. 

Da die Gemeinkosten nicht direkt einerDienstleistung betragsmäßig zugerechnet werden 

können, \'lerden die umzulegenden Kosten in der Kostenstellenrechnung in verschiedenen 

vorgelagerten Rechnungsverfahren betragsmäßig erfasst und nach unterschiedlichen Ver

fahren zugesch!Osselt. 

a) Verstoß gegen § 3 Abs. 2 PEntgV und allgemein aner1<al'lnte betriebsv1irtschaftliche 


Grundsätze 


Mit der Nichtberücksichtigung von Ge1neinkosten verstößt die Betroffene zu 2. gegen all­


gemeirl anerkannte betriebs,virtschaftliche G rundsätze und weicht auch von der sonst übli­


chen betrieblichen Praxis der Betroffenen zu 2. ab. 


Gemäß § 3 Abs. 3 Satz 1 PEntgV sind bei der Ermittlung, Berechnung und Zuordnung der 


Kosten des reguherten Unternehmens die allgemein aneckannten betriebs~\rirtschaftlichen 


G rundsätze zugrunde zu legen. Diese Vocgabe ecstceckt sich auch auf d:e Verrec.hnung 


und Zuschlüsselung von Gemeinkosten. Ausgehend davonwiderspricht das Vorgehen. 


Gemeinkosten in der Kalkula1ion fOr den Bereich ...Briefbeförderung· der Betroffenen zu 1 


nicht anzusetzen, diesen Grundsätzen. 


Zur Verrechnung und Zuschlüssetung von Gemeinkosten wurden in der betriebswirtschaft ­


lichen Literatur, aber auch in der betriebhchen Praxis Methoden und Verfahrensv1eisen ent· 


v.•ickelt, vgl. Kilger. W . Betriebliches Rechnungsv1esen, in: Allgemeine Betriebs\\rirtschafts· 


lehre, hrsg. Von H. Jacob, 4. Aufi„ Wiesbaden 1981, S. 958. Haberstock, L. Grundzüge 


der Kosten- und Erfolgsrechnung , a. a. 0 ., S. 110. Als Standardverlahren wird die einfache 


bzw. differenzierte Zv sehlagskalkulation angewandt, bei der Gemeinkosten mittels Zu­


schlagssälzen auf einzelne Produkte bZ\V. Dienstleistungen zu verrechnen und umzulegen 


sind. Durch einen derartigen Verrechnungsmodus ist gev1ährleistet, dass sämtliche Koslen 


einschließlich der Gemeinkosten über die vermarkteten Produkte erlöst \verden. 


Hinsichtlich der Zurechnungsrnethode haben sich in der betciebs\\rirtschaftlichen Theorie 


und betrieblichen Praxis mehrere Verlahcen ducchgesetzt. Im Ergebnis zielen alle ange· 


v1andten Verfahrensv1eisen darauf ab. dass sämtliche Gemeinkosten abgedeckt werden. 


Im Übrigen weicht das Vorgehen, keine Gemeinkosten zuzuschlüsseln, von der ansonster1 


von der Betroffenen zu 2. gehandhabten Verrechnungspraxis ab. Aus den in anderen Ver-


­
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fahren vorgelegten Kostenaufstellungen sowie aus den entgeltbegrOndenden Untertagen 

für das Zugangsprodukt Adresszugang (BKSb-081068) gehl hervor, dass sie Kosten für 

„Leitung und Seivice· als Gemeinkosten pauschal auf die Wertschopfungskoslen als Kos· 

tenbasis umgelegt hat. Diesen Aus\vertungen ist zudem zu entnehnlen, dass die Gesamt· 

heil des Produktportfolios mit dem einheitlichen Zuschlag fOr .Leitung und Service" beauf· 

schlagt worden ist. 

Ein Verzicht auf Zurechnung von leistungsmengenneutralen Gemeinkosten entspricht ge­

rade nicht diesem Grundsatz und ist damit mit keinem dero. g Verfahren vereinbar. 

ß) Verursachunospriozip 

Der Umstand, dass in den Produktkalkulationen Gemeinkosten nicht in Ansatz gebracht 

\Vorden sind, stellt per se eine Verletzung des Kostenverursachungsprinzips dar. 

Gern. § 3 Abs. 2 PEntgV ergeben sich die Kosten der effizienten Leislungsbereilslellung 

nicht nur aus den langfristigen zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung, sondern 

auch aus einem angemessenen Zuschlag für leistvngsrnengenneutrale Gemeinkosten, 

sov1eit diese Kosten für die Leistungsbereilstellung notv1endig sind. 

Ausgehend von dieser Allokationsmethode •.vären die im Zusammenhang mit der Leis­

tungsbereitstellung angefallenen leistungsmengenneutralen Gemeinkosten in Abhängigkeit 

von der tatsächlichen Inanspruchnahme auf die Kostenträger (Produkte und Produktgrup­

pen) zu verteilen. Danach sind den betreffenden Produkten diejenigen Kosten zuzurec.h­

nen, die im Zusammenhang mit der Leistungserstelh,1ng angetanen sind. Oie Zustellung 

von Briefsendungen verursacht nämlich nicht nur Wertschöpfungskosten. sondern auch 

Aul\vendungen irn sog. Overheadberelch. v;elche Ober die vertriebenen Produkte ertöst 

\verden müssen. Oer Overheadbereich beinhaltet hierbei -sov~ohl die allgemeinen Verwal· 

1ungs- ats auch Vertrieb$- und Koordinationsfunktionen. 

Gedanklicher Hintergrund des Kostenverursachungsprinzips ist ein finales Denken Alle 

Produktionsfaktoren, zu denen vorliegend das Personal für die Sortierung und Zustellung, 

aber auch Sortiermaschinen zählen, v1erden anteilig eingesetzt. um Leistungen zu produ­

ZJeren. Deshalb isl es zulässig, den Leistungen auch alle angefallenen Kosten zuzurech­

nen Diese Flnalbetiehung betrifft aber nicht nur die torBrielbeförderung unmittelbar pro· 

duktiv eingesetzten Produktionsfaktoren (Zusteller, Maschinen, .. . ), sondern auch die mit· 

telbaren Kosten für Räumlichkeiten und Administration. Derartige Kosten des Leistungser­

stellungsprozesses sind nach diese1n Konzept entsprechend auf alle in diesem Prozess er­

stellten Leistungen umzulegen. 
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Oie Einbeziehung der Kosten fOr die Administration ergibt sich aus dem Aspekt. dass dem 

Verursachungsprinzip eine langfristige Sichtv1eise zugrunde liegt Die Langfristigkeit ko1nmt 

auch dadurch zum Ausdruck, dass sich gemäß § 3 Abs. 2 PEntgV der Zuschlag auf die 

langfristigen zusätzlichen Kosten bezieht. 

Die aufbau· und ablauforganisatorische Planung der Zustellung, die Planung des Produkt· 

portfolios und der sich daran anschließende Av fbau von Kapazitäten (Rekrutierung von Zu· 

stellpersonal bis hin zur Anmietung von Liegenschaften usv1.) erfolgt nur deshalb, \veil das 

Unternehmen davon ausgeht, dass es seine Leistungen mit Hilfe der aufgebauten Kapazi· 

täten ge•Ninnbringend vern1arkten kann. ~1ithin unterstellt das Unternehmen. dass die Ge­

samtheit aller erstellten Leistungen die Kosten für den Aufbau der Kapazität tragen. Vor 

diesem Hin1ergrund ist es notv1endig, jeder einzelnen Leistung einen entsprechenden Kos

tenanteil dieser mittelbaren Kosten zuzurechnen. Denn das Produktergebnis \vird maßgeb· 

hch durch den der Wertschöpfung vocausgehenden Planungsprozess beeinflusst. 

Ausgehend von dieser Überlegung sind Gemeinkosten der Betroffenen zu 1, einzubezie

hen 

Da das Führungspersonal der Betroffenen zu 1. Vertragsbeziehungen anbahnt. die an

schließende Auftragsabv1icktung stet1ert. lenkt un·d überi.vacht, müssen anteilige Kosten für 

den Vertrieb und für die Verv;aftung in Ansatz gebracht werden. Im Hinblick darauf, dass 

die Führungsebene det Betroffenen zu 1. Koordinationstätigkeiten \vie Kundenakquisition 

und AuftragsOber.vachung. aber auch Controllingaufgaben so\vie Funktionen im Rahmen 

der Rechnungsstellung \vahrnimmt und somit eine eigene W ertschöpfung erbrin91, sind 

nach dem Verursachungsprinzip Kosten für die Vernaltung/ Administration In Ansa!z zu 

bringen. 

Darüber hinaus müssen auch anteilige Gemeinkosten der Betroffenen iu 2. kalkulato­

risch berücksichtigt werden. vgl. BKSb-08/068. 

En1gegen dem Vortrag der Betroffenen zu 2. sind deren Gemeinkosten anzusetzen, da sie 

planerische Tätigkeiten für die Betroffene zu 1. erbnngt. Dies ergibt sich insbesondere aus 

dem Umstand, dass die Betroffene zu 1 abtauforganisatorisch dem Unternehmensbereich 

„Briefkommunikation" der Betroffenen zu 2 zugeordnet ist. der dem Führungsbereich ,.Cor

porate Center' unterstellt ist. Das .Corporate Center'' repräsentiert den ~11angementbereich 

und umfasst den gesamten Vorstand einschließlich den Finanz. und Personalbereich (vgl 

Geschäflsberichl Deutsche Post DHL 2010. Seite 232). Damit werden sämtl•che zentralen 

­
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Funktionen. •Nefche die Ausrichtung des Unternehmensbereichs SO•vie den finanziellen, 

einschließlich personellen. Bereich betreffen von dieser Organisationseinheit wahr9enom· 

men. Insofern besteht ein Kausalzusammenhang zv~ischen den Führungsentscheidungen 

der Betroffenen zu -2. und den dadurch bedingten Kosten der Betroffenen zu 1., so dass 

Gemeinkosten nach Maßgabe von § 3 Abs.2 PEntgV angemessen zu berücksichtigen sind. 

Strategi-sche Entscheidungen der Geschäftsleitung der Betroffenen zu 2. \virken sich ur.mit­

telbar auf die Höhe der Wertschöpfungskosten der Betroffenen zu 1. aus. So beeinflusst 

eine von der Betroffenen zu 2. in itiierte Neuausrichtung von Geschäftsfeldern verbunden 

mrt einer Auswertung des vorhandenen Produktportfolios, bei dem die strategischen lmput· 

se üblichef\veise von der Betroffenen zo 2. ausgehen, unmittelbar das operative Geschäft 

bei der Betroffenen zu 1. Ebenso haben Personalrekrutierungsmaßnahem der Betroffenen 

zu 2. (Stichv1ort: Ausbildungsbereich) v1eitreichende Konsequenzen für die bei der Bettof· 

fenen zu 1. anfal!enden Wertschöpfungskosten. Gerade die Verflechtungen innerhalb des 

Konzerns, aber auch die damit verbundene strategischen Entscheidungen beeinflussen 

maßgeblich auch die Kostenverhältnisse des zu betrachtenden Unternehmens . 

Dadurch, dass aber d:e Betroffene zu 1. in den Konzernverbund integriert ist, entfallen 

auch Kosten im Managementbereich. Denn die strategischen t;;ntscheidungen werden in 

der Managemen!ebene der Betroffenen zu 2. gefällt, vgl. § 9 der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung der Betroffenen zu 1. W ürde aber die Betroffene zu 1. autark agieren. 

müsste sie zusä~zl iche Planungs- und Steuerungsaufgaben übernehmen, um dann diese 

langfristigen Entscheidungen treffen zu können. Die Kosten hierfür \Vären dann aber auch 

einzukaJkulieren. 

yl Tragfähigke1tsprinzlp 

Oie Nichtberücksichtigung leistungsmengenneulraler Gemeinkosten lässt sich auch nicht 

mit Hinweis auf allernalive Anwendung des Tragfahigkeitsprinzips begründen. 

Auch das Tragfähigkeitsprinzip als alternatives Kostenzurechnungs- und Preisbestim­

mungsvertahren verlangt, dass sämtliche bei der Betroffenen zu 1. anfallenden Gemein­

kosten einschließlich der Gemeinkosten der Betroffenen zu 2. von der Gesamt heit der 

vertr iebenen Produkte gedeckt \Verden. Zv1ar muss nich1 jedes Produkt zur Kostende· 

ckung beitragen, aber in Summe müssen die Gesamtheit der vertriebenen Produkte die 

anfallenden Gemeinkosten decken. Im Gegensatz zum Kostenverursachungsprinzip ist 

diese Kostenposition nicht nach Maßgabe der Inanspruchnahme im Rahmen der Leis· 

tungserstellung, sondern je nach den Marktverhältnissen zuzuschtOsseln. 
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Bei Geltung des Tragfähigk.eitsprinzips hätten anteilig leistungsmengenneutrale Gemein· 

kosten verrechnet und den Produkten in Abhängigkeit von den jev1eil1gen tlßarktverhäJtnis­

sen zugerechnet •Herden müssen Ein genereller Verzicht auf Zuschlüsselung von Gemein­

kosten lässt sich aber auch nicht aus dieser Zurechnungs· und Allokationsmethode ablei­

ten. 

v. Angemessener Gev1inn 

Die Betroffene zu 1. hat in unzulässiger \flleise den betriebs~..,.;rtschaf11ich erforderlichen und 

regulatorisch vorgegebenen Ge~\linnzuschlag berücksichligt. Dies stellt einen Verstoß gegen 

§ 3 Abs. 2 PEntgV dar, denn die KEL beinhalten danach einen „dem unternehmerischen Ri­

siko" ange1nessenen Gewinnzuschlag. 

Ein solcher Zuschlag ist so zu bemessen. dass die Geschäftsnsiken des Unternehmens ab­

gedeckt werden und im Mehrjahresdurchschnitt eine angemessene Vergütung der einge„ 

setzten Produktionsfaktoren sichergestellt wird . Diese Geschäftsrisiken beinhalten sovJohl 

Produktions- als auch Vetttiebsrisiken. Steigen et\V3 die Löhne überproportional bzv1. sinkt 

die Auslastung der Produklionskapazitaten (Sendungsmengenrückgang). kann das Unter­

nehmen unter Umständen nicht mehr profitabel agieren. 

Die Nichteinbeziehung eines dem unternehmerischen Risiko entsprechenden Ge\vinnzu­

schlages kann nicht akzeptiert \•1erden. 

Ats Ausgleich dieser im Geschäftsverkehr immanenten Risiken v1ird nach allgemeiner be„ 

triebficher Praxis im Rahmen der Produktkalkula1ion ein angemessener Gev1innzuschlag be­

rücksichtigt. Nur bei Aussicht auf einen kalkulatorischen Gewinnzuschlage \vird ein wirt­

schaftlich handelndes Unternehmen einen Anreiz haben, zusätzliches Kapital zu investieren. 

um sich auf dem Markt zu betätigen und mögliche Geschäftsrisiken zu akzeptieren. Lang­

fristige und nachhaltige Investitionsbereitschaft wiederum ist die Basis für einen funktionsfä­

higen Wettbewerb, der auch vom Gesetzgeber intendiert war (BT-Drs. 1317774 S.17). 

Z\var muss nichl jedes Produkt mit einem kalkulatorischen Gev1inn beaufschlagt v'erden, 

aber in Summe muss mit der Gesamtheit der vertnebenen Produkte das gesamtunterneh­

merische Risiko abgegolten v1erden. Ein genereller Verzicht auf Verrechnung eines kalkula~ 

torischen Ge\vinns wäre mit der Vorgabe des§ 3 PEntgV nichl vereinbar. Ausgehend davon 

ist ante1hg ein angemessener Ge'Ninnzoschlag anzusetzen. 

Öffentl iche Fassung - Enthält keine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 



- 41 ­

Im Übrigen „vorde sich angesichts der bestehenden Geschäftsrisiken und der fehlenden 

Aussicht auf eine positive kOnftige Rendite kein wirtschaftlich ausgerichtetes Unternehmen 

auf d~esem Markt betätjgen. Denn die tv1otivation für ein Unternehmen besteht gerade darin, 

durch seine v1irtschaftliche. Betätigung den Ge\vinn zu maximieren. 

Ein sog. ,Ge„vinnverzichtM ist insbesondere vor dem Hintergrund der in den vergangenen 

Jahren generierten Verlusten von über aus ökonomischer Sicht nicht 

nachvollziehbar. Oie Investitionen in die Betroffene zu 1. sind insbesondere dann bei lang 4 

ffistig ausbleibenden Gev1innen aus Unternehmenssicht irrational. Bei Vorliegen einer sol· 

chen Fallkonstellation „wrde kein auf Ge„vinnmaximierung ausgerichtetes Unternehmen mit 

Blick auf wesentlich lukrativeren Alternativanlagen dieses defizitäre Geschäft betreiben bz\v. 

fortsetzen. Aber auch für Investoren bestünde kein Anreiz, sich in einem reinen verlustbrin­

genden, •Nerteverzehrenden unternehmefischen Investment zu engagieren. 

b) Wettbewerbsbeeinträchtigende Wi rkung 

Der festgestellte Verstoß gegen das Abschlagsverbot beeinträchtigt die Wettbe~verbsmögfich­

keiten anderer Unternehmen in missbräuchlicher Weise. Oas Vorliegen von Abschtägen allein 

erfüllt die tatbestandlichen Voraussetzungen des§ 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG noch nicht: hinzu 

kommen muss das Merl<mal derwellbewerbsbeeinträchtigenden Wirkung. 

Der Umstand, dass die Betroffene zu 1. nur in solchen Regionen tätig ist. in denen sich aus ih· 

rer Sicht - auch durch das Vorhandensein finanzstarker alte,nativer Anbieter, die bereits ein 

eigenes Zustellnetz in diesen Regionen aufgebaut haben - Wettbe\verb zu etablieren droht, legt 

allein schon das Vorliegen einer v1ettbev1erbsbeeinträchtigenden Wirkung nahe. 

Da die Muttergesellschaft der Betroffenen zu 1 das auf dem f!.~atkt dominierende Unternehmen 

ist ond über eine marktbeherrschende Stellung verfOgt, macht ein verlustbringendes Altemativ­

angebot auf dem beherrschten Markt auch nur unter dem Gesichtspunkt ökonomisch Sinn, dass 

aufkeimendem Wettbev1erb entgegen getreten werden soll. 

Oie Betroffenen ttagen selbst vor. dass die Angebote der Betroffenen zu 1. darauf gerichtet 

sind, sich gegenübet konkurrierenden Unternehmen vlie der Beigeladenen zu 1. durchzusetzen. 

vgl. lntervie~v mit dem Vorstand der Betroffenen zu 2 in der Stiddeu1schen Zeitung vom 

21.01.2010. letzte Spalte (Anl, 16 des Schriflsa!Zes der Beigeladenen zu 1.). 

Zv1ar umfasst 'Nettbewerb den Wilten eines f>Jlarktteitnehmers, unter Ausschaltung anderer 

~Jlarktteilnehmer den eigenen l~arktanteil auszubauen; dies ist jedoch gerade <:lern marktbeher<· 

sehenden Unternehmen dann untersagt, wenn es dieses Ztet durch A1.JSnutzung der in § 20 
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PostG beschriebenen t.iliUel (\vettbewerbs\vidrige Abschläge. Ausbeutung, Disknminierung) tu 

erreichen sucht. 

Es liegt eine missbräuchliche, die 'Nettbe\verbsmöglichkeiten anderer Unternehmen beeintrach­

tigende Wirkung vor, da das Verhalten der Betroffenen nicht Ausdruck eines Leislungswcttbe­

werbs ist (zur Rechtsprechung vgl. Moschel in lmmenga/Mestmacker, GWB-Komm. 3. Aufl., 

§ 19, Rn 102) 

Dies ergibt sich berei1s daraus, dass die von den Betroffenen verfolgte Strategie, Sriefzusten­

dienstleistungen über die Betroffene zu 1. anzubieten und zu erbringen, nicht auf vernünftigen, 

ökonomisch nachvollziehbaren E1Wägungen beruht. sondern auf Verdrängung anderer Vi/ettbe­

werber abzielt . Denn die Aufrechterhatfung bzv1. Ouplrzierung einer eigenen Zustellinfrastruktur 

in einer Region. in der das Unternehmen bereits ein Netz unterhält, widecspricht dem kaufmän~ 

nischen Verhalten eines als effizient anzusehenden Netzbetreibers. Im Hinblick darauf, dass die 

Zustellung im Rahmen der Briefbeförderung aufgrund der hohen Fixkosten für das Zustellper­

sonal mit erheblichen Skalenettekten verbunden ist, ist ein v1irtschaftlich agierendes Unte<neh 4 

men stets bestrebt, derartige Verbund 4 und Größeneffekte nutzbar zu machen. 

Vorteile dergestalt. dass sich Kostenredui ierung fürden Konzern infolge höherer Skalen- und 

Verbundeffekte ergeben, sind jedenfalls nicht du<ch den Unternehmenserwerb der Betroffenen 

zu 1. e<kennbar. 

Es \•;erden keine Synergien gehoben, indem durch den Zusammenschluss Geschäftstätigkeiten 

auf vor- und nachgelagerte bzv1. benachbarte Märkte ausgedehnt werden. Synergien könnten 

dadurch gehoben \•;erden, dass ein Unternehmen erworben •.vürde. welches sich in einem der 

Briefbeförderung vorgelagerten Bereich, vvle etwa der Postvorbereih.1ng, Konsotidie<ung oder 

Aufbereitung für Zv1ecke der Teilleistungseinlieferung betätigt. Dies ist jedoch nicht der Fall. 

In räumlicher Hinsicht sind Vorteile durch Ausnutzung von Größendegressionseffekten nicht 

erkennbar. Dies v1äfe beispielsweise dann der Fall, 'venn ein Postdienstleister durch Kooperati­

onsverträge mit anderen Dienstleistern sein Zustellgebiet ausweiten könnte. Ver diesem Hinter­

grund '"äre eine mit dem Ziel der Ausdehnung der Zustellregionen und eine angestrebte bun­

desweite Flachenpräsenz als eine ökonomisch rationale Geschäftsstrategie anzusehen. Durch 

die Kooperation könnten im Sinne eines in der Entscheidungstheorie als .v1in4 v1in 4 Siluation" be 4 

zeichneten Szenarios beide an dem Zusammenschluss beteiligten Geschäftspartner profitieren. 

zumal durch den Unternehmenserv.·erb Kosten in erheblichem Umfang eingespart \Verden könn­

ten. Die Kostenbetrachtung bestati91 stattdessen. dass zusatzliche Kosten generiert werden. 
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Auch in sachlicher Hinsich1 mag der Erwerb eines Unternehmens auf einer rationalen Ge­

schäftsslrate9ie basieren, „venn durch diese Expansionspolitik komplementäre Produktions­

struk1uren, welche einander bedingen bZ\v. ergänzen, im \"lege einer solchen organisatorischen 

tv!aßnahme zusammengeführt •Herden. So \väre die Akqu1s1t1on eines Briefzustelldienstleisters 

durch ein Verlagshaus, dessen derzertiger Fokus auf dem Ver'ttieb und der Zustellung von Zei­

tungserzeugnissen liegt, als eine rationale Geschäftsstrategie nach kartellrechllicher Rechtspre· 

chung zu •Nerten, zumal sich durch d~e Z1.1sammenlegu1)9 von Zeilungs- und Briefzustellung er­

hebliche Größen- und Verbundvorteile ergeben könnten, vgl. OLG Karlsruhe, WuWIE OLG 

5395 (5399) - Badische Anzeigen-Zeitung. 

Die Betroffene zu 2. war und ist jedoch bereits in den Zustellregionen präsent. in denen auch 

die Betroffene zu 1. ihre Zustelltäbgkeiten erbringt 

Da sich die angebotenen Zustelldienstleistungen beider Betroffenen in Bezug auf Zustellhäufig­

keit. Laufzeiten und Brieflogistik nur un\vesentlich unterscheiden, lassen sich durch den getätig­

ten Unternehmenserwerb keine Synergien im Bereich der Zustell·Logistik heben. Durch den 

zusätzlichen Betrieb der Zustellorganisation der Betroffenen zu 1. im Brießogistiknetz der Betrof­

fenen zu 2. \vird lediglich eine parallele Zustellinfrastruktur geschaffen. Die parallele Nutzung 

zweier unabhängig voneinander betnebenen Zustellorganisalionen füho im Ergobnis zu wesent• 

lieh höheren Kosten und zu einer deutlich geringeren Auslastung der Zusteller der Betroffene zu 

2. in den von der Betroffenen zv 1. bedienten Gebieten. 

Der Aufbau einer weiteren Zustellinfrastruktur mit Oberlappenden Zustellgebieten wir1o:.t sich v.•e­

gen der dann nur noch geringeren Auslastung des Zustellpersonals stets kostenerhöhend aus. 

Angesiehts der Präsenz der Betroffenen zu 2. in den Ballungsgebieten stellt die Aufrechterhal­

tung und der Betrieb eines solchen alternativen Zustellnetzes keine rationale Geschäftsstrategie 

im Sinne eines Leistungs•Nettbewerbs oder Rationalisierungseffektes dar. Was die Wirtschaft~ 

lichkeit einer zusätzlichen Zustellinfrastruktur für die Briefbeförderung anbetrifft, vertritt auch die 

Betroffene zu 2. die Auffassung, dass dies unsinnig sei. Im Rahmen eines lnterviev's äußerte 

sich der Vorstandsvorsitzende Dr. Frank Appel insov1eit eindeutig: „Es ist unsinnig, drei Zusteller 

durch eine Straße zu schicken", vgl. SOddeutsche Zeitung vom 23.05.2011. 

Wenn der Aufbau paralleler Netzstrukturen also aus Effizienzerwägungen nicht sinnvoll ist kann 

die ratio dieses Verhaltens nu' dadurch begründet v1e,den, dass es zur Ausschaltung aus Sicht 

der Betroffenen nachteiliger V+/ettbe~verbsstrukturen dient. Dafür spricht auch die Beschränkung 

der doppelten Infrastrukturen auf die Gebiete. 1n denen die %\vei 9'ößten Wettbewerber der Be· 

troffenen, die Beigeladenen zu 1. und 3 .. mit eigenem Zustellnetz tätig sind. 
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5. Verstoß gegen Diskriminierungsverbol, § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG 


Die Betroffene zu 1. räumt mrt den von ihr angebotenen Dienstleistungen C6, CS und C4 in den 


unterschiedlichen Entgeltvarianten einzelnen Nachfragern Vorteile gegenüber anderen Nach ­


fragem glerchartiger Postdienstleistungen ein. 


a) Interne Diskriminierung zwischen End-to-End-Kunden der Betroffoncn zu 1. 

und Großeinlieferern mit Sonderkonditionen (Entgeltvarianten 1 und 2) 

Oie Betroffene zu 1. gev1ährt Großeinlieferern 

für die Zustellung von 

deren Briefsendungen Beförderungsentgelte, die deutlich unter den Entgelten für vergleichbare 

Beförderungsleistungen liegen, die den End·to-End·Kunden angeboten werden. 

Seide Kundengruppen fragen gleichartige Postdierl stteistungen nach: ste sind verpfl ichtet, na· 

hezu tdentische Einlieferungsbedingungen zu erbringen. 

z„var besteht ein marginaler Un!erschied zv1ischen den Einlieferungsbedingungen darin, dass 

von den beiden Abnehmergruppen unterschiedliche Vorleistungen in Bezug aur die Vorsortie

rung verlangt werden. Die Großeinlieferer verpflichten sicli verträglich. S~nddngen der Betroffa:­

nen zu 1. vorsortiert auf Zustellbezirke einzuliefem. Demgegenüber übernimmt die Betroffene 

zu 1. für die End-to-End-Kunden die Sortierung auf Zustellbezirke 

Wesentlicher Kostentreiber ist aber nichl die maschinell erfolgende Sortierung auf Zustellbezir· 

ke, sondern die händische Ga1lgfolgesonieru1lg, die in allen Fällen von der Betrottenen zu 1 

erbracht v1ird. 

Daneben bestehen auch Unterschiede hinsichtlich der Einlieferungsmenge. End-to-End-Kunden 

können bereits bei einer Mindesteinlieferungsmenge von 50 Sendungen einlierern. Von Groß

einlieferern \'lird dagegen vertraglich eine tv1indesteinliererung von 250 verlangt. 

Seide Ab•.veichun:gen sind jedoch derart geringfügig, dass sie nicht zu einer Nicht-Gleichartigkeit 

1. S. d. § 20 Abs. 2 Nr 3 PostG führen. Die unterschiedliche Bepreisung lässt sich daher vorlie ­


gend nicht mit den unterschiedlichen Kosten rechtfertigen. Diese mögen dadurch bedingt sein, 


dass die Betroffene zu 1 bei Einlieferungen von End·to·End~Kunden eine höhere 'Nertschöp­


fung erbringt. indem sie Sendungen selbst auf Zustellbezirke sortiert, v1ährend bei den anderen 


Kunden die Sortierung in deren Auftrag durch die 


-erfolgt. 


­

­
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Der Aspekt, dass nach den AGB der Betroffenen zu 1. Sendungen nach Zustellbezirken und 

nach den AGB für Teilleistungen der Betroffenen zu 2. nach Leitregionen eingeliefert '" 'erden 

können, ist deshalb nicht entscheidend, da in beiden Fällen die Sortierung und Zustellung durch 

ein Konzernunternehmen der Betroffenen zu 2. erfolgt. Hierbei spielt es keine Rolle, wie die 

Sortierung und Zustellung innerhalb des Konzerns organisiert sind. Dass die Sortierung durch 

die Betroffene zu 2. bZ\V. durch erfolgt, und 

die anschließende Zustellung durch eine der Betroffenen, lst damit ohne Relevanz für den 

Nachfrager. 

Ole inteme Organisation, sei es dass die Betroffene zu 2. die Postdienstleistun_gen selbst er­

bringt oder Teile dureh ein anderes Konzernunternehmen erbringen lässt, darf für die Gestal­

tung der Konditionen keine Rolle spielen. Da es sich um vergleichbare oder austauschbare Leis­

tungen handelt, muss sie die Leistungen zu gteichen Entgeltkonditionen anbieten, vgl. BGH, 

Urteil vom 24.09.2002. KZR 38/99. 

Oie unterschiedliche Bepreisung lasst sich auch nicht damit b09ründen, dass End·to-End­

Kunden bereits bei einer - verglichen 1nit Großeinlieferern - geringeren Mindestmenge von 50 

Sendungen einliefern können. 

Die Begrenzung auf eine tv\indesteinlieferungsmenge von 250 Sendungen 'vurde von der Betrof­

fenen zu 2. für notvJendig erachtet, um Störungen 1m Betriebsablauf auszuschließen. Denn bei 

einer verringerten Einlieferungsmenge v1ürde sich die Anzahl der Annahmevorgänge erhöhen. 

v.•odurch zumindest momentan der normale Betriebsablauf innerhalb der Großannahmestellen 

beeinträchtigt würde (siehe Gz.: BKSb-00/076). Wie die Betroffene zu 2. mit Schreiben vom 

05.09.2000 vorgetragen hat. •.vürde bei einer Veaingerung der Einlieferungsmenge d;e Funktion 

einer Gtoß.annahmesielle „lahmgelegt". Diese Argumentation lässt sich jedoch nicht auf die 

Verhattnisse bei der Betroffenen zu 1 Oberlragen. 

Aus dem Umstand, dass End·to·End -Kunden bereits bei einer Mindesteinlieferungsmenge von 

50 Sendungen einliefern können, lässt sich ablerten. dass die für die Sendungsab\vicklung not„ 

\vend1ge Annahmeinfrastruktur bei der Betroffenen zu 1. vofhanden ist Da S0\•1ohl End4 to·End ­

Kunden als auch Großversender von dieser Annahme-lnfrastruk1ur gleichermaßen profitieren, 

ist eine abweichende Entgeltgestaltung mit Blick auf unterschiedliche Mindesteinlieferungsmen 4 

gen nicht gerec~lfertigt . 

b) Diskrhnlnierung bei Massenpost-/lnfopostscndungen {Entgeltvariante 3.) 
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Oie Betroffene zu 1. gev1ährt für d:e Bearbeitung und Zustellung von Massenpostsendungen 

Entgelte. die deutlich unter den Entgelten für vergleichbare Sendungen liegen, die den In fopost­

bedingungen nicht entsprechen. 

Ole Gev1ährung unterschiedlicher Entgelte stellt eine Ung!eichbehandlung der Einlieferer dar. 

wenn keine abweichenden Einlieferungsbedingungen gefordert •Nerden. Die Benennung der 

Sendungsart als „tvlassenpost• oder . Massensendung· legt den Schluss nahe, dass die Einliefe­

rung einer hohen Anzahl nich1 inhaltsgleicher Sendungen den Einlieferungsbedingungen der 

Betroffenen zu 1. genügt. 

Oer Nachv„eis, dass die seitens der Betroffenen zu 1. geforderten Einlieferungsbedingungen 

den Einliefetungsbedingungen fOr Infopost der Betroffenen zu 2. en~sprechen. v1urde nicht ab­

schließend und zur Überzeugung der Beschlusskammer geftihrt. 

Oie Betroffene zu 1. vel'\vendet lt eigenem Vortrag keine Vertragsbedingungen, die ihren Kun­

den dle Einheferungsbedingungen i. S. d. Broschüre .Adressierte Werbesendungen: 

INFOPOST und INFOBRIEF Nationar der Betroffenen zu 2., Stand 01/2011, aufgeben. Sie legt 

lediglich dar. dass die Einlieferer ein Sendungsmuster ( ~Belegstucke~) beibringen müssen, dass 

die lnhaltsgl@ichhei1 der S@ndungen belegt. 

Zv1ar beinhalten nach der Darlegung der Betroffenen die verv~endeten Begriffe. dass die einge­

l ~eferten Sendungen dem Infopost-Kriterium der Inhaltsgleichheit genügen mussten. Oie Einlie­

ferungsbedingungen, die die Betroffene zu 1. für Infopost- respektive Massensendungen versä­

he, entsprächen denen, die auch die Betroffene zu 2. an ihre Infopostsendungen knüpfe. lnsbe· 

sondere müsse der Kunde ein Belegstück einliefern, anhand dessen kontrolliert werde, ob die 

Inhalte potentiell den Anforderungen an die lnhal1sgleichheil genügten. Die konkreten Einliefe­

rungen \vürden sodann stichprobenartig geprOfl, ob sie den Einlieferungsbedingungen genüg­

ten. 

Diese Behauptung \Wrde durch die Betroffenen durch Vorlage von Z\vei solchen Belegstücken 

unterlegt. Oie inso\veit bemusterten Sendungen entsprechen dem Kriterium der Inhaltsgleich­

heit. Außerdem legten die Betroffenen ein Schreiben an den 

- vom 07.04.2011 vor, in \•1elchem dieser avfgeforden wutde, .zur Prüfung der Inhalts· 

gleichheit der Sendung zukünftig ein Belegstück {tv!uster Ihres Schreibens) ( .. ) beizufügen.· 

Diese Bitte wurde mit Schreiben vom 14.04.2011 auch an einen v1eiteren Kunden. ­

herangetragen Dies mag als Indiz 

dafürgelten, dass zuvor auj diese Anforderung zur Prüfung der Inhaltsgleichheit verzichtet v"ut-
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de. Aus einer internen Email der Betroffenen zu 1. vom 27 .04.201t geht auch hervor, dass eine 

Einlieferung dieses Kunden n1angels Inhaltsgleichheit nicht als Infopost abzurechnen sei. 

tll1it einer v1eiteren Email, die jedoch schon aus dem Jahr 2008 stammt, wird nachge\viesen, 

dass dre Betroffene zu 1. preislich zwischen .normalen~ Sendungen und „rv1assenpost" unter· 

scheidet. Das hierin jedoch als Einlieferungsbedingung für die GevJährung des günstigeren Ent. 

gelts die Inhaltsgleichheit gefordert wir(!, ist der Email nicht zu entnehmen. 

Der im Rahmen der öffentlichen mündlichen Anhörung und telefonisch am 25.05.2011 erneut 

geforderte Nachv1eis durch Vorlage entsprechender Vertragsbedingungen oder AGB \VUrde 

nicht geführt. Nach Auskunft der Betroffenen mit Schreiben vom 26.05.2011 konnte kein an 

Kunden ausgehändigtes Informationsmaterial zur Infopost gefunden v1erden, dass die Einliefe­

rungsbedingungen beschreibt. 

lnsbesondete sind die Nach\veise, die z•Nar nahelegen, dass die Inhaltsgleichheit bezüglich der 

eingelieferten Sendungen gefordert und geprüft \vird, nicht geeignet, die \'/eiteren seitens der 

Betroffenen zu 2. geforderten Einlieferungsbedingungen für In fopost-Sendungen. die die niedri­

geren Entgelte rechtfertigen, zu belegen. 

Es wird z. B. nichts zu den zeitlich verlangerten Zustelltielen für diese Sendungen, den Sen­

dungsmengen und den erfotderlichen Graden der Vorsortierung SO\vie sonstige für die Errei· 

chung der Infopostbedingungen erforderliche Vorgaben ausgeführt. Allein <:!ie Einhaltung der 

h1hallsgleichheit genOgt diesen Bedingungen jedoch nicht, da hierin noch keine Kostenersparnis 

für die Betroffenen liegt, die geeignet ist, deutliche Entgeltvergünstigungen zu rechtfertigen. 

Dies hat zur Folge, dass Entgelte, die unterhalb der unter Punkt 3. tenorierten Schwelle liegen, 

nur dann ge\vährt VJerden dürfen. v;enn - Wle dies seitens der Betroffenen im Rahmen der 

mündlichen Verhandlung vorgetragen wurde - die Infopostbedingungen der Betrofrenen zu 2. 

gefordert und eingehalten v1erden. Ansonsten hegt 1n der Ge\•Jähn;ng vergünstigter Entgehe 

eine Ungleichbehandlung gleichaniger Nachfrager vor, § 20 Abs. 2 Nr. 3 Pos1G. 

Die vorliegende Ungleichbehandlung gleichartiger Abnehmer, § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG, kann 

dadurch abgestellt werden, dass für Sendungen, die den Infopostbedingungen der Betroffenen 

zu 2. nicht entsprechen, keine günstigeren Entgelte ge\vährt \Verden. als d:e unter Punkt 3. te­

norierten. Umgekehrt bedeutet das, dass für die Beförderung von tvlassensendungen 

/Massenpost zu Infopostbedingungen und -entgelten den K1.1nden vertraglich - auch mittels 

Allgemeiner Geschäftsbedingungen - die entsprechenden Beförder1ings- und Einlieferungsbe­

dingungen zugrunde gelegt werden. 
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Oie Entgelte. die die Betroffene zu 1. für t.+lassensendungen/Massenpost, die- die Beförderungs~ 

bedingungen für Infopost der Betroffenen zu 2. erfüllen, verlangen kann, haben sich v1iederum 

an den Entgeltmaßstäben des§ 20 Abs. 2 PostG zu orientieren. FOr sie gelten daher die Aus­

führungen unter Punkt C.4. entsprechend. Allerdings sind die Entgelte für Sendungen, die den 

Infopostbedingungen entsprechen, nicht Gegenstand dleses Verfahrens und daher ggf. in ei

nem gesonderten Verfahren zu überprüfen. 

c) Di skriminierung gegenüber externen Nachfragern 

Oie Beigeladene zu 1. hat mit Schreiben vom 20.05.2011 geltend gemacht. die Betroffene zu 1. 

diskriminiere sie als Nachfrager, da sie sich vreigere, ihr die Konditionen bekannt zu geben und 

zu ge\vähren, die sie vergleichbaren Einlieferern \vie 

einräumt Da ihr d iese Einlieferungsbedingungen und 

-entgelte nicht gewährt \VOrden, müsse sie die höheren Teilleistungsentgelte der Betroffenen zu 

2. in Anspruch nehmen. 

Diesem Vortrag immanent tst die Frage, ob die Betroffene ZtJ 1„ die sich „v;e festgestellt die 

IV!arktbeherrschung ihrer Konzernmutter zurechnen lassen muss, sich auch insoweit disknminie­

rungsfrel verhalten muss. als sie jeden vergleichbarem Nachfrager {innerhalb der vorliändenen 

Kapazitaten) vergleichbare Zugangskonditionen anbieten muss. 

Prima facie spricht einiges dafür, dass das in§ 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG statuierte Oiskriminie

rungsverbot in d!eser Art und Weise auszulegen ist 

Ob vorliegend eine entsprechende Weigerung der Betroffenen t u 1. vorliegt und ob diese ggf. 

sachlich gerechtfertigt sein mag, lässt sich im vorliegenden Verfahren indes nicht mehr ab~ 

schließend klären. In dem fortgeschrittenen Verfahrensstadium (Eingang des Vortrags der Bei

gefadener~ zu 1. drei Wochen vor Ablaufder Entscheidungsfrist; Eingang der um die schüt­

zensvterten Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung, mit der der Sachvortrag 

erst gegenüber den Betroffenen zugänglich gemacht werden konnte, am 25.05.2011} nach Ab­

schluss der öffentlichen mundlichen Anhörung konnte dieser Sachvortrag bei der Beschlussfas­

sung nicht mehr berücksichtigt \Verden, da auch die Betroffenen nicht mehr angemessen rea

gieren konnten (rechthches Gehör). 

Sollte es jedoch notwendig v1erden. kann dieser Sachverhalt im Rahmen eines \veiteren Verfah­

rens ggf. Bervcksichtigung finden. 

­

­

­

­
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6. Kein Nachweis eines sachlichen Rcchtfcrtigungsgrundes 


Der durch die Dienstleistungsangebote der Betroffenen zu 1. erfOllte Verstoß gegen die Ent ­


geltmaßstabe des § 20 Abs. 2 Nrn, 2 und 3 PostG ist weder durch eine rechtliche Verpflichtung 


der Bettoffenen noch in sonstiger Weise-sachlich gerechtfertigt. 


Oie Entgeltforderung der Betroffenen zu 1. ist unter AbvJägung der Interessen der Beteiligten 

und unter Berücksichtigung der auf die Freiheit des Wettbewerbs gerichteten Zielsetzung des 

Postgesetzes nicht gerechtfertigt. 

Die Betroffenen haben vorgetragen, aus Gründen der Konkurrenzfähigk-eit zu den beanstan~ 

deten Angeboten geziNungen zu sein. Oie Anpassung an niedrigere Preise von Wettbe\'1efbern 

kann jedoch nicht als sachlich gerechtfertigter Grund anerkannt v1erden Dies folgt un1ninelbar 

aus der Systematik der postrechtlichen Entgeltregulierungsvorschfiften, welche eine Kopplung 

an die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung verfangt und zudem \vettbe•Nerbsbeein~ 

trachtigende Abschlage als unzutassig einstuft. 

Wäre dem regulierten Unternehmen eine derartige Preisuntecbietun_gsstrategie grundsätzlich 

gestattet, hätte es jederzeit die Möglichkeit, über Abschläge efftZJente Wettbe„verber aus den1 

Markt zu verdrängen und damit seine angestammte Marktposition zu siehem. Eine solche Kon

sequenz v1iderspräche aber auch dem z,veck des Gesetzes. die Schaffung eines chancenglei

chen Wettbe„verbs zu ermöglichen. 

Um eine solche vom Postgesetz intendierte Marktenhvicklung zu ermöglichen, müssen den in 

den Markt eintretenden Anbietern von Postdienstleistungen alle Möglichkeiten des Le1stungs­

\Yettbewerbs zur Vertagung stehen, um sich gegenüber dem marktbeherrschenden Unterneh

men behaupten zu kbnnen. Hierzu zählt auch das Setzen niedrigerer Preise durch den alternati

ven Wettbe•.verber. 

Ein Vertialten des Marktbeherrschers dergestalt, auf niedrigere Entgelte der Wettbev1erber sei· 

nerse1ts mit kostenunterdeckenden Entgelten zu feagieren. hätte möglicherweise einen ru1nö~ 

sen P'elskampf zur Folge Eine solche Marktentv.•icklung wide,spräche den Interessen der Nut

z.er. die sich auf günstige Entgelte als Folge effizienter Produktionsstrukturen richten. 

Der Vortrag der Betroffenen, die Kostenunterdeckung der seitens der Betroffenen zu 1. vertang~ 

ten Entgelte sei in det Markteintrittsphaso als sog. Anlaufverlust tolerierbar und bewirke da

mit eine sachliche Rechtfertigung des Prelsabschlags. verfangt nicht. 

­

­

­

­

­

­
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Zunächst bietet die Betroffene zu 1. die streitbefangenen Dienstleistungen schon seit vielen 

Jahren an. Es liegt hier auch kein Fall des sog. ~penetration pricing". sondern vielmehr ein Fall 

des missbräuchlfchen Bpredatory pricing~ vor. 

Die Mar'i<teinführungsphase, d ie ggf. kostenunterdeckende Einführungspreise erlaub1. ist durch 

eine hohe WettbevJerbsintensrtät gekennzeichnet. Nach dieser Vorstellung befinden sich zu. 

nächst alle miteinander konkurrierenden Unternehmen in der Anfangsphase. \•tobei keines eine 

marktbeherrschende Stellung besitzt. Sobald jedoch eines dieser Unternehmen eine marktl>e· 

herrschende Stellung erlangt hat und durch eine in der Wettbev1efbstheorie als „predatory pri· 

Qng" bezeichnete Kampfpreisstrategie versucht, seine (\i1arktstellung aus.zubauen bzv1. zu ze­

mentieren, v1äre damit der Tatbestand des Behinderungsmissbrauchs 1. S. d. 32 Abs. 1 PostG 

erfüllt (vgl. hierzu auch §§ 19 Abs. 4, 20 Abs. 2 GWB). 

Eine ri.Aarkteinführungsphase ist nicht gegeben. Es handelt sich vreder um einen sachlich oder 

geographisch neuen Markt noch um einen neuen Anbiete' von Postdienstleistungen, v1efcher 

sich auf einem be'eits etablierten tv1arkt zu betätigen sucht. Dass es sich nicht um einen neuen 

Markt handelt, lässt sich da,aus ableiten, dass die hier in Rede stehenden Beförderungsleistun­

gen, Vlie aus der Marktabgrenzung hervorgeht (siehe oben Punkt C. 3.). dem Standardbrierbe­

förderungsmarkt zuzurechnen sind. Leistungsbestandteile bzw. -elemente, die eine hiervon ab· 

'Neichende Einschätzung und Abgrenzung eines neuen Marktes btv1. tv1arktsegmentes rechtfer­

tigen „vürden. sind nicht erkennbar. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Leistungen der ße„ 

troffenen :z.u 1. mit den Standardleistun:ge1l der Betroffenen zu 2. aus Sicht der Kunden aus­

tauschbar sind Oie Ex istenz.. eines net1en t>Aarktes ist zu verneinen. Folglich kann sich die Be­

troffene zu 1. bei ihrem Marktauftritt, soweit es ihr Preisverhalten anbetrifft, nicht auf eine 

tv1arkteinf0hrungsstrategie berufen. 

Ebenso \venig kann die Betroffene zu 1. darauf veiv1eisen, dass sie erst in Begriff ist. ihre Zu­

stellorganisation aufzubauen und durch temporäre Preisunterbietungen versucht. den etab­

lierten f\+1arkt zu durchdringen. Sov1eit hierdurch Anschubverluste entstehen, sei dies nur dem 

Ums1and zu schulden, dass sie sich in der tvlarkte1nführungsphase befände. Oie Betroffene 

zu 1. ist ausweislich der Lizenzurkunde 0 1/1390 seit dem 10.01 .2002 auf dem Markt für Zustell­

dienstleistungen tätig. Seit der Übernahme durch die Betroffene zu 2. im Jahr 2004 iMrd die 

Zustellorganisation v.•eiter ausgebaut. 

Da aber ausv1eislich der Unterlagen die Anschubvertuste auf lange Sicht nicht durch Ertöse 

kompensiert ~verden können (vgl. Punkt C.4.) und der Verlustausgleich nur durch den Mutter­

konzern erfolgen kann, liegt eben keine auf kaufmännisch vernünftigen Erv1ägung beruhende 

Geschäftsstrategie des leistungsv1ettbev1erbs vor. Es handelt sich vielmehr um Kampfpreise 
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und somit um einen 1n der Kartellrechtsprechung dem Behinderungsmissbrauch zuzuordnenden 

Sachverhalt. 

Der Europaische Gerichtshof hat mit den Urteilen vom 3. Juli 1991 , AKZO/Kommission 

(C-62/86, Slg 1991, 1-3359), und vom 14. November 1996, Tetra Pak/Kommission (C-333/94 P, 

Slg. 1996, 1-5951) festgestellt, „dass zum einen bei Preisen, die u1uer de1> dotchschnittlichen 

variablen Kosten liegen, vermutet werden kann, dass es sicll urrl Verdrängt1ngspreisc handelt, 

u11d dass zum anderen Preise, die t1r1ter den durcf1sch1>ittlic1Jen Gesan1tkosten. aber über den 

durchschnittlichen van'abten Kosten liegen. als missbrtit1cl1lich anzusehen s;nd, ~venn sie itn 

Ral1men eir1es Plans festgelegt v1orden, der die Ausscf1allu11g cil1es Mitbe\verbers bezweckt.• 

Einern Un!ernehmen in beherrschender Stellung ist es daher verboten. einen ~.i1 itbewerber zu 

11erdrangen und auf diese Weise die eigene Stellung z1..1 stärken. indem es zu anderen Mitteln 

als denjenigen eines Leistungs\vettbe\verbs greift. Unter diesem Gesichtspunkt kann nicht jeder 

Preis\vettbev1erb als zulässig angesehen werden (Urteil AKZOfKommission a. a. 0., Rn 70). 

Ein Untemehmen nutzt seine beherrschende Stellung insbesondere dann missbräuchlich aus, 

~venn es auf einem rv1arkt, dessen Wettbewerbsstruktur gerade v1egen seiner Anv.•esenheit be· 

reits geschwächt ist, eine Preispolitik durchführt, m~ der kein anderes wirtschaftl ichas Ziel ver· 

folgt wird als das, seine Mitbev1erber auszuschalten, urn anschließ.end davon zu profi tieren. 

dass sich das ~1aß des noch auf dem Markt herrschenden Wenbewerbs verringert hat. 

Nach dem zuvor beschriebenen Wettbev1etbsverhalten liegt bei nicht nur vorübergehender Kos

tenunterdeckung eben keine Markteintnttsbepreisung vor, sondern ein Behinderungsmissbtauch 

mit dem Ziel, Wettbewerber zu vetdrangen. Diese Auffassung zur Reichv1eite des .predatory 

pncing" "vird auch gestützt durch die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 
02.04.2009 in dem Verfahren Kommission J France Telecom (Rs. C-202107) Der Behinde

rungsmissbrauch v1urde von der Europäischen Komrn1ss1on darin gesehen, dass die France 

Telekom ihre marktbeherrschende Stellung dadurch ausgenutzt habe. dass sie ihren An~ 

schlusskunden durch ein Tochterunternehmen 0Nanadoo) Internetleistungen zu kostenunterde· 

ckenden Preisen angeboten hatte. Der Tatbestand des Behinderungsmissbrauchs wurde des­

halb angenommen, \Veil - 'Nle auch vorliegend - eine langfristige Kompensation der entstande

nen Verluste nicht erkennbar v1ar 

7. Rechtsfolge 


Bei Feststellung eines Verstoßes gegen die Maßstäbe des§ 20 Abs. 2 PostG (Tenor zu 1., 5.) 


sieht die in§ 25 Abs. 2 aufgezeigle Rech1sfolge vor, dass die Regulierungsbehörde das betrof ­


fene Unternehmen aufforden , die Entgelte unverzüglich den genannten tiAaßstäben anzupas-


­

­

­
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sen. Oie in§ 25 PostG atrf9ez:ei91en Rectltsfolgen sind in einem zv1eistufigen Beanstandungs­


verfahren niedergelegt, das zwingend die Anpassungsaufforderung i. S. d. § 25 Abs. 2 PostG 


(Tenor zu 2 .• 6) vor die Untersagungsverfogung und Unwirksamkeitserklärung i. S. d. § 25 Abs 


3 PoslG stellt. Der Z\veite Schri1t sieht die Nichtumsetzung der Anpassungsaufforderung vor. 


Dies verdeutlicht, dass die Beanstandung durch die Regulierungsbehörde so konkretisiert sein 


muss, dass das betroffene Unternehmen den beanstandeten tv1issbrauch in einet 'Neise abstel­


len kann, dass die Einleitung des z•.veiten Schrittes durch die Regulierungsbehörde vermieden 


\'/erden kann (Tenor zu 3. und 4.). 


a) Anpassung an Maßstäbe des § 20 Abs. 2 PostG 


Für die inhaltl fche Ausgestaltung der Anpassungsaufforderung bedeutet das aufgrund der abs­


trakten Formulierung der Maßstäbe in§ 20 Abs. 2 PostG. dass zwar kein konkretes Entgelt 


durch die Regt.ilierungsbehötde vorgeschrieben vterden kann. Jedoch ist das betroffene Unter­


nehmen aufzufordern. das (nicht g:enehmigur.gsbedOrftige} Entgelt in der Weise anzupassen. 


dass ein bestimmter Pteis nicht unterschritten \Verden darf (bei Vorliegen eines Behinderungs­


missbrauchs i. S. d . § 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG) bzw. dass eine festgestellte Ungteichbehandlung 


i. S. d. § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG abzustellen ist. vgl. Beck'scher PostG Kommentar. LObbig, 

2. Aufl., § 24 Rn. 44, § 25 Rn. 17. 

Oie bloße Auffordetung an das betroffene Unternehmen, das Abschlagsverbot zu beachten, 

ohne eine konk<ete, nichl zu unterschreitende Abschla9sschv1elle vorzugeben, würde dazu füh­

ren, das Unternehmen der Gefahr auszusetzen, sich nach Ablaufder Anpassungsfrist 1n der 

zweiten Phase wiederzufinden. 

FOr die Aufforderung zur Beseitigung einer missbräuchlichen Diskriminierung i. S. d. § 20 Abs. 2 

Nr. 3 PostG bedeutet das g rundsätzlich, dass das betroffene Unternehmen lediglich dazu auf

gefordert •;verden kann, einen disk.riminierungsfreien Zustand herzustellen. Jedoch kann seitens 

der Regulierungsbehörde nicht vorgegeben werden, welcher der verglichenen Zustände der 

anzuwendende Maßstab ist. vgl. Beck· scher PostG Kommentar, LObbig, 2. Aufl., § 24 Rn. 45. 

Der herzustellen~e Zustand darf jedoch nicht gegen das Verbot missbräuchlicher Aul· bzw. Ab­

schl3ge verstoßen. 

Oie Anpassungsaufforderung hat das Ziel. möglichst schnell für Rechtssicherheit aner Beteilig­

ten zu sorgen. Dies kann nur erreicht werden. indem der Anpassungsmaßstab 1.1nd damit der 

Maßstab zur Vermeidung einer Rechtsfolge auf der zweiten Stufe i. S d. § 25 Abs. 3 PostG 

dem betroffenen Unternehmen erkennbar ist und ohne mit irgendv1etchen Unsicherheiten ver· 

bundene Auslegung eingehalten werden kann, vgl. BecK'scher PoslG Komm., Lübbig, 2. Aufl .. 

§ 24 Rn 45 f. 

­

Öffen tliche Fassung - Enthält keine Betriebs· u nd Geschäftsgeheimn isse 



-53­

Vortiegend v1ar daher festzustellen, bei v1etcher konkreten Entgelthöhe die Abschlagsschv1elle 

liegt Ein Unterschreiten dieser S-chv.•eUe \vürde zu einem Verstoß gegen die Anpassungsauffor· 

derung führen. Sei der Festlegung von Entgelten oberllalb dieser konkre1en Entgellhöhe ist die 

Betroffene zu 1. unter Berücksichtigung des Verbots. missbräuchliche Aufschläge zu verlangen 

oder vergteichbare Kunden(-gruppen) zu diskriminieren, grundsätzlich in ihrer unternehmeri­

schen Freiheit nicht beschränkt 

Die Abschlagsschwelle liegt gemäß den unter Punkt C. 4. getroffenen Feststellungen ooi den 

unter Punkt 3. tenorierten Entgelthöhen. 

Ein Unterschreiten dieser Schv1elle verletzt demnach dte Entgeltmaßstabe des § 20 Abs. 2 

PostG 1.1nd ist von den Betroffenen abzustellen. In diesem Zusammenhang ist es der Betroffe· 

nen zu 1. freigestellt. sich den Angebo1sstrukturen der Betroffenen zu 2. für die Tellle1stungs

entgelle BZE anzugleichen, insbesondere hinsichtlich der zugrunde gelegten Sendungsge„vich­

te und - formate. 

Die Entgelte entsprechen den Maßställen des § 20 Abs . 2 PostG bei Einhaltung folgender Vor

aussetzungen: 

a. 	 Soweit die Betroffene zu 1. im Rahmen der Anpassung der Entgelte die gegen

wänige Angebotsstruktur der Betroffenen zu 2. nach tiilaßen und Ge\viChten Ober­

nimmt. entsprechen die Entgelte den Maßstäben des § 20 Abs. 2 PostG dann, 

wenn die Teilleistungsentgelte BZE der Betroffenen zu 2. nicht unterschritten 

werden. Die Teilleistungsentgelte belaufen sich gegen\värtig auf: 

a) Standardbnef (bis 20 g) 0,341 E 

b) Kompaktbnef (bis 50 g) 0,558 E 

c) Großbrief (bis 500 g) 0,899 € 

d) Maxibrief (bis 1.000 g) 1,364 € 

b. 	 Sovteit die Bctroifene zu 1. nach Maßen und Gewichten an ihrer bisherigen An· 

gebotsstruktur festhalten will, dürfen bei der Entgeltanpassung folgende Entgelt

höhen nicht unterschri~ten •Nerden: 

a) C6 (vergleichbar Standard- und Kompaktbrief): 0,361 € 

b) CS (vergleiehbar Großbrief): 0,899€ 

c) C4 (vergleichbar Maxibrief): 1,364 € 

­

­

­

­
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Im Rahmen der Bestimmung der für die Beförderungsentgelte der Bet roffenen zu 1. maß­

gebenden Abschlagsschwelle v~urden unter Zugrundelegung des Entgeltmaßstabes der KEL 

gemäß § 3 Abs. 2 PEntgV folgende Annahmen bezüglich der Sendungsmengen sowie deren 

Entv1icklung getroffen: 

Für die Bestimmung der Abschlagsschwelle v1ar kalt<ulatorisch der Zeitraum vom 01 .07.2011 bis 

einschließlich 31 .12.2012 als Planungszeitraum zugrunde zu legen. Diese Projektion ist sachge­

recht. da es einerseits ein relativ kurzer Zeitraum ist. andererseits v1ährend dieses Zeitraums 

ni<;hl mit erheblichen K_osienanden.ingen zu rechnen ist. 

Aufgrund der Berechnungen der Beschlusskammer lässt sich belegen, dass selbst bei der für 

die Betroffenen zu 1. günstigsten Fallkonste!latlon derzeit die für die Abschlagsprüfung maßge. 

bende Abschlagsschv:elte unterschritten •Mrd. 

Zugunsten der Betroffenen zu 1. \•1urden keine Kostensteigerungen bei Personal· und Sachkos­

ten unterstellt, Des Weiteren v1ird zugunsten det Betroffenen zu 1. angenommen, dass d•e für 

das Jahr 2011 fOr die Standorte Düsseldorf, Ruhrgebiet und Berhn angesetzten Sendungsmen­

gen befördert werden. Entgegen den Äußerungen der Betroffenen zu 2. in den Medien wird da" 

her für 201 1 noch füt die FotgeJahre ein Sendungsmengenrückgang angenommen. 

Zur Bestimmung der Wertschöpfungskosten für den o g. Kalkulationszeitraum VJurden für die 

drei Stando~e Düsseldorf; Ruhrgebiet und Be~in, basierend auf den Annahmen zu den Sen­

dungsmengen. zunächst standortbezogen die jeweiligen Gesamtkosten bestimmt und im nächs­

1eo Sctlritt aufsummiert. 

Hinsichtlich des Zuschlages für die Gemeinkosten der Betroffenen zu 1. hat die Beschlusskam­

mer zu ihren Gunsten unterstellt, dass nicht der für 2010 angesetzte Zuschtagssatz i. H v. 

zur Anv:endung kommt, sondern lediglich der für das Jahr 201 1. Der für das 

Jahr 2011 in Ansatz gebrachte Zuschlagssatz wird bezogen auf die Wertschöpfungskosten und 

beläuft sich auf . Dieser errechnet sich, indem die fOr 2011 für die Betroffenen 

zu 1, angesetzten Gemeinkosten i. H. v. dividiert •Nerden durch die für 

201 1 ausgewiesenen Wertschöpfungskosten einschließlich der Kosten fOr den Ausbildungsbe­

trieb i H. V. (Kostensumme aus„veislich der Kalkulationsdaten det Be­

troffenen zu 2 .• Stand: 27 .05.2011 ). 
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Daneben vrurden Gemeinkosten der Betroffenen zu 2. einbezogen. Hierbei handelt es sich um 

Kosten für Leitung und Service .CC/ CS DP DHL". Diese Gemeinkostenposition, \velche von der 

Betroffenen le!Ztmalig im Rahmen des Entgeltgenehmigungsverfahrens (BK5b·081068) in der 

Kalkulation für den Adres-szugang in Ansatz gebracht \Vurde, beinhaltet Auf\vendungen für ge

nerelle Administrationstätigkeiten. Zu Gunsten der Betroffenen wurde nicht der ansonsten ein

heitlich angev•andte Zuschlag von bez

 in Ansa

ogen auf d ie Wertschöpfungskosten. son

dern lediglich ein Zuschlag von tz gebracht 

Gem<iß § 3 PEntgV \Vird auf die Gesamtkosten der Leistungsbereitstellung ein angemessener 

Gev1innzuschlag i. H. v. 8,5 % angesetzt. Dieser v1urde von der Betroffenen zu 1. auf der 

Grundlage der WACC·Berechnungsmethode ermittelt, „vobei gemäß „Capital Asset Pricing Mo· 

del~ die unternehmensspeziflschen Risikofaktoren berücksichtigt v1orden sind (Geschäftsbericht 

Deutsche Post DHL. Seile 32). Der so ermittelte Satz wurde von der Betroffenen zu 1. für alle 

Unternehmensbereiche einheitlich be-stimmt. 

Die von der Betroffenen zu 1. in ihrer Kostenkalkulation angegebenen \f!Jertsehöpfungskosten 

für d te Dienstleistungen C6, C5 und C4 wurden sodann mit den Gemeinkosten für F~'1 L H .v. 

, den Gemeinkosten der Betroffenen zu 2 . für Leitung und Service i. H. v. 

- und mit einem kalkulatorischen Gewinn i. H. v. - beaufschlagt. 


Bei Anwendung dieser Zuschläge ergeben sich für die drei Standorte folgende formatabhängige 


Stückkosten: 


BuGG 


Produkt 
Stückkosten ewichtet 
Tabelle1 Stückkosten 

Die durchschnitthchen Stück.kosten der Betroffenen zu 1. für die Dienstleistungen C6. CS und 

C4 liegen regelmäßig über dem Durchschnittsentgell BZE. 

Zur Bestimmung der Abschlagsschwelle •.w rden die Kosten der Betroffenen zu 1. mit denen der 

als Referenz herangezogenen BZE-Entgelte vergleichbar gemacht. Erst dieser Rechenschritt 

erlaubt einen Rückschluss. ob und in~vie~veit die Entgelte der Betroffenen zu 1. diese Referenz. 

große unterschreiten, Bei Gegenüberstellung der Kosten der Betroffenen zv 1 und der aquiva. 

lenten BZE·Entgelte zeigt s ich, dass diese regelmäßig überschritten v1erden 

­

­

­

­
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Da die A ngebote der Betroffenen zu 1. hinsichtlich der Ge\'lichte und Formate gegenüber denen 

der Betroffenen zu 2. anders zusammengesetzt sind, \Vird aus Gründen der Vergleichbarkeit 

angenommen, dass die Verhtiltnisse der Sendungsvolumina mrt Blick auf Gev1ichts- ur.d For­

mats-struktur der beförderten Briefsendungen identisch sind. Das im BZE-Bereich fOr die Leitre­

gionen im Gebiet Nordrhein~Westfalen und Berhn festgestellte Verhältnis der Sendungen der 

Formate Standard, Kompakt, Groß und tv1axi der Betroffenen zu 2. zueinander kann auf die An· 

gebotsstruktur der Betroffenen zu 1. übertragen \Yerden. 

Für den BZE-Bereich ergibt sich folgendes Verhc:iltnis hir'lsichtlich der eingelieferten Sendungen 

BUGG 

Format 
SBIBZE 
KBIBZE 
GBf BZE 
MBI BZE 
Tabelle 2 Sendungsmengenstruktur BZE 

Werden die Teilleistungsentgelte mit den Anteilen gemäß Tabelle 2 ge•.vichtel Uf)d anschließend 

den Formaten C6, CS und C4 zugeordnet. ergibt sich basiefend auf den BZE-Mengen folgender 

forma;abhängiger Referenzv;ert für C6 - C4.: 

BuGG 

Format 
SBIBZE. 
KBI BZE 
GBI BZE 
MBI BZE 
Tabelle 3 E.rmiltlung des durchschnittlichen BZE-Entgell niveaus 

Das Durchschnittsentgelt von C6 - C4 liegt bei 

Gewichtet man stattdessen die formatabhangigen Sendungsmengen mit den Entgelten der Be­

troffenen zu 1. ergibt sich ein Durchschnittsentgelt f-Or die Beförderung der Formate C6 bis C4 

von . Oie Differenz zeigt. dass die Betroffene zu 1. diese Leistungen deutlich 

unter den Ourchschniltsentgellen BZE der Betroffenen zu 2. von anbietet. 

Worden dagegen die Anteile fOr Standardbrief (SBf)- und Kompaktbrief (KBf)·BZE-Sendungs­

rnengen als Aquivalente dem C6-Formal zugeordnet, läge die Abschlagssch\velle für C6­

Leistungen bei einem Entgelt 1. H v. 
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BuGG 

Format 
SBf BZE 
KBf BZE 
Tabelle 4 Ermiltlung des durchschnittlichen BZE·Entgeltniveaus SBf I KBf 

Im Hinblick darauf, dass der kalkulierte Wert für die C6 bis C4-Produkte ausv1eislich Tabelle 1 in 

jedem Fall über den äquivalenten Werten gemäß Tabelle 3 bzw. gemäß Tabelle 4 liegt, über­

schreiten die Kosten der Bettoffenen zu 1. in beiden Szenarien die als Referenz herangezoge­

nen aquivalenten Teilleistungsentgelte BZE, die sich aufgrund des Verhältnisses der BZE­

Sendungsmengen in den Briefzentten NR\l'/ und Berlin in 2010 ergeben. 

Im Rahmen der Kostenkalkulation für die Produkte C6 bis C4 sind zudem folgende Verluste aus 

den vorangegangenen Jahren zu berücksichtigen 

BuGG 

2006 
2007 
2008 
2009 
2010 
TabelleS Vertuste der Betroffenen zu 1 aus Vorjahren 

Bei einer rationalen Geschäfisstrategie sind die Entgelte so zu bemessen, dass die in den ver· 

gangenen Jahren erzielten Jahresfehlbetrage i. H. v. über künftige Er­

löse gedeckt werden. Als Amortisationsdauer v1ird kalkulatorisch ein Zeitraum von 3 Jahren un· 

terstellt. tv1ithin ist pro Jahr ein anteiliger Jahresfehlbetrag i. H. v. Ober 

sämtliche Produkte der Betroffenen zu 1 . abzugelten. 

Im Hinblick darauf, dass der gesamten Wertschöpfungskosten auf das Segment 

„Briefbeförderung C6 - C4~ entfallen. hat dieses Segmenl auch zur Abgeltung der in den ver· 

gangenen Jahren entstandenen kumulierten Jahresfehlbetrage beizutragen. Unter der Annah­

me. dass die Jahresfehlbeträge innerhalb der nächsten 3 Jahre abzugelten sind, v1äre - verteilt 

auf 3 Jahre - im Jahr ein auf die Produktgruppe CS - C4 folgender jährlicher Kostenbetrag 

i. H. v. in Ansatz zu bringen. 

Oie Verteilung auf einen Ausgleichszeitraum ist deshalb sachgerecht, v1eil ein nicht marktbe· 

herrschendes Unternehmen unter Wettbe„·\'erbsbedingungen, das nach einem Zeitraum von 
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8 Jahren noch kein ausgeglichenes Ergebnis el\'-lirtschaften konnte, nicht überlebensfähig v1äre 

Im Übrigen wird bei der Gründung eines Unternehmens stets das strategische Ziel verfolgt mit­

telfristig einen „break even point• zu erreichen. Dieser Zeitraum ist mit 8 Jahren großzügig be­

messen. 

Durch d:e Einbeziehung der Jahresfehlbeträge errechnen sich bei Beibehaltung der von der 

Betroffenen angegebenen Sendungsmengen folgende Stück.kosten: 

BuGG 

Produkt 

TabelleS SIOckkosten unter Berücksichtigung des Verlustvortrags 

Würden indes d:e von der Betroffenen zu 2. (•n anderen Sachzusammenh~ngen) prognostizier· 

ten Sendungsmengenrückgänge für den Teilleistungsbereich berücksichtigt - vgl. Punkt C. 4. a) 

bb) (2) ii) - . ergäben sich StOckkosten der Betroffenen zu 1., welche noch deutlicher oberhalb 

der AbschlagsschWelle l~gen. Für den Fall, dass der von der Betroffenen zu 2. erwartete Sen­

dun9sn1engenrückgang nur für den Bereich „End-to.EnO' gilt, nicht indes für den Bereich .Be­

förderung im Auftrag von Großkunden". lägen die Stückkosten - auch bei Außerachtlassen des 

annualisierten Verlustausgleiches • über der anzusetzenden Abschlagsschwelle. 

Bei diesem Szenario errechnen sich folgende Stückkosten: 

BuGG 

Produkt 

Tabelle? StOckkosten nach Sendungsmengenanpassung 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass bei sämtlichen Fallkonstellationen die fo,matabhängigen 

StOci<kos ten C6, CS und C• der Betroffenen zu 1. das durchschnijtliche BZE-Entgellniveau 

übersteigen. 

Bei allen untersteltten Szenarien v1ürden also die KEL-basierten Stückkosten der Betroffenen zu 

1. deutlich Ober den als Referenz herangezogenen äquivalenten Tellleistungsentgel1en BZE Ce' 

Betroffenen zu 2. liegen. Würden diese Stückkosten zugrunde gelegt, müsste die Betroffene zu 

1. ihre Entgelte erheblich erhöhen. Entgelte, die über den BZE-Enlgelten der Betroffenen zu 2. 

liegen, entfalten aber keine \'lettbe\verbsbeeinträchtigenden Auswirkungen im Sinne des § 20 

Abs 2 Nr. 2 PostG, so dass eine Anpassung der Entgelte der Betroffenen zu 1. an deren tat-
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sächliche bZ\v. kalkulatorisch anzusetzende Kosten nicht verfangt werden kann. Deshalb sind ­

angesichts der Vergleichbarkeit der Leistungen der Betroffenen z.o 1. mit den BZE-Leistungen 

der Betroffenen zu 2. - die BZE-Entgelte der Betroffenen zu 2. als Abschlagsschwelle heranzu­

ziehen. Oie derzertigen Teilleistungsentgelte BZE der Betroffenen zu 2. verstoßen - v1ie die-Be-­

schlusskammer zuletzt m~ Einstellungsvertogung vom 1S.09.2010 im Verfahren BKSb-10/013 

festgestellt hat -nicht gegen das Abschlagsverbot 

Daher gelten - fOr den Fall, dass die Betroffene zu 1. ihre Entgelte der gegenwärtigen Ange­

botsstruktur der Betroffenen zu 2. nach Maßen und Gev1ichten anpasst. die gegenv1ärtigen Teil­

leistungsentgelte BZE als nicht zu unterschreitende Abschlagsschv1e!le (Tenor zu 3. a.). 

$0\·1eit dle Betroffene zu 1. nach Maßen und Gev1ichten an ihrer bisherigen Angebotssiruktur 

festhalten will (Tenor •u 3. b)), ergeben sich als Abschlagsschwelle folgende fonmatabhängige 

Entgelte. d le nicht 1.1nterschritten v1erden dürfen· 

C6 (vergleichb<lr Standard- und Kompaktbrief): 0,361 € 

CS (vergleichbar Großbrief): 0 ,899€ 

C4 (vergleichbar Ma-<ibrief): 1,364 € 

Die dem Entgelt zugrunde hegende Leistung C6 entspricht nach Maßen und Ge\vicht dem Stan· 

dard- und Kompaktbrief der Betroffenen zu 2. Um die Refere1'lZ fOr die Abschlagsscl\vJelle zu 

bestimmen, \vurde ein Ourchschnittsent9e11 aus den SZE-Entgellen für den „Standardbrief und 

.Kompaktbrief' abgeleitet Ausgangspunkt fOr die Durchschnittsbildung war das Velhältnis der 

BZE-Einlieferungsmengen fOr Nordthein-W estfalen und Berlin (siehe Tabelle 3). 

Die dem Entgelt CS (bis SOO g) zugrunde liegende Leistung entspricht nach Maßen und Gewicht 

der Dienstleistung „Großbrief' der Betroffenen zu 2. Folglich vJird für die OiensUe1stung CS als 

Abschlagssch„velle das Referenzentgelt für die vergleichbare Dienstleistung Großbrief i. H. v. 

0,899 eangesetzt. 

Im Hinblick darauf, dass C4 (bis 1.000 g) nach Maßen und Gewicht der Dienstleistung „Maxi­

brief" entspricht, wird rur diese Dienstleistung ats Referenz das En19ett für den ..,Maxibrief" 

i, H. v. 1,364 € in Ansatz gebracht. 

So\veit die Betroffene zu 1. ihren Kunden Dienstleistungen anbietet. d le über die Teilleistungen 

- wie sie auch von der Betroffenen zu 2. deren Teilleistungsk1.1nden angeboten werden - hi· 

nausgehen, z.B. für Abholung und postvorbereitende Oienstleis!ungen. so sind d iese, den ver· 

ursachten Kosten gemäß den festzulegenden Entgelten zu beaufschlagen, vgl Tenor z.u 4. VVie 
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unter Punkt C.4. dargelegt, bezieht sich das unter den Punkten 3. tenorierte M!ndestentgell le· 

diglich auf dre mit der BZE-Teilleistung der Be1roffenen zu 2. vergleichbaren Dienstleistungen. 

Ein darüber hinaus gehendes Leistungsportfolio verursacht naturgemäß v1eitere Kosten. die 

nach dem Kostendeckungserfordernis von dein mark1beherrschenden Unternehmen durch das 

Entgelt ebenfalls zu erv1irtschaften sind. 

Bei der Herstellung eines diskriminierungsfreien Zustandes ist diese Abschlagssch\velle zu be­

rücksichtigen. Eine Ungleichbehandlung der Kundengruppen ist zu venneiden. 

b) Unverzüglichkeit 


§ 25 Abs. 2 PostG vertangt, dass festgestellte Verstöße gegen die Entgeltmaßstaoo des § 20 


Abs. 2 PostG vom betroffenen Unternehmen unverzüglich abzustellen sind. Die Regulierungs· 


behörde hat das betroffene Unternehmen aufz:ufo(de(n, die Entgelte unverzüglich den genann­


ten Maßstäben anzupassen, Tenor zu 2. und 6. 


§ 121 Abs. 1 BGB definiert Unverzüglichke1t als Handeln ohne schuldhaftes Zögern. 

Dies bedeutet zum einen. dass den Betroffenen die Möglichkeit einzuräumen ist. sich Gedanken 

über die Höhe des tukünftig zu erhebenden l<ntgelts unler Berilcksichtigung kaufmännischer 

Erv1ägungen zu machen. Zudem bedeutet es einen ggf. nicht unerheblichen administrativen 

Aufv1and, den vorhandenen Kundenstamm über die neuen Entgelte zu informieren und die lau

fenden Vertrage anzupassen. 

Auf der anderen Seite gebieten die Interessen der beeinträchtigten WeUbev1efbe( ein rasches 

Handeln. Denn durch die festgestellten missbräuchlichen Preisabschläge v1efden die \fl/ettbe· 

v1erbsmöghchkeiten alternativer Postdienstleister erheblich beelnttachtigt, sie im Ex1remfall ei· 

nern Existenzrisiko ausgesetzt. 

Ole Beschlusskammer ~va( daher gehalten, sich Gedanken darüber zu machen, nach Ablauf 

v.•elchen Zeit(aumes sie die Anpassungsaufforderung als nich1 unverzüglich umgesetzt 1. S. d. 

§ 25 Abs. 3 PostG betrachtet und daher das Verfahren auf der zweiten Rechlsfolgensture (Un· 

wirksamkeilserklärung der Entgelte) fortsetzt. 

In die Er.'lägungen der Beschlusskammer zur zeitlichen Umsetzbarkeit fließt ein, dass die Be· 

troffene zu 1. über einen überschaubaren Kundenkreis verfügt. Neben Großeinlieferern wie 

dürfte sich 

lt. Auskunft der Betroffenen der Kundenstamm auf einige mittelgroße Einlfeferer im Raum Düs­

seldorf beschränken. Da die Betroffene zu 1. keine Angebote für Pdvalkunden mit Sendungsvo~ 

­
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lumina unter 50 Stück pro Einlieferungsvorgang unterbreitet, verfügt sie Ober kein Fitialnetz. 

Dieser Umstand vereinfacht eine zügige UmselZung der Anpassungsaufforderung. 

Für die betroffenen Großeinlieferer 

bedeutet die erforderliche Anhebung der Entgelte, eine Erhöhung der 

eigenen Kosten. Die v1ird aufgrund kaufmännischer Ef\vä­

gungen zu entscheiden haben, ob sie d:ese Kostenerhöhung an ihre Kunden v1eiterg1bt oder 

selbst trägt Als nicht marktbeherrschendes Un1ernehmen ist sie in ihrer Entscheidung insoweit 

frei. 

FOr die , die sich ebenso wie die Betrofrene 

zu 1. die marktbeherrschende Stellung der Muttergesellschaft aufgrund ihrer Zugehörigkeit zum 

Konzern Deutsche Post zurechnen lassen muss, führen die Erhöhun_gen der internen Verrech­

nungsp<eise jedoch dazu, dass auch sie - um eine Verletzung des Abschlagsverboles in eige­

ner Person zu vermeiden - die erforderlichen Entgelterhöhungen an ihre Kunden v1ird v1eiterge­

ben müssen. Sollten die von ihr verlangten Entgelte. die neben dem Beförderungsentgelt die 

Kosten für die eigene Leistungserbringung zusätzlich beinhalten müssen, zukünftig kostenun­

terdeckenct sein, voäre seitens der Beschlusskammer die Einleitung von Entgeltüberprüfungsver­

fahren auch gegen sie zu e1wiigen. 

Unter Ab\•1ägung der aufgezählten Umstände hält die Beschlusskammer die 1enorierte Umse1­

zungsfrist bis zum 31 .08.2011 für ausreichend aber auch erforderlich, um den Interessen aller 

beteiligten Parteien gerecht zu v;erden und das Verfahren nicht auf der zv•eilen Rechtsfolgen· 

stufe fortsetzen zu müssen. 

In diesem Zusammenhang sind der Sesehlusskammer die erfol91en Anpassungen nachzuv1ei­

sen (Tenor zu 9.}. Dass der Zeitpunkt für den Nachweis der Anpassung den Umsetzungszeit· 

raum geringfügig überschreitet, folgt daraus, dass den Betroffenen noch eioe kurze Frist zur 

internen Koordinierung der Meldung und zur Sammlung der erforderlichen Untertagen zu ge­

v•ähren ist 

O. Verstoß der Betroffenen zu 2. gegen §§ 25 i. V. m. 20 Abs. 2 PostG 

(01skrimlnleru ogsverbot, Preisspaltung} 

Die Betroffene zu 2. verstößt gegen den Maßstab des § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG. indem sie über 

die Betroffene tu 1. g!eicharti9en Abnehmern günstigere Entgelte für vergleichbare Leistungen 

ge\'Jähtt. Oie sachlich nicht getech1fer1igte Diskriminierung v1ird durch die Konzernmutter be­

gangen, indem sie durch eine Preisspaltung innerhalb des Konzerns einzelne Nachfrager (die 
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Kunden der Betroffenen zu 1.) gegenüber vergleichbaren Nachfragern {ihren Teilleistungskun­

den) günstigere Entgelte für vergleichbare Leistungen einräumt, 

Das Verhalten begründet gleichfalls den Vor.vurf missbräuchlicher Ausnutzung einer marktbe· 

herrschenden Stellung 1. S. d. §§ 32 Abs 1 PostG Durch die Ungfeichbehandlung der Nachfra­

ger v1ird vorliegend zttg!eich leistungsftemder Wettbewerbsdruck auf die 2 größten Wettbev1er­

ber mit eigenem Zustellnetz aufgebaut , indem gerade in den Gebieten, die von diesen \!Vettbe­

v.1efbern bedient \verden, Nachfragern gleichartiger Dienstleistungen günstigere (kostenun1erde­

ckende) Entgeltkonditionen eingeräumt \'/erden. Die unzulässige Preisgestaltung und Preisspal­

tung entfaltet auf diese Weise eine wettbewerbs\•lidrige Sogwirkung. 

Oer materiell-rechtlich erfüllte Tatbestand tritt vorliegend nur aus GrOnden der Subsidiarität ge­

genüber dem Sl)<>Zialrechtlichen Regelungen zur Entgettkontrolle zurilck. 

1. Vorliegen von nicht gcnchnligungsbcdürftigen Entgelten 

Die Bet<offene zu 2. muss sich als Konz.ernmut1er und weisungsbefugtes Unternehmen gegen­

über der Betroffenen 2u 1. deren Entgelte 2urechnen las.sen. Insofern gelten die unter Punkt 

C. 1. getroffenen Ausführungen bezüglich des Vorliegens nicht genehmigungsbedürftiger streil­

gegenständlicher Entgelte auch für die 6etroffene zy 2. Denn vorliegend gehl es vrn die Pf(l­

fung, ob die Betroffene zu 2. ihre Kunden dadurch diskriminiert. dass sie durch die regionale 

Gewährung ab\veichender Entgelte durch Einschaltung eines Tochterunternehmens (der Betrof· 

fenen zu 1.) eine sachlich ungerechtfertigte Begünstigung von deren Kunden ermöglicht. 

Oie inso ...1eit in Bezug genomrnenen Entgelte bzw Postdienstleistungen der Betroffenen zu 2. ­

Teilleistungssendungen BZE - unterliegen aufgrund des Umstandes, dass sie als lizenzpflichtige 

Postdienstleistungen Mindesteinlieferungsmengen von 250 Sendungen vorsehen, seit dem 

01 .01 .2008 ebenfalls der nachträglichen En1geltkontrolle nach§§ 19, 5 Abs. 1, 25 PostG, vgl 

Beschluss BKSb-07/068 vom 07.1 1.2007, dort Seite 8 f, und sind nicht vorab genehmigungsbe­

dOrftig. 

2. Verlangen der Entgelte auf einem Markt für Postdienstleistungen 

Sowohl die Entgelte der Betroffenen zu 1. (vgl. Punkt C. 2.) als auch die Teilleistungsentgelte 

der Betroffenen zu 2. werden auf einem Markt für Postdienstleistungen verlal'lgt. 
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3. Marktbeherrschung der Betroffenen zu 2. 


Oie Betroffene zu 2. verfügt über die im Rahmen dieser Prüfung erforderhche marktbeherr­


schende Stellung. lnsov1eit kann auf die unter Punkt C.3. getätigten Ausführl1ngen ve~"iesen 


•.verden. 

4. Verstoß gegen Diskr iminierungsverbot, § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG 


Nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG dürfen die genehmigungsbedürftigen Entgelte einzelnen Nach· 


fragern keine Vorteile gegenüber anderen Nachfragern gteicharttger Postdienstleistungen ein· 


räumen, es sei denn, dass hierfür von den Betroffenen eine re-chUiche Vetpflichtung oder ein 


sonstiger sachlich gerechtfertigter Grund nachgev.•iesen v1ird. 


Vortiegend v„erden Abnehmer von regionalen Zustellleistungen, v1elche die Betroffene zu 1. 

erbringt. gegeni.iber anderen Absendern von BZE-Leistungen der Betroffenen zu 2. begünstigt. 

Die Entgelte der Betroffenen zu 1. unterschreiten betragsmäßig die Teilleistungsentgelte. die 

die Betroffene zu 2. für die Inanspruchnahme des BZE-Zugangs vetlangt. 

A vsv1eislich der Teilfeistungsvel'1räge BZE v1erden Entgel!e pro eingelieferter Sendung für Stan· 

dardbriefsendungen i. H v. 0,341 , fOr Ko1npaktbriefe L H. v. 0,558 €, für Großbriefe L H. v. 

0,899 € und für Maxiblieie i. i'l. v. 1,364 E erhoben. 

Diese Entgelte werden von den Entgelten der Betroffenen zu 1. in den verschiedenen Entgeltva

rianten unterschritten. Auch die vermeintlich über den Teilleistungsentgelten der Betroffenen zu 

2. hegenden Entgelte für Standardbriefe unterschreiten nach Umrechnung auf vergleichbare 

Gev;ichts- und Größenparameter diese Entgelte. 

Für die Leistung C6 verlangt die Betroffene zu 1. ein Entgelt i. H, v. von ihren 

-
G roßkunden. Demgegenüber beläuft sich nach Un1rechnung auf vergleichbare Ge'tvichts- und 

Größenparameter das SBf-/KBf-Durchschnillsen\gell für die Teilleistung BZE auf 

Die dem Entgelt zugrunde liegende Leistung C6 entspricht nach l\i1aßen und Ge\vicht dem Stan4 

dard- und Kompaktbrief der Betroffenen zu 2. Un1 eine Vergleichbarkeit herzustellen, v1urde ein 

Durchschnittsentgelt aus den BZE·Entgelten für den "Standardbrief' und . Kompaktbrief' abge

leitet. Ausgangspunkt für die Durchschnittsbildung ist hierbei das Ve(hältnis de( BZE­

Einlieferungsmengen für Nordrhein-Westfalen und Berhn für den Standard- und Kompaktbrief 

(siehe Tabelle4). 

€

­

­

­
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Werden die BZE-Teil!eistungsmengen mit den Sendungsrnengen SBf und KBf gewichtet, er~ 

rechnet sich ein Durchschnittsentgelt i. H. v. u

. 

nd liegt damit über dem für die 

Dienstleistung C;6 verlangten Entgelt i. H. v

Bei Betrachtung der Gesamtheit der von der Betroffenen zu 1. angebotenen Dienstleistungen 

C6 bis C4 zeigt sich ebenfalls, dass sie nach Urnrechnung der Gev1ich1s- und Größenparameter 

das durchschnittliche BZE-Entgelt unterschreiten. 

\fl/erden die Teilleistungsentgelte mit den Anteilen gemäß Tabelle 3 gev1ichtet, ergibt sich auf 

der Grundlage der BZE-Mengen ein Durchschnittsentgelt i. H. v. 

Werden dagegen die SZE-Sendungsmengen mit den nach Umrechnung der Gevwichts- und 

Größenparameter den Entgelten C6. CS und C4 zugeordnet, errechnet sich ein Durchschnitts­

entgelt 1. H. v, 

Dieses Our<::hschnittsentgell liegt somit deutlich unter den gev„ichteten Teilleistungsentgelten 

BZE. 

Oie unterschiedliche Preisgestaltung der Produkte C6, C5 und C4 der Betroffenen zu 1. einer· 

seits und der BZE-Teilleistungsangebote andererseits lassen sich v.•eder mit den Unterschieden 

hinsichtlich des Leistungsumfanges noch mit den Ab'tveichungen bei den Einlieferungsmodahtä­

ten begründen: sie stellen daher gleichartige Postdienstleistungen i. S. d. § 20 Abs. 2 Nr.3 

PostG dar. 

Der geringere Leistungsumfang bei der Nlftzung der Teilleistungsprodukte der Betroffenen zu 2. 

(Abholung , nachträgliche Rechnungsstellung) gegenüber den Angeboten der Betroffenen zu 1. 

rechtferti9t kein niedrigeres, angesichts der umfassenderen Wertschöpfung der Betrofienen zu 

1. allenfalls ein höheres Entgelt. 'Nährend Kunden nach den derzeit fOr die Teilleistungen gel· 

tenden AGS der Betroffenen zu 2. ihre Sendungen teilleistungsfähig, d. h. auf Leitregionen vor­

sortiert und maschinenlesbar aufbereitet bei den Briefzentren der Betroffenen zu 2. einhefem, 

erbt1ngt die Betroffene zu 1. neben der eigenllichen Sortierung und Zustellung zusätzlich noch 

die Abholung beim Kunden. 

Das bedeutet. dass bei Inanspruchnahme der Dienstleistungen der Betroffenen zu 1 nicht nur 

die Entgelte günstiger, sondern zusätzhch der Lefstungsumfang größe' ist. Dies stellt mithin 

eine Diskriminierung im doppelten Sinne dar 
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Wenn die Betroffene zu 1. argumentiert, sie stelle nur an 5 Tagen zu, kann dies nicht als Beleg 

fOr die fehlende Gleichartigkeit ge~vertet v1erden. Wie die Beigeladene zu 1. zu Recht ausfühn, 

mag dies für das Privatkundensegment Relevanz besitzen, für das hier maßgebliche Ge­

schäftskundensegment lässt sich diese Aussage nicht verallgemeinern. Im B2B-Geschäft stellt 

eine Zustellung an sechs Tagen kein Auswahlkriterium zt19unsten eines Anbieters von Post­

dienstleistungen dar. zumal der Geschäftsverkehr ausschließlich an den fünf Werktagen abge­

\vitkelt v1ird, Dies gilt insbesondere auch für die innerhalb des B2C-Segments versandte Kor­

respcndenz. Sov1ohl beim Rechnungsversand, aber auch bei der Zustellung von Kontoauszü­

gen oder beim Versand von Vertragsdokumenten ist eine werktägliche Zustellung ausreichend, 

zumal wichtige Geschäftstransaktionen \'lie Über.veisungen ohnehin erst an 'Nerktagen statt fin­

den. 

Eine Untersuchung des Forschungsinstituts WIK-Consult im Auftrag der Bundesnetzagentur ­

Nachfrage nach Postdienstleistungen von Geschäftskunden - aus März 2009 , welche Leis· 

tungsangebote verschiedener Anbieter l/on Postdienstleistungen analysierte, belegt. dass die 

~Aehrhert der befragten Anbieter an tilnf Tagen in der W oche zustellt, da bei Geschäftskunden 

nahezu keine Nachfrage nach einer sechstägigen Zustellung bestehe, vgl. S. 19. Aus diesem 

Untersuchungsergebnts kann gefolgert v1erden. dass Zustellhäufigkeit an 5 oder 6 Tagen ror 

Geschäftskunden kein relevantes Auswahlkriterium darstellt. 

Auch die untetSchiedlichen Zahlungskonditionen bei den Produkten der Betroffenen zu 1. im 

Vergleich zu BZA-iBZE-Einlieferungen gemäß den AGB der Betroffenen zu 2. vermögen nicht 

die Unterschiedlichkeit der in Rede stehenden Produkte zu rechtfertigen. Dem Vortrag der Be­

troffenen, dass sich die AbvJicklungsmodalitäten hinsichtlich des Zeitpunktes der Entgeltzahlung 

unterscheiden, ist entgegen zu halten, dass es sich um ein aus Nutzersicht eher nachrangiges 

Leistungsmerkmal handelt. 

Oie von der Betroffenen zu 2. vorgebrachten Argumente betreffend die Unterschiedlichkert von 

Produkten der Betroffenen zu 1. einerseits und BZE-T eilleistungen andererseits überzeugen 

nicht Die von ihr vorgetragenen Leistungsunterschiede sind aus Nachfragersicht von nachran· 

giger Bedeutung und spielen bei der Aus'.vaht eines Dienstleisters keine Rolle. In Bezug auf die 

wesentlichen Qualitätsparameter 1vie Fl3chenprasenz, Laufzeiten, Redressbearberh.1ng und Zu 4 

verlassigkeit sind die Dienstleistungen der Betroffenen als qualitativ gleichv1ertig anzusehen und 

aus der Kundenperspektive austauschbar. Folglich \vird d ie Entgelthöhe das ausschlaggebende 

Auswahlkriterium für einen potentiellen Versender sein. 

Diese Einschätzung \vlrd insbesondere gestützt von der o . g . Studie des Forschungsinstituts 

WIK-Consull aus Marz 2009, in deren Rahmen die Nachfrage nach Postdienstleistungen von 
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Geschäftskunden analysiert VJurde. Durch Repräsentativuntersuchungen und Interviews wurden 


Großversender nach ihrer Nutzung und ihrem A us\vahlverhallen für die Auftragsvergabe von 


Postdienstleistungen befragt. Als Ergebnis zeig te sich, dass Kosteneinsparungen als \Vichtigs· 


tes Kriterium für die 'Nahl eines PostdtensUelsters betrachtet \vurden und mithin Anlass für ei· 


nen Anbieterv1echsel darstellten. qualitative Aspekte. insbesondere die Zustellfrequenz spielten 


jedoch bei der Entscheidung zugunsten eines Postdienstleisters nur eine untergeordnete Rolle. 


Oie ~1ehtheit der befra91en Geschäftskunden. \velche zur Briefbeförderung auf alternative 


Zustelldienstleister zurückgegriffen haben, bestätigen. dass sie sich vom Anbieterv.•echsel Kos· 


teneinsparungen erhofft hatten. Als \Yeiteres Indiz für die hohe Preissensibilität ist auch die A us­


sage der Befragten zu werten. dass sie bererts bei einer 5·pfozentigen Preiserhöhung nicht 


mehr beim bisherigen Briefdienstleister verbleiben „w rden. vgl. S. 44. 


Oie Abv1eichungen bei den Einlieferungskonditionen zwischen den von der Betro ffenen zu 1. fOf 


G roßeinheferer 


- aflgebotenen Produkten und den BZE·Teilleistungen kann auch nicht mit der un1er· 


schiedlichen Sortie ttiefe gerech tfertigt \Verden. Es ist zvvar zutreffend. dass solche Großeinliefe­


rer die Sendungen nach Zustellbezirken vorsortiert einliefern müssen, während die Einlie fe­


rungsbedingungen fOr Teilleistungen BZE· eine Vorsortierung auf Ebene der Leitregionen ver. 


langen. Dies mag objektiv aufden Umstand zurückzuführen sein, dass die Betroffene zu 1. ihre 


Sendungen teil\veise noch manuell sortiert, v1ährend die Betroffene zu 2. ihren Sortierprozess 


dahingehend opbm1ert hat. dass ein G roßteil der Briefsendungen im Briefzentrum bereits auf 


Gangfofge sortiert v.•erden. 


Aus der Perspektive des Kunden stellt d ie unterschiedliche Sortiertiefe aber kein maßgebliches 


Aus„vahlkritetium zugunsten eines Postdienstleisters dar. Größere Geschäftskunden vel'fügen 


Ober Kunden- bzw. Adressdatenbanken, die sich nach unterschiedlichen Kriterien ausv1erten 


lassen. Sie erlauben insbesondere auch eine Selektion nach Leitregionen, abef auch nach Post. 


leitzahlen und auch nach Zustellbezirken. Folglich kann der Geschäftskunde seine Adressda­


tenbestände jederzeit sowohl nach Zustellbezirken als auch nach den j eweiligen Leitregionen 


sortieren. Werden im Rahmen einer größeren Versandaktion Dokumente elektronisch erzeugt, 


kann der Geschäftskunde den Druck und die anschließenden postvorbereitenden Prozesse so 


steuern, dass die zu versendenden Sf!efsendungen nach Zustellkriterien selektiert und an· 


schließend bei der Betro ffenen zu 1. oder beim Briefzentrum der Betroffenen zu 2. e ingeliefert 


"vefden können. Vert!Jgt der Geschäftskunde indes nicht über die entsprechende Infrastruktur, 


hätte ef auch die Möglichkeit, e inen Teil der Sendungsaufbereih.1ng einem Konsolidierer oder 


einem aui Letter„Shop-Aktivitäten spezialisierten Unternehmen zu übertragen 
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Der Aspekt, dass nach den AGB der Betroffenen zu 1. Sendungen nach Zustellbezirken und 

nach den AGB fOr Teilleistungen der Betroffenen zu 2. naeh Leitregionen eingelieiert •.verden 

können, ist auch deshalb nicht enlscheidend, da in beiden Fälten die Sortierung und Zustellung 

durch ein Konzernunternehmen der Betroffenen zu 2. erfolgt. Hierbei spielt es keine Rolle, wie 

die Sortierung und Zustellung innerhalb des Konzerns organisiert ist. Dass die Sortierung durch 

die Betroffene zu 2. bzw. durch erfolgt, und 

die anschließende Zustellung durch eine der Betroffenen, ist für die vorliegende Betrachtung 

ohne Relevanz.. 

Oie interne Organisation, sei es dass die Betroffene zu 2. dle Postdienstleistungen selbst er

bringt oder in Gestalt eines Tochterunternehmens kann für die aus Nachfragersicht vorzuneh· 

rnende Beurteilung, ob es sich um gleichartige Leistungen handelt, dahinstehen. 

Nach kanellrechtlicher Rechtsprechung, die im vortiegenden Fall auch fOr Verfahren nach dem 

PostG greift, vgl. § 48 PostG i. V , m, § 79 TKG 1996, ist es einem mar1<1beherrschenden Unter· 

nehmen, •.velches seine Leistungen selbst oder durch Tochterunternehmen erbringen lässt, un­

tersagt, Abnehmer ungleich zu behandeln. Dies gilt unabhängig davon, ~vie im Einzelnen die 

Vertriebs\vege bz•v. die Vertragsbeziehungen mit dem Kunden ausgestaltet sind. vgl. Urteil des 

BGH vom 24.09.2002. KZR 38199. 

Oie Gleichartigkeit der von den Betroffenen angebotenen hier verglichenen Postdienstleistun

gen stützt sich insbesondere auf den einlieferungsnahen Zustellort. 

Das bedeutet, das-s bei lnansp<uchnahme der Dienstleistungen de< Betroffenen zu 1. nicht nur 

die Entgelte günstiger, sondern zusätzlich der Leistungsumfang größer ist Oies stellt mrthin 

eine Diskriminierung im doppelten Sinne dar. 

5. Kein Nachweis oincs sachlichen Rechtfertigungsgrundcs 


Eine sachliche Rechtfertig ung fürdie Benachteiligung ande<er Nachfrager mit regionalem Sen­


dungsaufkom1nen. die auf das Angebot von BZE-Teilleistunsen der Betroffenen zu 2. be· 


schränkt sind, besteht nicht 


Schon die bloße Preisspaltung begründet die Vermutung, dass das marktbeherrschende Unter

nehmen seine Stellung missbräuchlich ausnutzt. Bei der Feststellung, ob der Preisunterschied 

durch sachliche Gründe gerechtfertigt und die indizielle Bedeutung der Preisspaltung damit 

ausgeraumt ist, trifft das Unternehmen eine gesteigerte Mitwir1<ungspmcht, vgl. BGH, Urteil vom 

22.07.1999, KVR 12198 (Flugpreisspaltung). Oie Vermutung der Missbräuchlichkeit kennte die 

Betroffene zu 2. jedoch nicht ausräumen. 

­

­

­

Öffentliche Fassung - Enthäl t keine Betriebs- und Geschäftsgeheim n isse 



- 68 ­

Insbesondere lässt sich die Preis-spallung nicht mrt dem Argument begründen. die Entega 11­

Entscheidung des BGH vom 07.12.20 10, KZR 5110, belege, dass das Diskriminierungsverbot 

nichl im Sinne einer allgemeinen ~Aeistbegünstigungsklausel auszulegen sei, die d as marktbe­

herrschende Unternehmen generell z•.\Jinge, allen Kunden gleich günstige Bedingungen und 

Preise einzuräumen. Die Entgelte der Konzernmutter seien daher grundsätzlich nicht maßgeb­

lich für die Preisgestaltung der Tochterunternehmen. Auch der Marktbeherrscher n10sse auf 

unterschiedliche twtarktbedingungen angemessen reagieren können. 

Oern kann nicht gefolgt v1erden. „Entega 11 ~ stellt gerade auf Marktbedingungen ab, die in dem 

im Rahn1en dieser Entscheidung betrachteten Markt nicht vorliegen. Oie Entscheidung hielt eine 

Preisspaltung und sogar eine (vorübergehende} kostenun1erdeckende Markteintrittsbepreisung 

ausnahmsweise für sachlich gerech1fert1gt, weil das Tochterunternehmen des auf einem ande~ 

ren als dem betrachteten tv1arkt marktbeherrschenden Unternehmens auf dem Z•.veitmarkt. der 

von einem dritten Unternehmen beherrscht 'MJrde, fDr weubewerbliche Strukturen sorgen sollte 

Ein solcher Fall liegt hier gerade-nicht vor. Weder liegt ein abv1eichender tvlarkt vor, noch \'läre 

auf einem solchen Zv1eitmarkt die Betroffene zu 2. {und aufgrund der Zurechnung der r<Aarkt­

macht i. s. d. funktionalen Unternehmensbegriffs die Betroffene zu 1.) nicht marktbeherrschend. 

Oie Preisspaltung dient vortiegend gerade dem umgekehrten Zv1eck, das Aufkommen 'Nettbe­

\•1erblicher Strukturen zu unterdrücken. statt sie 2:u fördern. Gerade dies vJollte die „Entega II · 

Entscheidung~ aber verhindern. Sogar auf dem von einem anderen. nicht verbundenen Unter­

nehrnen beherrschten Markt v1are das Verhalten sachlich nicht 9eredltfertigt, ,.1venn der rrJit 

einer Preisspaltu11g verbundene Preisa11griff auf dem Z'.tvejtmarkt gezielt auf die Verdrängt1ng 

eir1es dort 11e<1 i11 d&n Markt eil1getrete11e11. nicht rojt dem herkömmlichen Netzbetreiber dieses 

Marktes verbundenen Wettbewerbers gerichtet ist•, vgl. BHG a. a. 0 ., Rn. 30. 

Abgesehen davon kann zur Rechtfertigung vorliegend auch nicht mehr von einer vorüberge­

henden Markteintrittsbepreisung ausgegangen 'Nerden. da die Betroffene zu 1. die kostenun­

terdeci<enden Entgelte bereits seit mehreren Jahren verlangt. Insbesondere stammt der für die 

Zusammenarbeit mit der zugrunde liegende ~Letter of ln­

tenl' bereits vom 08.12.2009. Nach der Rechtsprechung des BGH liegt in dieser Konstellation 

vielmehr die Annahme nahe, dass es sich um v1e1tbewerbsbehindernde Preise handelt vgl. 

Punkt C.4.a) bb) (2), C.4.b) 

Daneben stellte .Entega II" fest, dass eine Preisspaltung, durch die das Tochteronternehsnen 

auf einem Teilgebiet des von der Konzernmutter beherrschten tv1arktes günstigere Entgelte an~ 
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bot. unzulässig sei. Hier.w führte der BGH, Urteil vom 23.06.2009, !<ZR 21/08 (Enlega 1) schon 

aus. dass eine missbräuchliche Diskriminiefl..ing aufgrond des Verhaltens verbundenet Unter

nehmen durch Preisspaltung grds. verbolen ist. . Die Be1racl>lung des Verhaltens verbundener 

U11lemehmen als \virtschaftliche Einl>eit 1vird dadurch aber 11icht ausgeschlossen. Ei11c andere 

Auslegung wllre 1nä den1 Zweck der Vorschn„t t111veroinbar, 1•1eil die Norm immer dann leerliefe, 

wenn sich das marldbcherrschende Untemchmen für die Preisspaltung rechtlich selbsländiger 

Tochtergesellschaften bediente„,vgl. BGH a. a. 0 ., Rn. 16. 

Zwar könnte .hinsicl11/icl1 der sachlichen Rechtfertigung ( „ .) e1J1eblicl1 werden. dass es auch 

einem AJ)bieter1eito11gsgebu1)dener Gasversorgo11g gr~111dsätzlich u1>ber1on1me11 ist, neben se;. 

()em herkö1J1n1lic!Jer1 Verl„iebs~veg ei11e gOr>stigere Bez11gs1n6glichkeit über eine a11derc eigene 

Vsttriebsgesellscl1aft - iJhtlliC/1 einer z~·teinlDrkenstrofegie bei Konsun1güfcm oder derim Strom

vertrieb bereits elabliorten "BH/igmarkcn" - anzubieten. Eil1 Missbrauchsvonvutfkann sicl1 ir1 

einem solchen Fall aber aus der räun1/ichen Beschränkung des günstigeten Angebols ergeben", 

vgl. BGH a. a. 0 „ Rn. 20. 

Aus den „Entega-Entscheidungen" folgt daher, dass eine Preisspaltung durch ein marktbeherr· 

sehendes Unternehn1en nur gerechtfertigt sein kann, \Venn sie der Wettbewerbsförderung auf 

einem von einem konzernfrem~en Unternehmen beherrschten Zweitmarkt dient. Auf dem selbst 

beherrschten Markt verstößt das Angebot einer „Billigmarke· dann gegen das Oiskriminien.1ngs­

verbot. v1enn es räumlich beschränkt \IJ1rd. Genau das ist vortiegend aber bei den über die Be

troffene zu 1. angebotenen Dienstleistungen der Fall, da ihre Postdienstleistungen auf dem sei­

tens der Betroffenen zu 2. beherrschten Markt regional begrenzt auf die Zustellgebiete OOssel­

dorf, Ruhrgebiet und Berlin offeriert werden. Ande1e vergleichbare Nachfrager mDssen dement­

gegen auf die teureren Teilleistungen der Betroffenen zu 2. ausweichen. 

S. Rechtsfolge 


Bei Feststellung eines Verstoßes gegen die tv1aßstäbe des § 20 Abs. 2 PostG (Tenor zu 7 .) 


sieht die in§ 25 Abs. 2 aufgezeigte Rechtsfolge \/or. dass die Regulierungsbehörde das betrof· 


fene Unternehmen auffordert, die Entgelte unverzüglich den genannten Maßstäben anzupas· 


sen. Die in § 25 PostG aufgezeigten Rechtsfolgen sind in einem z•.veistufigen Beanstandungs­


verfahren niedergelegt, das zwingend d ie Anpassungsaufforderung i. S. d. § 25 Abs, 2 PostG 


(Tenor zu 8.) vor die Unlersagungsverfügung und UnwirksamkeitserkJärung i. S. d. § 25 Abs. 3 


PostG stellt. Der ?Mleite Schritt sieht die Nichtumsetzung <fer Anpassungsaufforderung vor. 


­

­
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a) Anpassung an Maßstäbe des§ 20 Abs. 2 PostG 


Für die inhaltliche Ausgestaltung der Anpassungsaufforderung bedeutet das aufgrund der abs· 


trakten Formulierung der Maßstäbe in § 20 Abs. 2 PostG, dass zy,ar kein konkretes Entgelt 


durch die Regulierungsbehörde vorgeschneben vlerden kann. Jedoch ist das betroffene Unter· 


nehmen aufzufordern. das nicht genehmlgungsbedürltige Entgel! in der Weise anzupassen, 


dass eine festgestellte Ungleichbehandlung i. S. d § 20 Abs. 2 Nr. 3 PostG abzustellen ist. vgl. 


Beck' scher PostG Kommentar, LObbig, 2. Aufl„ § 24 Rn. 44. 


FOr dle Aufforderung zur Beseitigung einer missbräuchlichen Diskriminierung i. S. d. § 20 Abs. 2 


Nr. 3 PostG bedeutet das g rundsät.zfich. dass das betroffene Unternehmen lediglich dazu auf. 


gefordert v.•erden kann, einen d iskriminlerungsfreien Zustand he!'Zustellen. Jedoch kann seitens 


der Regulierungsbehörde nicht vorgegeben \verden. \velcher der verglichenen Zustände. der 


anzuwendende Maßstab ist, vgl, Beck'scher PostG Kommentar, Lübbig, 2. Aufl., § 24 Rn. 45. 


Oe< herzustellende Zustand darf jedoch nicht gegen das Verbot missbräuchlicher Auf- bZ.\V, Ab­


schläge verstoßen. 


Oie Anpassungsaufforderung hat das Ziel, möglichst schnell für Rechtssicherheit aller Beteilig · 


ten zu sorgen. Dies kann nt.1r erreicht \Verden, indem der A npassungsmaßstab und damit der 


Maßstab ~urVermeidung einer Rechtsfolge auf der zweiten Stufe i. S. d. § 2:; Abs. 3 PostG 


dem betroffenen Unternehmen erkennbar ist und ohne mit irgendv1elchen Unsicherheften ver­


bundene Ausleg ung eingehalten v~erden kann. 


Im Ergebnis hat sie daher einen Zustand herzustellen, der allen Kunden vergleichbacer Leistun­


gen (wie vorliegend die Teilleistungen BZE und die Postdienstleistungen der Betroffenen zu 1 . 


C6, CS und C4) einheitliclle Entgelte abverlangt. Bei der Bemessung der Entgelte ist den Maß­


stäben des § 20 Abs. 2 PostG, v1as auch das Verbot missbräuchlicher Auf- bzw. Abschläge be· 


inhattet. Genüge zu tun. 


Eine Anpassung in R1cht\lng auf die gegen das Abschlagsverbot des§ 20 Abs. 2 Nr. 2 PostG 

verstoßenden Entgelte der Betroffenen zu 1. ist dami1 ausgeschlossen. 

b) Unverzüglichkeit 

§ 25 Abs. 2 PostG vertangt. dass festgestellte Verstöße gegen die Entgeltmaßstäbe des § 20 

Abs. 2 PostG vom betroffenen Unternehmen unverzüglich abzustellen sind. Die Regulierungs· 

behörde hat das betroffene Unternehmen aufzufordern, die Entgelte unverzüglich den genann­

ten Maßstäben anzupassen, Tenor zu 8. 

§ 121 Abs. 1 BGB definiert Unven:üglichkeit als Handeln ohne schuldhaftes Zögern. 
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Da im Ergebnis zur Herstellung eines diskriminierungsfreien Zustandes in erster Linie eine AI'r 

passung der Entgelte der Betroffenen zu 1. in Betracht kommt. kann zur UnverzCiglichkeil auf 

die unter Punkt C. 7. b) angestellten Übertegungen Bezug genommen \verden. 

Soweit die Betroffene zu 2. anderweitige Anpassungen im Rahmen des von ihr bundes\veit allen 

Kunden angebotenen Produktportfolios plant, ware es jedoch vor dem Hintergrund des Kunden

und 'Neubewerberschutz.es unbillig, ihr \veitergehende Umsetzungsfristen einzuräumen. Oie 

Hers1ellung eines diskriminierungsfreien Zustandes innerhalb der gev1ährten Umsetzungsfrist ist 

ihr ohne weiteren Aufwand möglich. Es ist ihr unbenommen. weitere Anpassungen an ihrem 

Produktportfolio, die den Entgeltmaßstäben des § 20 Abs. 2 PostG ebenfalls entsprechen müs

sen, auch nach Ablauf der Frist durchzuführen. 

Auch hinsichtlich der Herstellung eines diskriminierungsfreien Zustandes sind der Beschl1..1ss

kammer d ie erfolgten Anpassungen nachzu"1eisen (Tenor zu 9.).Dass der Zeitpunkt für den 

Nach\veis der Anpassung den Umsetzungszeitraum geringfügig überschreitet, folgt daraus. 

dass den Betroffenen noch eine kurze Frist zur inletnen Koordinierung der Meldung und zur 

Sammlung der erforderlichen Untetlagen zu gewahren ist. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines f!.11onats nach Zustellung Klage bei dem Ver.val

tungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe· 

amten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den KJager, den Beklagten und 

den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Bev1eisminel sollen angegeben v.•erden. Der 

Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefOgt \verden, dass alle Beteiligten eine 

Ausfertigung erhalten können, 

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung (§ 44 Satz 2 PostG i. V. m. § 80 Abs 2 TKG (bzw. 

§ 137 Abs, 2 TKG neu)). 

Bonn, den 14.06.2011 

Drege< Meyerding Balzer 

Vocsitzende Beisitzer Beisitzer 

­
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